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AMTSBLATT 
der Evangelischen Kirche Deutschland In 

Heft 9, Jahrgang 1986 Ausgegeben: Hannover, 15. September 1986 

A. Evangelische Kirche in Deutschland
Nr. 121* Neufassung des Pauschalvertrages zwischen der 

Evangelischen Kirche in Deutschland und der 
GEMA über die Aufführung von Musikwerken in 
Gottesdiensten und kirchlichen Feiern. 

Vom 30. April/20. Mai 1986. 

Nachstehend wird die Neufassung des Pauschalvertrages 
zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland und der 
GEMA, Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und me­
chanische Vervielfältigungsrechte, München, über die Auf­
führung von Musikwerken in Gottesdiensten und kirchlichen 
Feiern vom 30. April/20. Mai 1986 veröffentlicht. 

Ha n n o v e r, den 23. Juni 1986 

Evangelische Kirche in Deutschland 

- Kirchenamt�

Ha m m e r

Präsident

Vertrag 

über die Aufführung von Musikwerken in Gottesdiensten 
und kirchlichen Feiern 

(Vereinbarung PV/16 b Nr. 5 [1]) 

Die Evangelische Kirche in Deutschland, 
Herrenhäuser Straße 12, 3000 Hannover 21, 
vertreten durch den Rat der Evangelischen Kirche 
in Deutschland, 

dieser 

vertreten durch den Vorsitzenden des Rates und den Präsiden­
ten des Kirchenamtes 

nachstehend: EKD 

µnd 

die GEMA, Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und 
mechanische Vervielfältigungsrechte, 
Bayreuther Straße 37 /38, 1000 Berlin 30, 
vertreten durch ihren Vorstand, 

Herrn Generaldirektor Professor Dr. h.c. Erich Schulze, 

nachstehend: GEMA 

schließen nachfolgenden Vertrag: 

1. Zur Abgeltung der urheberrechtlichen Vergütungsan­
sprüche gemäß§§ 15 Abs. 2, 19 Abs. 2 und 3, 21 UrhGder
von der GEMA vertretenen Berechtigten für die Auffüh�
rungen von Musikwerken in evangelischen Gottesdien­
sten und kirchlichen Feiern in der Bundesrepublik
Deutschland und Berlin (West) zahlt die EKD pauschal

DM 500.000,00 (in Worten: fünfhunderttausend) 
für die Kalenderjahre 1986 - 1990 

zuzüglich Umsatzsteuer in jeweils gesetzlich festgelegter. 
Höhe, derzeit 7 %. 

2. Die Vergütung nach Ziff. 1 ist jeweils am 1. Juli eines Jahres
fällig und zahlbar.

3. Die EKD wird Inhalt und Umfang der aufgeführten ge­
schützten Musikwerke auf ihre Kosten repräsentativ fest­
stellen lassen und der GEMA mitteilen.

Die näheren Einzelheiten der Erfassung und Kontrolle
werden im Einvernehmen mit der GEMA festgelegt .

4. Dieser Vertrag ersetzt die Vereinbarungen PV /16 b Nr. 4
(1) vom 18. September/20. Oktober 1980 und läuft un­
kündbar bis zum 31.Dezember 1990. Er verlängert sich je­
weils um einJ ahr, falls er nicht drei Monate vor seinem Ab­
lauf von einer der Parteien schriftlich gekündigt wird.

Für den Kündigungsfall werden die Parteien rechtzeitig 
die Verhandlungen für eine neue Vereinbarung aufneh­
men. 

B e r  1 i n, den 30. April 1986 

GEMA 

Gesellschaft für musikalische Aufführungs­
und mechanische Vervielfältigungsrechte 

- Der Vorstand -

Prof. Dr. Erich S c h u 1 z e 

Ha n n  o v e r, den 20.Mai 1986 

Evangelische Kirche in Deutschland 

Der Vorsitzende des Rates 

Dr. K r u s e  

Der Präsident des Kirchenamtes 

Ha m m e r  

Nr. 122* Richtlinien für die Fortbildung zum Sozial­
sekretär. 

Vom 25. Juli 1986. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland er­
läßt gemäß Artikel 9 Buchstabe a) der Grundordnung der 
EKD nach Anhörung der Leitungen der Gliedkirchen fol­
gende Richtlinien für· die Fortbildung zum Sozialsekretär: 

Sozialsekretäre tragen zu dem Dienst der Kirche, die 
vom Auftrag zur Verkündigung und Diakonie bestimmt ist, 
bei. Im Rahmen der Industrie- und Sozialarbeit haben sie 
Vermittlungsaufgaben zwischen Arbeitswelt und Kirche. 
Ziel der Fortbildung zum Sozialsekretär ist es, die Teil­
nehmer dazu zu befähigen, 

a) als Mitarbeiter der evangelischen Kirche mit ihrem
Auftrag zur gesellschaftlichen Diakonie in den Span-
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nungsfeldern von Wirtschaft, Gesellschaft und Staat­
wirksam zu werden sowie theologisch und sozialethisch 
begründete Gesichtspunkte in die Diskussion um die 
Gestaltung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Arbeitnehmer einzubringen; 

b) im Raum der Kirche die besonderen individuellen und
gesellschaftlichen Probleme der Menschen in der Ar­
beitswelt bewußt zu machen, etwas von den Zusam­
menhängen und Problemen von Arbeitswelt und In­
dustriegesellschaft iu verdeutlichen und ein verant­
wortliches Engagement anzuregen.

§ 1

(1) Im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land oder einer ihrer Gliedkirchen, Werke und sonstigen 
Einrichtungen soll als Sozialsekretär nur angestellt werden, 
wer am Seminar für die Fortbildung zum evangelischen 
Sozialsekretär der Evangelischen Sozialakademie Friede­
wald teilgenommen und die Prüfung mit Erfolg abgelegt 
hat. 

(2) Träger der Fortbildung ist der Verein »Haus Friede­
wald« e.V. 

§ 2

(1) Der angehende Sozialsekretär soll

a) über eine abgeschlossene Berufsausbildung und eine
mehrjährige, in der Regel im Bereich der gewerblichen
Wirtschaft gewonnene Erfahrung verfügen;

b) sich im kirchlichen und gesellschaftlichen Bereich
engagiert haben;

c) mindestens 24 Jahre alt sein.

(2) Der angehende Sozialsekretär soll bei Eintritt in die
Fortbildung eine entsprechende Anstellung im Bereich der 
Evangelischen Kirche in Deutschland oder einer ihrer 
Gliedkirchen, Werke und sonstigen Einrichtungen haben. 

(3) Zur Fortbildung zum Sozialsekretär kann zugelassen
werden, wer von einer Gliedkirche angemeldet wird. 

( 4) Über die Zulassung zur Fortbildung entscheidet der
Träger des Seminars in Abstimmung mit der anmeldenden 
Gliedkirche. 

§ 3

Die Fortbildung zum Sozialsekretär beträgt drei Jahre. 
Sie besteht aus: 

1. einem Vorpraktikum von drei Monaten;

2. aus Grund- und Aufbaulehrgängen (theoretische Fort­
bildung), die insgesamt einen Zeitraum von mindestens
neun Monaten umfassen;

3. den dazwischen liegenden und anschließenden Prakti­
kumszeiten bzw. projektbezogenen Lerneinheiten
beim Anstellungsträger von zusammen 24 Monaten.

§ 4

Das Vorpraktikum ist vor Beginn der theoretischen Fort­
bildung beim Anstellungsträger abzuleisten. Es soll dem 
angehenden Sozialsekretär einen Einblick in seine künftige 
Tätigkeit in der Evangelischen Industrie- und Sozialarbeit 
geben. Es wird durch den Anstellungsträger in Verbindung 
mit der für die Industrie- und Sozialarbeit zuständigen 
Stelle begleitet. 

§ 5
Die theoretische Fortbildung findet in drei aufeinander­

folgenden Jahren statt. Sie dauert jährlich 12 Wochen oder 
zweimal sechs Wochen. 

Der Träger des Seminars stellt einen Rahm�nlehrplan 
auf, der neben der Einführung in die Aufgaben des evange­
lischen Sozialsekretärs die Grundlagen der einzelnen Fach­
gebiete vermittelt und in Form eines fächerintegrativen 
projektbezogenen Studiums in Lerneinheiten vorgeht, die 
auf die jeweils relevanten sozialen und politischen Pro­
bleme bezogen sind. 

§ 6

(1) Schwerpunkte der Fortbildung sind Theologie und
Sozialethik. Das Fächerangebot umfaßt insgesamt: 

a) Glaubenslehre (Theologie und Sozialethik),

b) Gesellschaftslehre (Industrie-Soziologie, Arbeits-
lehre),

c) Volkswirtschaft,

d) Staatskunde (Geschichte),

e) Sozialpolitik (Arbeits- und Sozialrecht),

f) Sozial- und Gruppenpädagogik (Erwachsenen- und
Jugendbildung),

g) Einführung in die Berufspraxis.

(2) Während der theoretischen Fortbildung sind Lei­
stungsnachweise in Form von Klausurarbeiten zu er­
bringen. 

§ 7
Vor, zwischen und nach den theoretischen Fortbildungs­

phasen ist der angehende Sozialsekretär beim Anstellungs­
träger tätig (insgesamt 2 \Jahre). Während dieser Zeit soll 
er an langfristigen Vorhaben im Bereich des Anstellungs­
träger� teilnehmen (z.B. Seminarreihen, Umgang mit be­
trieblichen Gruppen). Der Anstellungsträger bestellt zur 
Begleitung einen Mentor. 

Der angehende Sozialsekretär hat über seine praktische 
Tätigkeit beim Anstellungsträger einen Erfahrqngsbericht 
anzufertigen, der dem Träger des Seminars vorzulegen ist. 

§ 8

Die Prüfung besteht aus: 

a) der Anfertigung einer schriftlichen Hausarbeit,

b) einer Klausurarbeit,

c) einer mündlichen Prüfung in vier der in§ 6, 1 genannten
Fächer. Zu den vier gewählten Fächern muß das Fach
Glaubenslehre gehören.

§ 9

Das Thema für die schriftliche Hausarbeit wird von der 
Prüfungskommission gegeben. Für die Anfertigung der 
Hausarbeit stehen dem Prüfling drei Monate. Zeit zur Ver­
fügung. Die schriftliche Hausarbeit kann auf dem vorge­
legten Erfahrungsbericht aufbauen und soll zeigen, daß die 
Fähigkeit zur theoretischen Reflexion der praktischen Arbeit 
vorhanden ist. 

§ 10

(1) Die Prüfungsteile gemäß§ 8, a bis c sind gesondert
zu bewerten. Die Note über die mündliche Prüfung wird 
aus dem arithmetischen Mittel der Leistungen in den vier 
Prüfungsfächern gebildet. 

(2) Die Prü�ung ist bestanden, wenn der Prüfungsteil­
nehmer in jedem der drei Prüfungsteile mindestens aus­
reichende Leistungen erbracht hat. 

(3) Über das Bestehen der Prüfung wird ein Zeugnis
ausgestellt, aus dem die in den einzelnen Prüfungsteilen er-
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zielten Noten hervorgehen. Die Gesamtnote wird aus der 
Benotung der drei Prüfungsteile gebildet. 

(4) Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal
wiederholt werden. 

(5) In der Wiederholungsprüfung kann der Prüfungs­
teilnehmer auf Antrag von der Prüfung in einzelnen Prü­
fungsteilen befreit werden, wenn seine Leistungen darin 
in einer vorangegangenen Prüfung ausgereicht haben und 
er sich innerhalb von zwei Jahren, gerechnet vom Tage der 
Beendigung der nicht bestandenen Prüfung an, zur Wieder­
hohingsprüfung anmeldet. 

§ 11

(1) Zur Abnahme der Prüfung wird eine vom Rat der
Evangelischen Kirche in Deutschland zu berufende Prü­
fungskommission gebildet. Sie besteht aus: 

a) einem Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land,

b) einem Vertreter des Trägers des Seminars für die Fort­
bildung zum Sozialsekretär,

c) einem Dozenten der Evangelischen Sozialakademie
Friedewald,

d) einem Dozenten einer Evangelischen Fachhochschule
für Sozialarbeit,

e) einem Vertreter des Berufsstandes der Sozialsekretäre.

(2) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
beruft den Vorsitzenden und den stellvertretenden Vor­
sitzenden der Prüfungskommission. 

(3) An den Sitzungen der Prüfungskommission können,
der für die Fortbildung zum Sozialsekretär zuständige 
Referent im Kirchenamt und ein Vertreter der entspre­
chenden gliedkirchlichen Referentenkonferenz als Gast 
teilnehmen. 

§ 12

Diese Richtlinien treten unter Aufhebung der Richt­
linien fi,ir die Ausbildung und Prüfung der Sozialsekretäre 
vom 1. Mai 1979 mit Wirkung vom 1. August 1986 in Kraft. 

B e  r I i n ,  den 25. Juli 1986 

Der Rat der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 

Dr. J u n g

B. Zusammensdtlüsse von (jliedkirchen
der Evangelischen l(irche in Deutschland

Evangelische Kirche der Union 
- Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin-West -

Nr. 123* Beschluß zur Besetzung des Disziplinarhofes der 
Evangelischen Kirche der Union. 

Vom 9. Juni 1986. 

Zur Ausführung der Verordnung über das Disziplinarrecht 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1986 
(ABI. EKD 1986 Seite 122 ff.) wird beschlossen: 

1. Die Amtszeit des Disziplinarhofs beginnt jeweils am 1. Juli
und endet nach 6 Jahren am 30. Juni. Die in§ 11 Absatz 1
Satz 3 in Verbindung mit§ 7 Absatz 3 getroffene Regelung
bleibt unberührt.

2. In den Fällen, in denen derDisziplinarhof durch Beschluß
zu entscheiden hat, wirken neben dem Vorsitzenden der
erste geistliche und der erste nichtgeistliche Beisitzer mit.

3. Die für Verfahren gegen Prediger und Kirchenbeamte be­
stellten besonderen Beisitzer und ihre Stellvertreter treten
jeweils an die Stelle des zweiten geistlichen Beisitzers und
seiner Stellvertreter aus der entsprechenden Gliedkirche.

4. In Verfahren gegen ein Mitglied des Konsistoriums (Lan­
deskirchenamts) einer Gliedkirche tritt an die Stelle des
besonderen Beisitzers aus derselben Gliedkirche dessen
Stellvertreter aus einer anderen Gliedkirche.

B e r  l i n, den 9. Juni 1986

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich Bundesrepublik Deutschland
und Berlin-West -

K a r z i g  

Nr. 124* Beschluß zur Amtsdauer der Richter des Verwal­
tungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche der 
Union. 

Vom 9. Juni 1986. 

Zur Ausführung der Verordnung über den Verwaltungsge­
richtshof der Evangelischen Kirche der Union vom 4. Novem­
ber 1969 (ABI. EKD 1969 Seite 483) wird beschlossen: 

Die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsgerichts­
hofes beginnt jeweils am 1. Juli und endet nach achtJ ahren 
am 30. Juni. Die in§ 6 Abs. 2 Satz 3 getroffene Regelung 
bleibt unberührt. 

B e  r I i n, den 9. Juni 1986 

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich Bundesrepublik Deutschland
und Berlin-West -

K a r z i g 

Nr. 125* Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrerdienstge­
setzes der Evangelischen Kirche der Union. 

Vom 10. Juni 1986. 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz über die dienstrechtlichen Verhältnisse 
der Pfarrer in der Evangelischen Kirche der Union (Pfarrer­
dienstgesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. 
März 1981 (ABI. EKD 1981 Seite 176), geändert durch das 
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Kirchengesetz zur Änderung des Pfarrerdienstgesetzes und 
des Hilfsdienstgesetzes der Evangelischen Kirche der Union 
vom 2. April 1984 (ABI. EKD 1985 Seite 117), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 7 Absatz 2 wird Buchstabe a gestrichen.

2. § 21 erhält folgende Fassung:

Freistellung aus besonderen Gründen 

(1) Zur theologischen Fortbildung, zur Teilnahme an 
kirchlichen Tagungen sowie zu missionarischem Dienst 
kann, falls kein dienstlicher Auftrag vorliegt, dem Pfarrer 
neben dem jährlichen Erholungsurlaub ein besonderer 
Urlaub gewährt werden. Für die Urlaubserteilung gelten 
die Bestimmungen des § 23 Absatz 2, soweit der erbetene 
Urlaub insgesamt 14 TageimJahrnichtüberschreitet.Dar­
über hinausgehenden Urlaub erteilt das Konsistorium 
(Landeskirchenamt). 

(2) Zur Dienstleistung bei der Evangelischen Kirche
in Deutschland, der Evangelischen Kirche der Union, ei­
ner anderen Landeskirche, einer mit der Landeskirche in 
Beziehung stehenden, kirchlichen Zwecken dienenden 
Körperschaft oder einem sonstigen von der Kirchenlei­
tung gebilligten Dienst kann der Pfarrer vom Konsistorium 
(Landeskirchenamt) auf Antrag ohne Wartegeld in den 
Wartestand versetzt werden.§ 57 Absatz 2 und§ 60 finden 
keine Anwendung. 

(3) Der Pfarrer kann, wenn ein wichtiger Grund vor­
liegt und dienstliche Interessen nicht entgegenstehen, vom 
Konsistorium (Landeskirchenamt) auf Antrag bis zu zwei 
Jahren ohne Besoldung beurlaubt werden. Die Beurlau­
bung bedarf der Zustimmung des Leitungsorgans der An­
stellungskörperschaft, bei Gemeindepfarrern auch des 
Kreiskirchemates (Kreissynodalvorstandes ). 

( 4) Während des Wartestandes nach Absatz 2 und des
Urlaubs nach Absatz 3 untersteht der Pfarrer, unbescha­
det eines neuen Dienstverhältnisses, der Disziplinarbefug­
nis seiner Kirche. Ihm.bleiben alle Rechte und Anwart­
schaften mit Ausnahme des Anspruchs auf Wartegeld 
oder Besoldung gewahrt. 

(5) Endet der Wartestand nach Absatz 2, so ist das
Konsistorium (Landeskirchenamt) dem Pfarrer bei der 
Bewerbung oder der Berufung in eine neue Pfarrstelle be­
hilflich. Wird er nicht sogleieh nach Beendigung der 
Dienstleistung in eine neue Pfarrstelle berufen, so bleibt er 
im Wartestand. Er erhält, soweitnicht etwas anderes be­
stimmt ist, ein Wartegeld nach Maßgabe der besonderen 
kirchengesetzlichen Bestimmungen. 

3. § 32 erhält folgende Fassung:

' Nebentätigkeiten 

(1) Der Pfarrer darf kein Gewerbe betreiben. Eine ge­
werbliche oder berufliche Tätigkeit seines Ehegatten darf 
seinem Dienst nicht abträglich sein. 

(2) Der Pfarrer darf eine Tätigkeit, die mit seinem
amtlichen Wirkungskreis nicht verbunden ist (Nebenamt, 
Nebenbeschäftigung, Ehrenamt), nur übernehmen, soweit 
dies mit seinem Auftrag als Pfarrer und mit der gewissen­
haften Erfüllung seiner Dienstpflichten: vereinbar ist. Dies 
gilt auch für eine Vormundschaft, Pflegschaft oder Testa­
mentsvollstreckung. 

(3) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit ist, auch
wenn sie unentgeltlich geschieht, die vorherige Zustim­
mung des Konsistoriums (Landeskirchenamts) erforder­
lich. Die Zustimmung kann zurückgenommen werden, 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht mehr ge­
geben sind. 

( 4) Nicht zustimmungspflichtig ist

a) eine schriftstellerische, wissenschaftliche oder künst­
lerische Tätigkeit oder eine nur gelegentlich ausgeübte
Vortragstätigkeit,

b) die Übernahme von Ehrenämtern in Körperschaften,
Anstalten, Gesellschaften oder Vereinen, deren Be­
streben kirchlichen, wohltätigen, wissenschaftlichen ·
oder kulturellen Bestrebungen dienen.

Tätigkeiten nach Buchstabe b sind dem Leitungsorgan 
der Anstellungskörperschaft, bei Gemeindepfarrern auch 
tlem Superintendenten, anzuzeigen. Eine nicht zustim­
mungspflichtige Tätigkeit kann vom Konsistorium (Lan­
deskirchenamt) ganz oder teilweise untersagt werden, 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht oder nicht 
mehr gegeben sind. 

(5) Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen, ob
Vergütungen für Nebentätigkeiten abzuführen sind. 

4. § 53 Absatz 3 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

(3) Der Pfarrer ist in den Wartestand zu versetzen,
wenn er nicht innerhalb eines Jahres nach dem gemäß § 50 
Absatz 3 Satz 1 festgestellten Zeitpunkt in eine neue Pfarr­
stelle berufen wird. Die Versetzung in den Wartestand setzt 
jedoch voraus, daß seit dem Eintritt der Unanfechtbarkeit 
der Entscheidung über die Abberufung mindestens sechs 
Monate vergangen sind. 

( 4) Im Falle einer Beurlaubung werden nach Ablauf
der Jahresfrist gemäß Absatz 3 Satz 1 die das Wartegeld 
übersteigenden Dienstbezüge einbehalten. Wird die Ent­
scheidung über die Abberufung unanfechtbar, so verfallen 
die einbehaltenen Beträge; wird die Entscheidung aufge­
hoben, so sind die einbehaltenen Beträge nachzuzahlen. 
Die Zeit einer Beurlaubung nach Satz 1 wird auf die Frist 
des § 60 Absatz 1 angerechnet. 

5. In§ 57 Absatz 2 erhält der zweite Halbsatz von Satz 1 fol­
gende Fassung:

dies gilt nicht, solange sich der Pfarrer gemäß§ 21 Absatz 2
oder§ 61 a Absatz 1 oder aufgrund sonstiger kirchenge­
setzlicher Bestimmungen im Wartestand ohne Wartegeld
befindet.

6. In§ 59 Absatz 9 Satz 3 wird das Komma hinter dem Wort
»Beträge« durch ein Semikolon ersetzt. Der anschlie­
ßende Halbsatz erhält folgende Fassung:

wird die Entscheidung aufgehoben, so sind die einbehalte­
nen Beträge nachzuzahlen. 

7. In§ 60 Absatz 1 erhält der zweite Halbsatz von Satz l fol­
gende Fassung:

dies gilt nicht, solange sich der Pfarrer gemäß§ 21 Absatz 2
oder§ 61 a Absatz 1 oder aufgrund sonstiger kirchenge­
setzlicher Bestimmungen im Wartestand ohne Wartegeld
befindet.

8. In§ 64 Absatz 1 Buchstabe d werden die Worte »einer Be­
urlaubung oder eines Wartestandes gemäß§ 21 Absatz 2«
durch »eines Wartestandes oder einer Beurlaubung gemäß
§ 21 Absätze 2 und 3« ersetzt.

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt für die Evangelische Kirche der Union 
am 1. April 1987 in Kraft. Es wird vom Rat für die Gliedkir­
chen in Kraft gesetzt, nachdem diese jeweils zugestimmt ha­
ben. 

B e r 1 i n, den 10. Juni 1986 

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 
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- Bereich Bundesrepublik Deutschland
und Berlin-West -

K a r z i g  

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet. 

B e r  l i n, den 10. Juni 1986 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich Bundesrepublik Deutschland
und Berlin-West -

D.B r a n d  t

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Nr. 126 Bekanntmachung des Beschlusses der Arbeits­
und Dienstrechtlichen Kommission vom 26. März 
1986 über die 3. Änderung der Dienstvertragsord­
nung. 

Vom 11. Juni 1986. (KABI. d. Ev.-luth. Landes­
kirche Hannovers S. 91) 

Nachstehend machen wir den Beschluß der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission vom 26. März 19 86 über die 3. 
Änderung der Dienstvertragsordnung bekannt. 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Geschäftsstelle 

Dr. v o n T i l i n g 

3. Änderung der Dienstvertragsordnung

vom 26. März 1986 
Aufgrund des§ 20 Abs. 2 des Gemeinsamen Mitarbeiterge­

setzes vom 14. März 1978 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 33), 
geändert durch Kirchengesetz vom 10. Oktober 1979 (Kirchl. 
AmtsblattHannoverS.143),hatdieArbeits-undDienstrecht­
liche Kommission die Dienstvertragsordnung vom 16. Mai 
1983 (Kirchl. Amtsblatt Hannover S. 65), zuletzt geändert 
durch die 2. Änderung der Dienstvertragsordnung vom 15. 
November 1985 (Kirchl. Amtsblatt Hannover 1986 S. 9), wie 
folgt geändert: 

§1

Änderung der Dienstvertragsordnung 
1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach dem Wort »Bestim­
mungen« die Worte »und Vorruhestand« angefügt.

b) Es wird folgender Absatz 6 angefügt:

»( 6) Die Vorruhestandsregelung für hauptberufli­
che Angestellte und Arbeiter ergibt sich aus der An­
lage 9.« 

2. In§ 12Nr. 2 Buchst. cwerdendie Worte»LeitervonFami­
lienbildungsstätten nach Sparte I Nr. 7« durch die Worte
»Pädagogische Mitarbeiterinnen; Leiterinnen und stell­
vertretende Leiterinnen nach Sparte I Nr. 7, 8 und 9« er­
setzt.

3. Jn_§ 22 wird folgender Absatz 4 angefügt:
»(4) EinAnspruchaufdieZuwendunggemäß§ lAbs.

2 des Tarifvertrages über eine Zuwendung für Angestellte
besteht auch in den Fällen, in denen der Angestellte wegen
Eintritts in den Vorruhestand nach der Vorruhestandsre­
gelung aus dem Beschäftigungsverhältnis ausscheidet.« 

4. In§ 37 wird folgender Absatz 4 angefügt:
»( 4)- Ein Anspruch auf die Zuwendung gemäß§ 1 Abs.

2 des Tarifvertrages über eine Zuwendung für Arbeiter be­
steht auch in den Fällen, in denen der Arbeiter wegen Ein-

tritts in den Vorruhestand nach der Vorruhestandsrege­
lung aus dem Beschäftigungsverhältnis ausscheidet.« 

5. In der Anlage 1 erhält die Sparte I folgende Fassung:

» I: Mitarbeiterinnen an Familienbildungsstätten

1. Pädagogische Mitarbeiterinnen 1) mit abge-
schlossener Berufsausbildung VII 

2. Mitarbeiterinnen wie zu 1. nach sechsjähri-
ger Bewährung VI b 

3. Pädagogische Mitarbeiterinnen 1) mit abge-
schlossener Fachschulausbildung VII 

4. Mitarbeiterinnen wie zu 3. nach sechsmona-
tiger Tätigkeit Vlb 

5. Pädagogische Mitarbeiterinnen mit Meister-
prüfung oder einer gleichwertigen Prüfung Vlb

6. Mitarbeiterinnen wie zu 4. und 5. nach drei-
jähriger Bewährung V c 

7. Pädagogische Mitarbeiterinnen mit einem
ihrer Tätigkeit entsprechenden Fachhoch­
schulabschluß und staatlicher Anerkennung Vb

8. Leiterinnen mit entsprechendem Fachhoch­
schulabschluß und staatlicher Anerkennung
in Familienbildungsstätten mit bis zu 3500
Unterrichtsstunden jährlich 2) V b  

9. Stellvertretende Leiterinnen mit entspre­
chendem Fachhochschulabschluß und staat­
licher Anerkennung in Familienbildungs­
stätten mit mehr als 3500 und bis zu 7000 
Unterrichtsstunden jähdich 2) V b  

10. Mitarbeiterinnen wie zu 7. nach vierjähriger
Bewährung IV b 

11. Mitarbeiterinnen wie zu 8. oder 9. nach vier
Jahren in djeser Tätigkeit IVb 

12. Leiterinnen mit entsprechendem Fachhoch­
schulabschluß und staatlicher Anerkennung
in Familienbildungsstätten mit mehr als 3500
und bis zu 7000 Unterrichtsstunden jähr-
lich 2) IV b 

13. Stellvertretende Leiterinnen mit entspre­
chendem Fachhochschulabschluß und staat­
licher Anerkennung in Familienbildungs­
stätten mit mehr als 7000 und bis zu 10500 
Unterrichtsstunden jährlich 2) IV b 

1) Die Tätigkeit der pädagogischen Mitarbeiterin wird durch
lehrende, beratende und planende Funktion bestimmt; Verwal­
tungsaufgaben können hinzutreten. 

2) Die Unterrichtsleistung wird bezogen auf die gesamte Fami­
lienbildungsstätte. Die durch Honorarkräfte geleisteten Unter­
richtsstunden zählen bei der Unterrichtsleistung mit. Die geforder­
ten Stundenzahlen beziehen sich auf den Mittelwert aus den im 
zurückliegenden Jahr geleisteten und den nach der Planung für das 
laufende Jahr vorgesehenen Unterrichtsstunden.« 
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14. Mitarbeiterinnen wie zu 12. nach vier Jahren 
in dieser Tätigkeit IV a 

15. Mitarbeiterinnen wie zu 13. nach mindestens
drei Jahren in dieser Tätigkeit IV a 

16. Leiterinnen mit entsprechendem Fachhoch­
schulabschluß und staatlicher Anerkennung
in Familienbildungsstätten mit mehr als 7000
und bis zu 10500 Unterrichtsstunden jähr-
lich 2) IV a 

17. Stellvertretende Leiterinnen mit entspre­
chendem Fachhochschulabschluß und staat­
licher Anerkennung in Familienbildungs­
stätten mit mehr als 10500 Unterrichts-
stunden jährlich 2) IV a 

18. Mitarbeiterinnen wie zu 16. nach mindestens
vier Jahren in dieser Tätigkeit in 

19. Mitarbeiterinnen wie zu 17. nach mindestens
vier Jahren in dieser Tätigkeit III 

20. Leiterinnen mit entsprechender abgeschlos­
sener Hochschulbildung in Familienbil­
dungsstätten mit mehr als 10500 Unter-
richtsstunden jährlich 2) III 

21. Mitarbeiterinnen wie zu 20. nach fünf Jahren
in dieser Tätigkeit II a 

6. Es wird folgende Anlage 9 angefügt:

Vorruhestandsregelung 

Nr.1 

Geltungsbereich 

»Anlage 9
(zu§ 2 Abs. 6) 

Diese Vorruhestandsregelung gilt für Mitarbeiter, die in ei­
ner der Rentenversicherung der Angestellten oder der Arbei­
ter unterliegenden Beschäftigung tätig sind und die mit minde­
stens der Hälfte der durchschnittlichen regelmäßigen 
Arbeitszeit beschäftigt werden(§ 1 Abs. 2).-

Nr. 2 

Vereinbarung über den Eintritt in den Vorruhestand 

(1) Auf Antrag des Mitarbeiters kann zwischen dem An­
stellungsträger und dem Mitarbeiter vereinbart werden, daß 
der Mitarbeiter zum Zweck des Eintritts in den Vorruhestand 
aus dem Dienstverhältnis ausscheidet. Der Anstellungsträger 
hat die Entscheidung über den Antrag nach pflichtgemäßem 
Ermessen zu treffen. 

(2) Antragsberechtigt sind, wenn die Voraussetzungen
der Nr. 3 erfüllt sind, 

im Jahr 1986 Mitarbeiter, dievor demJahr 1929 geboren sind, 

im Jahr 1987 Mitarbeiter, dievor demJahr 1930 geboren sind, 

im Jahr 1988 und später Mitarbeiter,dievordemJahr 1931 ge­
boren sind. 

(3) Der Mitarbeiter hat den Antrag möglichst frühzeitig
schriftlich zu stellen; mündliche Anträge sind unwirksam. 

( 4) Der Antrag soll den Termin enthalten, zu dem der Mit­
arbeiter in den Vorruhestand eintreten möchte. 

(5) Der Eintritt in den Vorruhestand darf jeweilsnur am 1.
eines Kalendermonats beginnen, frühestens am 1. des auf die 
Vollendung des 58. Lebensjahres folgenden Monats. 

( 6) Der Eintritt in den Vorruhestand setzt voraus, daß eine
entsprechende Vereinbarung zwischen dem Mitarbeiter _und 
dem Anstellungsträger' schriftlich abgeschlossen worden ist. 
Mündliche Erklärungen sind unwirksam. 

(7) Beabsichtigt der Anstellungsträger, mit dem Mitarbei­
ter eine Vereinbarung zu schließen, so sollen sich Anstellungs­
träger und Mitarbeiter über den Zeitpunkt des Beginns des 
Vorruhestandes einigen. 

(8) Vom Beginn des Vorruhestandes an erhält der Mitar­
beiter Vorruhestandsgeld. 

(9) Ein Mitarbeiter kann nicht zur Beendigung seines
Dienstverhältnisses durch Vereinbarung über den Vorruhe­
stc;md gezwungen werden. Die Nichtinanspruchnahme der 
Vorruhestandsregelung ist kein Grund für eine Kündigung des 
Dienstverhältnisses durch den Anstellungsträger. 

Nr. 3 

Voraussetzungen für den Antrag auf Abschluß einer 
Vereinbarung über den Vorruhestand 

Der Mitarbeiter kann einen Antrag gemäß Nr. 2 Abs. 1 nur 
stellen, wenn er 

a) das 58. Lebensjahr vollendet hat,

b) innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beendigung des Be­
schäftigungsverhältnisses mindestens 1080 Kalendertage
in einer die Beitragspflicht begründeten Beschäftigung im
Sinne des§ 168 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) ge­
standen hat, wobei Zeiten des Bezuges von Arbeitslosen­
geld oder Arbeitslosenhilfe sowie Zeiten im Sinne des §
107 Nr. 2 bis 6 AFG derzeit einer solchen Beschäftigung
gleichstehen,

c) vorEintritt indenVorruhestandmindestens fünfJahreun­
unterbrochen im kirchlichen Dienst beschäftigt war,

d) bei Eintritt in den Vorruhestand keine Beschäftigungen
oder selbständige Tätigkeiten ausübt, die die Geringfügig­
keitsgrenze des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB IV) überschreiten oder aufgrund solcher Beschäfti­
gungen Verletztengeld erhält, es sei denn, daß er die Be-_
schäftigungen oder selbständigen Tätigkeiten auch schon
innerhalb der letzten fünf Jahre vor Eintritt in den Vorru­
hestand ständig ausgeübt hat.

Nr.4 

Voraussetzungen für den Abschluß einer 
Vereinbarung über den Vorruhestand 

(1) Anstellungsträger dürfen eine Vereinbarung über den
Eintritt in den Vorruhestand nur abschließen, wenn die Vor­
aussetzungen des Vorruhestandsgesetzes (VRG) vorliegen . 

(2) Der Anstellungsträger hat aus Anlaß der Beendigung
des Dienstverhältnisses 

a) einen beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldeten Arbeitneh­
mer oder

b) einen Jugendlichen oder sonstigen Arbeitnehmer, für den_
nach Abschluß der Ausbildung kein Arbeitsplatz vorhan­
den ist,

auf dem frei gemachten oder auf einem infolge des Ausschei­
dens durch Umsetzung frei gewordenen Arbeitsplatz zu be­
schäftigen oder 

c) einen Auszubildenden zu beschäftigen, sofern der Anstel­
lungsträger in der Regel ausschließlich der Auszubilden­
den und Schwerbehinderten nicht mehr als 20 Arbeitneh­
mer beschäftigt. § 10 Abs. 2 Satz 2 bis 4 des
Lohnfortzahlungsgesetzes gilt entsprechend mit der Maß­
gabe, daß das letzte Kalenderjahr vor Beginn des Ausbil­
dungsverhältnisses maßgebend ist.

Nr. 5 
Vorruhestandsgeld 

(1) Der ausgeschiedene Mitarbeiter erhält vom Beginn
des Vorruhestandes an ein Vorruhestandsgeld in Höhe von 6 5

\ 
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v. H. des Bruttoarbeitsentgelts. Das Vorruhestandsgeld ist zum
gleichen Zeitpunkt fällig, in dem die Vergütungen und Löhne
ausbezahlt werden.

(2) Bruttoarbeitsentgelt im Sinne des Absatzes 1 ist das
Arbeitsentgelt, das der ausgeschiedene Mitarbeiter in den 
letzten sechs Monaten vor Beginn des Vorruhestandes durch­
schnittlich erzielt hat, soweit es im jeweiligen Monat die Bei­
tragsbemessungsgrenze des § 175 Abs. 1 Nr. 1 AFG nicht 
überschreitet.§ 112 Abs. 2, 4, 5 Nr. 3 und Abs. 7 AFG ist ent­
sprechend anzuwenden. 

(3) Jeweils nach Ablauf eines Jahres seit Beginn des Vor­
ruhestandes erhöht sich das Vorruhestandsgeld um den Vom­
hundertsatz, um den die Renten der gesetzlichen Rentenversi­
cherung zuletzt vor diesem Zeitpunkt nach dem jeweiligen 
Rentenanpassungsgesetz angepaßt worden sind. 

Nr.6 

Erlöschen und Ruhen des Anspruchs 
auf Vorruhestandsgeld 

(1) Der Anspruch aufVorruhestandsgeld erlischt mit Be­
ginn des Monats, für den der ausgeschiedene Mitarbeiter Al­
tersruhegeld vor Vollendung des 65. Lebensjahres oder eine 
andere der in§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b und Abs. 2 VRG ge­
nannten Leistungen beanspruchen kann. Der Anspruch auf 
Vorruhestandsgeld erlischt spätestens mit Ablauf des Monats, 
in dem der ausgeschiedene Mitarbeiter das 65. Lebensjahr 
vollendet. 

(2) Beim Tod des ausges�edenen Mitarbeiters erlischt
der Anspruch auf Vorruhestandsgeld mit Ablauf des Sterbe­
monats. 

(3) Der Anspruch aufVorruhestandsgeld

a) ruht während der Zeit, in der der ausgeschiedene Mitar­
beiter Beschäftigungen oder selbständige Tätigkeiten aus­
übt, die die Geringfiigigkeitsgrenze des § 8 SGB N über­
schreiten oder in der er aufgrund solcher Beschäftigungen
Verletztengeld erhält; die Grenze hinsichtlich des Sechs­
tels des Gesamteinkommens ist dabei nicht anzuwenden,

b) erlischt, wenn er nach dieser Bestimmung mindestens 150
Kalendertage geruht hat; mehrere Ruhezeiträume sind da­
bei zusammenzurechnen.

(4) Beschäftigungen oder selbständige Tätigkeiten blei­
ben bei der Anwendung des Absatzes 3 unberücksichtigt, so­
weit der ausgeschiedene Mitarbeiter sie auch schon innerhalb 
der letzten fünf Jahre vor Beginn des Vorruhestandes ständig 
ausgeübt hat. 

( 5) Besteht in Ausnahmefällen eine besondere sittliche
Verpflichtung zur Übernahme einer Beschäftigung oder selb­
ständigen Tätigkeit, durch die die Ruhensvorschrift des Absat­
zes 3 Buchst. a ausgelöst würde, so können der Anstellungsträ­
ger mit vorheriger Zustimmung der zuständigen obersten 
Behörde und der Mitarbeiter die Vereinbwung dahin abän­
dern, daß Vorruhestandsgeld vom Beginn des Monats ab, in 
dem die Beschäftigung oder Tätigkeit aufgenommen wird, nur 
noch in Höhe des bisherigen Vorruhestandsgeldes, vermin­
dert um den sonst fälligen Zuschuß der Bundesanstalt für Ar­
beit, gezahlt wird. 

Nr. 7 

Beiträge zur Kranken- und Rentenversicherung 

(1) Der bisherige Anstellungsträger trägt 50 v. H. des Bei­
trages, der für das Vorruhestandsgeld zur Pflichtversicherung 
des ausgeschiedenen Mitarbeiters in der gesetzlichen Kran­
ken- und Rentenversicherung zu zahlen ist. 

. (2) Für den von der Pflichtversicherung befreiten ausge-
schiedenen Mitarbeiter trägt der bisherige Anstellungsträger 
50 v. H. des Beitrages, den der ausgeschiedene Mitarbeiter für 

das Vorruhestandsgeld zur freiwilligen oder privaten Kran­
kenversicherung und zur Altersversorgung zu zahlen hat, 
höchstens jedoch den Betrag, der an die gesetzliche Kranken­
und Rentenversicherung zu entrichten wäre. 

Nr. 8 

Sonderumlage zur Zusatzversorgung 

Während der Zeit des Vorruhestandes entrichtet der An­
stellungsträger eine monatliche Sonderumlage an die Zusatz­
versorgungskasse, soweit das jeweils geltende Zusatzverso­
rungsrecht die Möglichkeit zur Zahlung einer solchen Umlage 
vorsieht. 

Nr. 9 

Mitwirkungs- und Erstattungspflicht 

(1) Der Mitarbeiter darf durch sein Verhalten den Zu­
schuß der Bundesanstalt für Arbeit nicht gefährden. Er hat ins­
besondere alle ihn betreffenden Verhältnisse, soweit sie für 
den Bezug des Vorruhestandsgeldes und für den Zuschuß der 
Bundesanstalt für Arbeit erheblich sind, dem bisherigen An­
stellungsträger unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Der ausgeschiedene Mitarbeiter hat den Antrag auf
Altersruhegeld oder auf andere der in§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b 
und Abs. 2 VRG genannten Leistungen zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt zu stellen. 

(3) Nach Vollendung des 60. Lebensjahres hat der ausge­
schiedene Mitarbeiter auf Verlangen des bisherigen Anstel­
lungsträgers diesem nachzuweisen, daß er Alters_ruhegeld 
oder andere der in§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b und Abs. 2 VRG 
genannten Leistungen nicht beanspruchen kann. Kommt der 
ausgeschiedene Mitarbeiter dem Verlangen nicht nach, so 
kann der bisherige Anstellungsträger das Vorruhestandsgeld 
so lange zurückbehalten, bis der ausgeschiedene Mitarbeiter 
den Nachweis erbracht hat. 

( 4) Der ausgeschiedene Mitarbeiter hat zu Unrecht emp­
fangenes Vorruhestandsgeld dem Anstellungsträger zurück­
zuzahlen. In den Fällen des § 10 Abs. 2 VRG vermindert sich 
die Rückzahlungspflicht um die von dem ausgeschiedenen 
Mitarbeiter der Bundesanstalt für Arbeit ersetzten oder zu er­
setzenden Zuschüsse. 

Nr. 10 

Ausschlußfrist 

Nach Eintritt des Mitarbeiters in den Vorruhestand sind alle 
Ansprüche auf Leistungen aus der Vereinbarung über den 
Vorruhestand innerhalb der Ausschlußfristen der §§ 21 und 
35 schriftlich geltend zu machen. 

Nr. 11 

Sicherung für den Fall der Zahlungseinstellung 

Die Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, die Ev.-luth. Lan­
deskirche in Braunschweig und die Ev.-luth. Kirche in Olden­
burg übernehmen die Haftung für alle Anstellungsträger in ih­
rem Bereich für etwaige Ausfälle von Vorruhestandsgeld, die 
sich für den Fall der Zahlungseinstellung eines Anstellungsträ­
gers ergeben können.« 

§ 2

Übergangsbestimmung zu § 1 Nr. 6 

Treten tarifliche Bestimmungen im Laufe des Jahres 1988 in 
Kraft, durch die für den öffentlichen Dienst im Land Nieder­
sachsen die Arbeitszeit verkürzt wird, so sollen diese Bestim­
mungen nach Maßgabe des geltenden Rechts wirksam wer­
den; jedoch fallen dann die durch die Bestimmungen des § 15 a 
BAT und des § 15a MTL II geregelten Arbeitszeitverkürzun­
gen: im gleichen Umfang weg. 
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§3
Es treten in Kraft 

a) § 1 Nr. 2 und 5 mit Wirkung vom 1. Mai i986,
b) die übrigen Bestimmungen am 1. Juli 1986.

H a n n o v e r, den 26. März 1986 

Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission 

Dr. S t r i e t z e l 
(Vorsitzender) 

C. Aus den (jliedkirchen

Evangelische Landeskirche in Baden 

Nr. 127 Ordnung der theologischen Prüfungen. 

Vom 9. April 1986. (GVBL S. 72) 
Der Landeskirchenrat erläßt im Benehmen mit der Landes­

synode und der Evangelisch-Theologischen Fakultät der Uni­
versität Heidelberg gemäß § 123 Abs. 2 Buchst. b der Grund­
ordnung und § 3 des Pfarrerdienstgesetzes nachstehende 
Ordnung der theologischen Prüfungen: 

A. Allgemeines

§1
(1) Das theologische Studium dauert bis zur 1. theologi­

schen Prüfung mindestens sieben Semester. 
(2) Werden die für das Studium der Tl).eologie erforderli­

chen alten Sprachen während des Studiums erlernt, so ist für 
jede dieser Sprachen ein Semester der Mindestsemesterzahl 
zuzurechnen. 

(3) Das Studium an Kirchlichen Hochschulen und an aus­
ländischen Hochschulen kann nur dann auf die Mindestseme­
sterzahl angerechnet werden, wenn der Evangelische Oberkir­
chenrat zuvor seine Zustimmung dazu erklärt hat. In der Regel 
werden nur zwei der an diesen Hochschulen verbrachten Se­
mester angerechnet; das erste der an einer fremdsprachigen 
Hochschule verbrachten Semester wird in der Regel nicht an­
gerechnet. 

( 4) Ob und in welchem Umfang die an anderen Fakultäten
vor Beginn des theologischen Studiums auf Universitäten ver­
brachten Semester angerechnet werden, entscheidet · der 
Evangelische Oberkirchenrat. 

§2
(1) Der Evangelische Oberkirchenrat veranstaltet jähr­

lich eine Einführungstagung in das Studium der Theologie, die 
mit den wichtigsten Problemen des theologischen Studiums 
und des kirchlichen Dienstes vertraut macht. 

(2) Der Evangelische Oberkirchenrat führt eine Liste der
badischen Theologiestudenten. Er will dadurch eine kontinu­
ierliche Verbindung zwischen Kirchenleitung und Studenten 
fördern und sicherstellen, daß den Studenten der Landes­
kirche alle wichtigen Informationen über die Entwicklung des 
kirchlichen Lebens, aber auch Rat und Hilfe für ihr Studium 
gegeben werden können. 

(3) Über die Aufnahme in die Liste entscheidet der Evan­
gelische Oberkirchenrat aufgrund einer schriftlichen Mittei­
lung des Studenten. Dieser hat einen handschriftlichen Le­
benslauf, ein Paßbild, eine Abschrift des Reifezeugnisses und 
eine Bescheini�g des zuständigen Pfarramts beizufügen, 
daß er sich dem Altestenkreis seiner Heimatgemeinde vorge­
stellt hat. 

(4) Im Zusammenhang mit der Aufnahme erfolgt zum
Zwecke des Kennenlernens eine persönliche Besprechung mit 
dem zuständigen Vertreter des Evangelischen Oberkirchen­
rats. 

( 5) Die Aufnahme in die Liste verpflichtet weder den Stu­
denten zum späteren Dienst in der Landeskirche noch den 
Evangelischen Oberkirchenrat zur späteren Verwendung des 
Studenten im Dienst der Landeskirche. 

( 6)' Die in der Theologenliste der Landeskirche geführten 
Studenten bilden den Konvent badischer Theologiestudenten. 
Dieser regelt seine Angelegenheiten in eigener Verantwor­
tung, fördert vor allem die Verbindung der badischen Theolo­
giestudenten untereinander und mit der Landeskirche und 
wird in seiner Arbeit vom Evangelischen Oberkirchenrat un­
terstützt. 

§3
(1) Nur wer in der Heiligen Schrift des Alten und Neuen

Testamentes zu Hause ist, kann in der evangelischen Kirche 
Diener am Wort sein. Deshalb ist eine gute Kenntnis der bibli­
schen Texte unverzichtbare Voraussetzung für das Gelingen 
des Studiums der evangelischen Theologie. Dies gilt insbeson­
dere angesichts der notwendigen Spezialisierung der theologi­
schen Wissenschaft. Der Evangelische Oberkirchenrat veran­
staltet daher für die Studenten in den ersten Semestern eine 
Prüfung im Fach Bibelkunde, die für alle in der Theologenliste 
der Landeskirche geführten Studenten verpflichtend ist. 

(2) Im Zusammenhang mit der Prüfung im Fach Bibel­
kunde findet ein von dieser gesondertes Studienberatungsge­
spräch statt. Es hat eine den ersten Abschnitt des Studiums ab­
schließende Bestandsaufnahme sowie ein gemeinsames 
Nachdenken über die Gestaltung des weiteren Studiums zum 
Inhalt. 

(3) Die Prüfung im Fach Bibelkunde und das Studienbe­
ratungsgespräch finden nach Bedarf zweimal jährlich am Sitz 
des Evangelischen Oberkirchenrats statt. Die Vorschriften für 
die 1. theologische Prüfung finden sinngemäß Anwendung. 

( 4) Für die Meldung zur Prüfung im Fach Bibelkunde und
zum Studienberatungsgespräch sind folgende Fristen zu be­
achten: 
a) wenn der Student nach dem Abitur keine weitere Sprache

erlernen muß, frühestens nach dem zweiten, spätestens
nach dem vierten Semester,

b) wenn der Student Sprachen erlernen muß, verschiebt sich
der späteste Termin je Sprache um jeweils ein Semester.

Die Einhaltung dieser Fristen ist eine der Bedingungen für 
die Zulassung zur 1. theologischen Prüfung. Die Fristen dürfen 
nur mit vorheriger Einwilligung oder mit nachträglicher Ge­
nehmigung des Evangelischen Oberkirchenrats überschritten 
werden. 

(5) Die Gesuche um Zulassung sind mindestens sechs
Wochen vor Beginn der Prüfung beim Evangelischen Oberkir­
chenrat einzureichen. Dem Gesuch sind beizufügen: 
a) eine nach Disziplin geordnete Aufstellung aller bisher be­

legten Lehrveranstaltungen,
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b) die Zeugnisse über die bisher abgelegten Sprachprüfun­
gen,

c) sämtliche bisher erworbenen Seminarscheine,

d) im Studium angefertigte Pro- und Hauptseminararbeiten
und schriftlich ·ausformulierte Referate, jeweils mit Beur­
teilung.

(6) Über das Ergebnis der Prüfung im Fach Bibelkunde
erhält der Student vom Evangelischen Oberkirchenrat ein 
Zeugnis. Über die Teilnahme am Studienberatungsgespräch 
erhält er eine Bescheinigung. 

(7) Ist die Prüfung im Fach Bibelkunde nicht bestanden,
so kann sie zum nächstfolgenden Prüfungstermin einmal wie­
derholt werden. Der Evangelische Oberkirchenratkann eine 
zweite Wiederholung gestatten, wenn ein besonderer Härtefall 
vorliegt. 

{8) Das Zeugnis über die Bibelkundeprüfung und die Be­
scheinigung über die Teilnahme am Studienberatungsge­
spräch sind Voraussetzungen für die Zulassung zur 1. theologi­
schen Prüfung. 

§4

(1) Damit die Studenten während des Studiums die gesell­
schaftlichen und kirchlichen Zusammenhänge theologischer 
Arbeit aus eigener Anschauung kennenlernen, veranstaltet 
der Evangelische Oberkirchenrat in Zusammenarbeit mit 
fachlichkompetentenlnstitutionenPraktikafürTheologiestu­
denten. 

(2) Die Praktika finden in der vorlesungsfreien Zeit statt
und dauern einschließlich der Begleittagungen jeweils sechs 
Wochen. 

(3) Jeder Student ist verpflichtet, an einem Industrieprak­
tikum oder einem Diakoniepraktikum und an einem anderen 
Praktikum nach eigener Wahl teilzunehmen. Die Teilnehmer 
berichten schriftlich über ihre Erfahrungen dem Evangeli­
schen Oberkirchenrat. 

( 4) Über die Anrechnung beruflicher und anderer Tätig­
keiten auf die Praktika entscheidet der Evangelische Oberkir­
chenrat. 

§5

(1) Der Student hat während seines Studiums mindestens
drei Seminararbeiten anzufertigen; Proseminararbeiten zäh­
len nicht dazu. 

(2) Eine Arbeit muß in einem exegetischen Fach, eine an­
dere in einem historischen oder systematischenFach geschrie­
ben werden. Für die dritte Arbeit stehen neben den klassischen 
Disziplinen einschließlich der Praktischen Theologie auch die 
theologischen Spezialfächer offen ( zum Beispiel biblische Ar­
chäologie, christliche Archäologie, Diakoniewissenschaft, Ju­
daistik, Kirchenbaukunde, territoriale Kirchengeschichte, 
Kirchenmusik, Kirchenrecht, Kirchensoziologie, Konfes­
sionskunde, Missionswissenschaft, Ökumenik, Ostkirchen­
kunde, kirchliche Publizistik, Religionsgeschichte, Religions­
soziologie, Religionswissenschaft). 

(3) a) Nach Wahl des Studenten gilt eine der drei Semi­
nararbeiten als vorgezogene Prüfungsleistung der I. theologi­
schen Prüfung. Diese Arbeit muß aus einem der Fächer der 
mündlichen Prüfung mit Ausnahme der Fächer Praktische 
Theologie und Philosophie stammen und im Anschluß an eine 
offizielle akademische Lehrveranstaltung geschrieben wer­
den. Das Thema bedarf der Einwilligung des Evangelischen 
Oberkirchenrats. Die Bearbeitungszeit beträgt drei Monate. 
Ihre Einhaltung ist von dem Dozenten, mit dem das Thema 
vereinbart wurde, zu bestätigen. 

b) Bei der Meldung zur 1. theologischen Prüfung teilt
der Student mit, welche Seminararbeit nach Absatz 3 Buchst. a 

er als vorgezogene Prüfungsleistung gewertet wissen will. Das 
Fach, aus dem diese Arbeit stammt, ist sein Schwerpunktfach. 

c) Die Seminararbeit, die als vorgezogene Prüfungs­
leistung gelten soll, wird während der Prüfung von einem Mit­
glied des Prüfungsamtes einer Zweitkorrektur unterzogen. 
Die aus dem Mittel von Erst- und Zweitkorrektur errechnete 
Note ist die Endnote der schriftlichen Arbeit im Schwerpunkt­
fach. Ist diese Note nicht mindestens ausreichend (4,25), so 
muß die Arbeit innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten 
neu angefertigt und bis spätestens zwei Wochen vor Beginn der 
nächsten mündlichen Prüfung zusammen mit dem Gutachten 
des Dozenten vorgelegt werden. 

(4) Der Student hat während des Studiums ein homileti­
sches und ein religionspädagogisches Seminar bzw. Übung zu 
besuchen und in deren Rahmen eine Predigt und einen Unter­
richtsentwurf anzufertigen. 

( 5) Die Teilnahme an zwei Stimmbildungskursen ist erfor­
derlich. 

( 6) Der Student hat während seines Studiums mindestens
vier Semesterwochenstunden aus Lehrveranstaltungen ande­
rer Fakultäten zu besuchen. 

(7) In begründeten Fällen kann von der Erfüllung einzel­
ner Bestimmungen in Absatz 1 bis 6 auf Antrag vom Evangeli­
schen Oberkirchenrat Befreiung gewährt werden. 

§6

(1) Für die Durchführung der theologischen Prüfungen
wird beim Evangelischen Oberkirchenrat das Theologische 
Prüfungsamt der Landeskirche gebildet. 

(2) Mitglieder des Prüfungsamtes sind:

a) der Landesbischof als Vorsitzender;

b) die übrigen Mitglieder des Evangelischen Oberkirchen­
rats;

c) Professoren und habilitierte theologische Lehrer, die vom
Landesbischof auf Vorschlag der Theologischen Fakultät
der Universität Heidelberg in das Prüfungsamt berufen
werden;

d) weitere Sachverständige, die vom Landesbischof berufen
werden.

(3) Der Evangelische Oberkirchenrat setzt für die 1. und
II. theologische Prüfung jeweils eine Prüfungskommission ein,
deren Mitglieder dem Prüfungsamt der Landeskirche angehö­
ren.

( 4) Die Prüfungskommission wird in Fachkommissionen
für die einzelnen Fächer untergliedert.Jeder Fachkommission 
müssen mindestens drei Mitglieµer angehören: ein Vorsitzen­
der, ein Fachprüfer und ein Beisitzer. Den Vorsitz führt in der 
Regel ein Mitglied des Evangelischen Oberkirchenrats. Fach­
prüfer in der 1. theologischen Prüfung muß ein nach Absatz 2 
Buchst. c berufenes Mitglied des Prüfungsamtes sein; in der II. 
theologischen Prüfung kann auch ein anderes Mitglied des 
Prüfungsamtes zum Fachprüfer bestellt werden. Der Beisitzer 
führt das Protokoll. 

§7

(1) Zur laufenden Beratung aller Fragen der theologi­
schen Ausbildung und der kirchlichen Prüfungen bildet der 
Evangelische Oberkirchenrat einen Ausschuß für Ausbil­
dungsfragen. Dieser tagt in der Regel in jedem Semester ein­
mal. Er ist außerdem einzuberufen, wenn Vertreter von minde­
stens drei der in ihm vertretenen Gruppen unter Angabe einer 
Tagesordnung dieses verlangen. 

2) Dem Ausschuß gehören an:

a) zwei Professoren der Theologischen Fakultät der Univer­
sität Heidelberg,
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b) zwei Studenten, die in der Liste der badischen Theologie-
studenten geführt werden,

c) zwei Lehrvikare der badischen Landeskirche,

d) zwei Pfarrvikare der badischen Landeskirche,

e) ·zwei Pfarrer der badischen Landeskirche, die v_on der Pfar­
rervertretung bestimmt werden,

t) mindestens zwei Vertreter des Evangelischen Oberkir-
chenrats. 

Die Mitglieder nach Buchstabe b bis d werden von den Perso­
nengruppen, die sie vertreten, jeweils für die Dauer von zwei 
Semestern bestimmt. 

B. Die I. theologische Prüfung

§8
(1) In der I. theologischen Prüfung führt der Student den

Nachweis, daß er in dem Maße über wissenschaftliche Kennt­
nisse und Fähigkeiten verfügt, wie dies eine Voraussetzung für 
die praktisch-theologische Ausbildung und für den späteren 
Dienst in der Kirche ist. 

(2) Dieser Nachweis bezieht sich auf elementare Über­
blickskenntnisse (Grundwissen), wie sie im Stoffplan für Prü­
fende und Prüfungskandidaten verbindlich beschrieben sind, 
sowie auf methodisches Können und kritisches Verständnis, 
das in exemplarischen Studienschwerpunkten geprüft wird. 

(3) Die Überblickskenntnisse (Grundwissen) werden in
den Klausuren in der Form des kombinierten Tests geprüft. In 
den Fächern, in denen keine Klausuren geschrieben werden, 
werden die Überblickskenntnisse (Grundwissen) in der 
mündlichen Prüfung im Zusammenhang mit den Studien­
schwerpunkten geprüft. 

( 4) Das methodische Können und das kritische Verständ­
nis werden in der mündlichen Prüfung geprüft, und zwar im 
Rahmen von exemplarischen Studienschwerpunkten, die vom 
Kandidaten selbst benannt werden; sie sollen sich aus dem Stu­
diengang des Kandidaten, insbesondere aus dem Besuch von 
Hauptseminaren ergeben. Der Kandidat muß in der Lage sein, 
seine Studienschwerpunkte in die weiteren Zusammenhänge 
des jeweiligen Fachs einzuordnen. 

(5) Der Evangelische Oberkirchenrat bietet in Zusamc
menarbeit mit den Mitgliedern des Prüfungsaintes zu jeder I. 
theologischen Prüfung eine Examensvorbereitungs-Tagung 
an. 

§ 9
(1) Fächer der schriftlichen Prüfung sind:

1. Altes Testament,

2. Neues Testament,

3. Kirchen- und Dogmengeschichte,

4. Dogmatik.

(2) Fächer der mündlichen Prüfung sind:

1. Altes Testament,

2. Neues Testament,

3. Kirchen- und Dogmengeschichte,

4. Dogmatik,

5. Ethik,

6. Praktische Theologie,

7. Philosophie.

(3) Das Fach, in dem der Kandidat eine Seminararbeit als
vorgezogene Prüfungsleistung vorlegt, wird als sein Schwer­
punktfach im mündlichen Teil doppelt so lang wie andere Fä­
cher geprüft. 

( 4) Ob und in welchem Umfang Studienabschlüsse in an­
deren akademischen Studienfächern auf den Umfang dei 1. 
theologischen Prüfung angerechnet werden, entscheidet der 
Evangelische Oberkirchenrat. 

§ 10

(1) Die I. theologische Prüfung findet nach Bedarf zwei­
mal jährlich am Sitz des Evangelischen Oberkirchenrats statt. 
Zur Meldung ist berechtigt, wer ein Studium entsprechend den 
Bestimmungen der §§ 1 bis 5 absolviert hat. 

(2) Die Gesuche um Zulassung sind mindestens zehn Wo­
chen vor Beginn der Prüfung beim Evangelischen Oberkir­
chenrat unter Benutzung von Formblättern einzureichen. Ih­
nen sind beizulegen: 

a) das Reifezeugnis irn Original und gegebenenfalls gie Zeug-
nisse über die Sprachprüfungen,

b) das Studienbuch,

c) sämtliche im Studium erworbenen Seminarscheine,

d) eine Bescheinigung über die Teilnahme am Kolloquium
(Zwischenprüfung) einer Theologischen Fakultät oder
Kirchlichen Hochschule,

e) für jedes der mündlichen Prüfungsfächer eine auf einem
Bogen im Format DIN A 4 mit Schreibmaschine gefertigte
Darstellung des Studiengangs in diesem Fach, aus der die
wichtigsten· besuchten Lehrveranstaltungen, die exege­
tisch bearbeiteten biblischen Bücher, angefertigte Refe­
rate und Arbeiten und die auf diese Weise gewonnenen
wissenschaftlichen Einsichten hervorgehen; aus der Dar­
stellung soll sich der exemplarische Studienschwerpunkt
ergeben, aus dem in der mündlichen Prüfung das methodi­
sche Kö.nnen und kritische Verständnis des Kandidaten er­
kannt werden soll,

t) die drei Seminararbeiten nach§ 5 Abs.1 mitBeurteilungen
und eine Erklärung darüber, welche dieser Arbeiten als
vorgezogene Prüfungsleistung gelten soll,

g) das Zeugnis über die Prüfung im Fach Bibelkunde sowie
die Bescheinigung über die Teilnahme am Studienbera­
tungsgespräch.

§ 11

(1) Alle Klausuren werden von jeweils zwei Korrektoren
beurteilt. Als Ergebnis wird das Mittel aus beiden Zensuren 
genommen. Das Mittel aus dieser Note und der Note der 
mündlichen Prüfung ist die Endnote für das betreffende Fach. 
Dagegen wird bei der Feststellung der Endnote im Schwer­
punktfach die in der mündlichen Prüfung erbrachte Leistung 
doppelt bewertet. 

(2) Weichen die Zensuren schriftlicher Prüfungsleistun­
gen um zwei volle Noten oder mehr voneinander ab, so beauf­
tragt der Vorsitzende des Prüfungsamtes einen Drittkorrektor, 
der im Rahmen der vorliegenden Notenvorschläge entschei­
det. 

(3) Über den Gang der einzelnen Prüfungen im mündli­
chen Teil ist vom Beisitzer eine Niederschrift zu fertigen. In die 
Niederschrift ist die von der Fachkommission festgelegte Note 
und deren Begründung aufzunehmen. Die Niederschrift ist 
vom Beisitzer zu unterzeichnen und zu den Prüfungsakten zu 
nehmen. Die vom Vorsitzenden zu führende Notenliste jedes 
Faches ist von ihm, dem Fachprüfer und dem Beisitzer zu un­
terzeichnen. 

(4) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses der Prü­
fung zählt die Endnote der Arbeit im Schwerpunktfach dop­
pelt, die Endnote des Schwerpunktfaches doppelt und die 
Endnoten der übrigen Fächer einfach. 

( 5) Das Ergebnis der Prüfung im ganzen legt die Prüfungs­
kommission in einer Schlußbesprechung fest. 

l 

•

• 
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(6) Das von der Prüfungskommission festgelegte Ergeb­
nis wird den Beteiligten vom Vorsitzenden der Prüfungskom­
mission eröffnet.Nach der Eröffnung kann das Ergebnis nicht 
mehr zum Nachteil des Betroffenen korrigiert werden, es sei 
denn, es handelt sich um einen für den Kandidaten ohne weite­
res erkennbaren Fehler. Jeder Kandidat kann nach Abschluß 
der Prüfung in einer vom Evangelischen Oberkirchenrat fest­
gelegten Frist seine Prüfungsakte einsehen. 

(7) Der Evangelische Oberkirchenrat kann Theologiestu­
denten der Evangelischen Landeskirche in Baden, die nicht im 
selben Verfahren geprüft werden, mit Zustimmung des Kandi­
daten die Anwesenheit bei der Prüfung mit Ausnahme der Be­
ratung über die Note gestatten. Über die Zulassung anderer 
Personen, die ein berechtigtes Interesse an der Prüfung haben, 
entscheidet der Vorsitzende des Prüfungsamtes. 

§ 12
(1) Für die Einzelleistungen werden folgende Noten er­

teilt: 
1 = sehr gut, 
2 =gut, 
3 = befriedigend, 
4 = ausreichend, 
5 = mangelhaft, 
6 = ungenügend. 

Zwischennoten in Viertelnotenschritten sind möglich, je­
doch nicht zwischen den beiden letzten Notenstufen. 

(2) Für die Ermittlung der Endnote der Arbeit im Schwer­
punktfach, der Endnote eines Faches sowie für die Ermittlung 
des Gesamtergebnisses der Prüfung gilt folgendes Schema: 
1 bis 1,25 sehr gut (1) 
über 1,25 bis 1, 7 5 recht gut (1-2) 
über 
über 
über 
über 
über 
über 

1,75 bis 2,25 
2,25 bis 2,75 
2,75 bis 3,25 
3,25 bis 3,75 
3,75 bis 4,25 
4,25 

gut (2) 
ziemlich gut (2-3) 
befriedigend (3) 
im ganzen befriedigend (3-4) 
ausreichend ( 4) 
nicht bestanden ( 5) 

(3) Der Evangelische Oberkirchenrat kann für die Zu­
messung der Noten in den Klausuren ein Punkteschema fest­
setzen, das von den Prüfern zugrunde gelegt werden muß. 

(4) Voraussetzung für das Bestehen der Prüfung ist eine
mindestens ausreichende Leistung ( 4,25) bei der Arbeit im 
Schwerpunktfach. 

( 5) Wer in einem Fach die Prüfung nicht bestanden hat,
muß sich nach einem halben Jahr in diesem Fach der Prüfung 
erneut unterziehen, es sei denn, er hat im Schwerpunktfach die 
Note 2,0 oder besser erreicht. Erst nach 'mindestens ausrei­
chender Leistung in diesem Fach wird die gesamte Prüfung als 
bestanden erklärt. 

(6) Wer in zwei oder mehr Fächern, die Prüfung nicht be­
standen hat, hat die Prüfung als ganze nicht bestanden. Wer in 
einem oder mehr Fächern die Prüfung nicht bestanden hat und 
gleichzeitig die Arbeit nach § 5 Abs. 3 bzw. § 17 Abs. 4 neu an­
fertigen muß, hat ebenfalls die Prüfung als ganze nicht bestan­
den. In beiden Fällen kann er sich frühestens nach einem Jahr 
wieder zur I. theologischen Prüfung melden; die Wiederho­
lung der II. theologischen Prüfung richtet sich nach den Be­
stimmungen des Kandidatengesetzes. 

(7) Eine zweite Wiederholung der Prüfung oder eine Wie­
derholung der Nachprüfung oder die dritte Anfertigung einer 
Arbeit nach§ 5 Abs. 3 bzw. § 17 Abs. 4 ist nur mit Genehmi-

gung des Evangelischen Oberkirchenrats möglich, wenn der 
Kandidat einen Gesamtnotendurchschnitt von mindestens 4,0 
erreicht hat und ein besonderer Härtefall vorliegt. Prüfungs­
versuche in anderen Landeskirchen, an Theologischen Fakul­
täten oder Kirchlichen Hochschulen werden mitgerechnet. 

§ 13

(1) Unternimmt ein Kandidat eine Täuschungshandlung
oder führt er nicht zugelassene Hilfsmittel nach Bekanntwer­
den einer Prüfungsaufgabe mit sich, wird die Arbeit entweder 
als ungenügend bewertet oder der Kandidat von der Prüfung 
ganz ausgeschlossen. Mit dem Ausschluß von der Prüfung gilt 
die Prüfung im ganzen als nicht bestanden. Die Entscheidung 
trifft der Evangelische Oberkirchenrat. 

(2) Stellt sich eine Täuschungshandlung erst nach Ab­
schluß der Gesamtprüfung heraus, so kann der Evangelische 
Oberkirchenrat die ergangene Prüfungsentscheidung zurück­
nehmen und die Prüfung für nicht bestanden erklären oder die 
Gesamtnote zum Nachteil des Kandidaten abändern. Die 
Rücknahme oder Abänderung ist ausgeschlossen, wenn seit 
der Beendigung der Prüfung mehr als drei Jahre vergangen 
sind. Das gleiche gilt bei der I. theologischen Prüfung, wenn in­
zwischen die II. theologische Prüfung bestanden worden ist. 

§ 14
(1) Tritt ein Kandidat nach der Zulassung ohne G�nehmi­

gung des Evangelischen Oberkirchenrats von der P:iifung zu­
rück, so gilt diese als nicht bestanden. 

(2) Die Genehmigung zum Rücktritt wird nur ei teilt,
wenn wichtige persönliche Gründe vorliegen. Ist der Kandidat 
durch Krankheit verhindert, die Prüfung abzulegen, hat er dem 
Vorsitzenden des Prüfungsamtes ein ärztliches Zeugnis, auf 
Verlangen auch ein amtsärztliches Zeugnis, vorzulegen. 

(3) Mit der Genehmigung des Rücktritts entscheidet der
Evangelische Oberkirchenrat, ob bis zum Rücktritt erbrachte 
Prüfungsleistungen bestehen bleiben und wann der Kandidat 
den noch nicht abgelegten Teil der Prüfung nachzuholen hat. 

§ 15
(1) Der Kandidat kann gegen das Verfahrender Prüfungs­

kommission, der Fachkommission oder einzelner Kommis­
sionsmitglieder innerhalb von 24 Stunden nach Abschluß des 
betroffenen Prüfungsteils schriftliche Gegenvorstellungen 
beim Vorsitzenden der Prüfungskommission einlegen. Dieser 
entscheidet innerhalb weiterer 24 Stunden, ob den Gegenvor­
stellungen stattgegeben wird und ob der Prüfungsteil wieder­
holt werden muß. Die Gegenvorstellungen und der Bescheid 
des Vorsitzenden der Prüfungskommission sind zu den Prü­
fungsakten des Kandidaten zu nehmen. 

(2) Gegen Entscheidungen der Fachkommissionen und
der Prüfungskommission kann. der Kandidat innerhalb einer 
Woche nach Eröffnung der Noten durch den Vorsitzenden der 
Prüfungskommission schriftlich Beschwerde beim Evangeli­
schen Oberkirchenrat einlegen. Dieser führt eine Entschei­
dung der Kommission herbei, die die angegriffene Prüfungs­
entscheidung getroffen hat. Die Kommission kann ihre 
Prüfungsentscheidung abändern. Tut sie das nicht, kann.der 
Kandidat die Vorlage seiner Beschwerde an den Beschwerde­
ausschuß verlangen. 

(3) Der Beschwerdeausschuß wird für die Dauer der all­
gemeinen Wahlperiode der kirchlichen Körperschaften gebil­
det. In den Beschwerdeausschuß entsenden der Landes­
kirchenrat drei seiner synodalen Mitglieder, der Evangelische 
Oberkirchenrat eines seiner rechtskundigen Mitglieder sowie 
die Theologische Fakultät der Universität Heidelberg einen 
ihrer Professoren. Für jedes Mitglied des · Beschwerdeaus­
schusses ist von den entsendenden Stellen ein Vertreter zu be­
nennen. Den Vorsitz im Beschwerdeausschuß hat das rechts­
kundige Mitglied des Evangelischen Oberkirchenrats. 
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( 4) Der Beschwerdeausschuß ist beschlußfähig, wenn au­
ßer dem Vorsitzenden noch zwei weitere Mitglieder anwesend 
sind. Dem Beschwerdeausschuß sind die Prüfungsunterlagen 
und die im Beschwerdeverfahren entstandenen Unterlagen 
vorzulegen. Er kann vor seiner Entscheidung den Beschwer­
deführer und die sonst an der Prüfung Betroffenen mündlich 
hören; auf Antrag des Beschwerdeführers muß der Vorsit­
zende diesen mündlich hören. Der Bescheid des Beschwerde­
ausschusses ergeht schriftlich und ist mit Rechtsmittelbeleh­
rung zu versehen. 

( 5) Gegen Entscheidungen der Prüfungskommission und
des Beschwerdeausschusses ist der Rechtsweg zum Verwal­
tungsgericht der Evangelischen Landeskirche in Baden nach 
Maßgabe der kirchengesetzlichen Bestimmungen über die 
Ordnung der kirchlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit zulässig. 

( 6) Eine Prüfungsbeschwerde kann nur auf Tatsachen ge­
stützt werden, die den Verdacht begründen, das Ergebnis sei 
unter Verstoß gegen die Vorschriften dieser Prüfungsordnung 
zustande gekommen. Werden mit der Beschwerde die der Prü­
fungsentscheidung zugrunde liegenden fachlichen Wertungen 
angegriffen, kann nur die Überprüfung verlangt werden, ob 
diese auf einer zutreffenden Tatsachengrundlage, unter Be­

. achtung allgemein gültiger Bewertungsgrundsätze und zwin­
gender Prüfungsvorschriften sowie frei von sachfremden Er­
wägungen und Willkür getroffen worden sind. Die 
entscheidungserheblichen Tatsachen sind vom Beschwerde­
führer schriftlich vorzutragen. 

C. Die II. theologische Prüfung

§ 16

(1) In der II. theologischen Prüfung führt der Kandidat
den Nachweis, daß er in dem Maße über praktisch-theologi­
sche Fähigkeiten und Kenntnisse verfügt, wie dies Vorausset­
zung für ständige Tätigkeit als Theologe in der Kirche und für 
selbständige berufsbegleitende Fortbildung ist. 

(2) Dieser Nachweis bezieht sich auf die Fähigkeit zu
strukturell-analytischem Denken, zu systematisch-konstrukti­
vem Können und zur Darstellung; er bezieht sich ferner auf 
Kenntnisse, auf denen die genannten Fähigkeiten basieren und 
die sowohl aus dem Studium bis zur 1. theologischen Prüfung 
wie aus der praktisch-theologischen Ausbildung stammen. 

(3) Die Prüfung der Fähigkeiten erfolgt weitgehend im
schriftlichen Teil der Prüfung; die Fähigkeit zur Darstellung 
wird im Vortrag einer Examenspredigt und einer kurzen An­
sprache sowie durch ein vom Kandidaten selbst zu wählendes 
Ergebnis seiner Arbeit aus der Zeit der praktisch-theologi­
schen Ausbildung nachgewiesen. Die Prüfung der Kenntnisse 
erfolgt weitgehend im mündlichen Teil, in dem die Ergebnisse 
des schriftlichen Teils die Grundlage des Prüfungsgesprächs 
bilden. 

§ 17

(1) Fächer der schriftlichen Prüfung sind in der Regel:

1. Homiletik: Analyse einer gedruckten Predigt oder Bear­
beitung eines Textes aus einer Predigtlehre,

2. Religionspädagogik: Analyse eines gedruckten Unter­
richtsentwurfs oder Bearbeitung eines Textes aus der reli­
gionspädagogischen Literatur,

3. Pastorallehre: Analyse und Lösungsversuch eines Seelsor­
gefalls (bzw. -problems) oder Lösung eines Problems des
Gemeindeaufbaus,

4. Liturgik (einschl. Hymnologie): Analyse einer Gottes­
dienstordnung oder Entwurf gottesdienstlicher Texte, Ge­
staltung einer gottesdien�tlichen Versammlung.

(2) Fächer der mündlichen Prüfung sind in der Regel:

1. Homiletik,

2. Religionspädagogik,

3. Pastorallehre,
4. Liturgik (einschl. Hymnologie),

5. Kirchenrecht,

6. die vorgelegte Predigt,
7. freier Vortrag einer kurzen Ansprache, zu welcher ein bi­

blischer Text während der Prüfung genannt wird.

(3) Der Kandidat reicht zu einem vom Evangelischen
Oberkirchenrat bezeichneten Zeitpunkt eine Predigt mit Vor­
arbeiten ein, zu der ihm 14 Tage vor dem Abgabetermin ein 
Text genannt wird. Die Predigt ist in Maschinenschrift vorzule­
gen und darf mit den Vorarbeiten einen Umfang von 10 
Schreibmaschinenseiten bei einem Abstand von 1 1/2 Zeilen 
nicht überschreiten. Mit der Predigt ist eine Erklärung abzuge­
ben, daß die Predigt selbständig erarbeitet wurde und die be­
nutzte Literatur vollständig genannt ist. 

(4) Der Kandidat reicht zu einem vom Evangelischen
Oberkirchenrat bezeichneten Zeitpunkt ein aus einem der zu 
den schriftlichen Prüfungsfächern gehörenden Sachgebiete 
stammendes Arbeitsergebnis ein, das aus der Zeit der prak­
tisch-theologischen Ausbildung stammt und die Fähigkeit zur 
Darstellung unter Beweis stellen soll. Es kann sich um eine Pre­
digt, einen Gemeindevortrag, einen Unterrichtsentwurf mit 
Unterrichtsprotokoll o. ä. handeln. Die Arbeit darf, ein­
schließlich einer Dokumentation eigener Berufspraxis und 
eventuell fremder Materialien, einen Gesamtumfang von 35 
Schreibmaschinenseiten bei einem Abstand von 1 1/2 Zeilen 
nicht überschreiten. Mit der Arbeit ist eine Erklärung abzuge­
ben, daß sie selbständig angefertigt wurde, die benutzte Litera­
tur vollständig genannt ist und die Zitate kenntlich gemacht 
sind. Die eingereichte Arbeit wird von zwei Mitgliedern der 
Prüfungskornnussion zensiert. Ist die aus dem Mittel von Erst­
und Zweitkorrektur errechnete Endnote nicht mindestens 
ausreichend ( 4,25), so muß die Arbeit neu angefertigt und bis 
spätestens vier Wochen vor Beginn der nächsten mündlichen 
Prüfung vorgelegt werden. Das Fach, aus dem das Arbeitser­
gebnis stammt, gilt als Schwerpunktfach des Kandidaten. Er 
wird in diesem Fach im münplichen Teil der Prüfung doppelt 
so lang wie in anderen Fächerri geprüft. 

§ 18

(1) Die II. theologische Prüfung findet nach Bedarf zwei­
mal jährlich am Sitz des Evangelischen Oberkirchenrats statt. 

(2� Zur Meldung ist berechtigt, wer am Lehrvikariat der 
Landeskirche nach dem Kandidatengesetz und dem Ausbil­
dungsplan für das Lehrvikariat teilgenommen hat. Der Evan­
gelische Oberkirchenrat kann in begründeten Ausnahmefäl­
len von dieser Bestimmung abweichen. 

(3) Das Gesuch um Zulassung ist mindestens 10 Wochen
vor Beginn der Prüfung beim Evangelischen Oberkirchenrat 
einzureichen. 

§ 19

(1) Für die Feststellung der Prüfungsergebnisse gelten die
§§ 11 bis 15.

(2) Sofern das Predigerseminar Abschlußnoten in Fä­
chern, die Gegenstand der II. theologischen Prüfung sind, er­
teilt, werden diese mit einem Drittel auf die in der Prüfung er­
reichten Leistungen angerechnet. 

§ 20

(1) Lehrvikare, die die II. theologische Prüfung bestanden
haben und in den Dienst der Landeskirche treten wollen, bean­
tragen dies beim Evangelischen Oberkirchenrat. Dem Antrag 
sind folgende Unterlagen beizufügen: 
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a) eine eingehende Darstellung des Lebens- und Bildungs­
gangs des Lehrvikars,

b) eine pfarramtliche Bescheinigung der Taufe und der Kon­
firmation,

c) der Nachweis der deutschen Staatsangehörigkeit.
(2) Über die Übernahme der Lehrvikare, die in den

Dienst der Landeskirche treten wollen, entscheidet der Evan­
gelische Oberkirchenrat nach den Grundsätzen der kirchli­
chen Ämter- und Dienstverordnyngen. 

D. Schlußbestimmungen

§ 21
(1) Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1986 in

Kraft. 
(2) § 3 findet erstmals Anwendung für Studenten, die im

Wintersemester 1986/87 ihr Studium beginnen. 
(3) Bibelkundeprüfungen, die vor dem Wintersemester

1986/87 an Theologischen Fakultäten oder Kirchlichen 
Hochschulen abgelegt wurden, werden vom Evangelischen 
Oberkirchenrat anerkannt, wenn die Bedingungen des § 3 
Abs. 7 der Ordnung der theologischen Prüfungen vom 28. 
September 1984 (GVBl. S. 189) erfüllt sind. 

(4) Studenten, die vor dem Wintersemester 1986/87 das
Theologiestudium aufgenommen, aber bis zu diesem Zeit­
pynkt noch keine vom Evangelischen Oberkirchenrat veran­
staltete oder anerkannte Bibelkundeprüfung abgelegt haben, 
müssen sich spätestens bis zum Herbsttermin 198 7 zur Bibel­
kundeprüfung melden, es sei denn, daß sie die Bibelkundeprü­
fung nach den Bestimmungen des§ 3 Abs. 4 erst zu einem spä­
teren Zeitpunkt abzulegen haben. 

( 5) § 5 .Abs. i -3 findet erstmalig bei der 1. theologischen
Prüfung im Winter 1986/87 Anwendung. Bis dahin gilt § 5 
Abs. 1-4 der Ordnung der theologischen Prüfungen vom 29. 
Oktober 196 9. Dem Kandidaten steht es frei, sich schon früher 
auch in diesen Bestimmungen nach der neuen Ordnung prüfen 
zu lassen. 

(6) Mit dem Inkrafttreten der Bestimmungen dieser Prü­
fungsordnung treten die Bestimmungen der Ordnung der 
theologischen Prüfungen vom 28. September 1984 (GVBl. S. 
189) außer Kraft.
K a r  1 s r u h e, den 9. April 1986

Der Landeskirchenrat 

Dr. Klaus E n g e 1 h a r d t 
(Landesbischof) 

Nr. 128 Bekanntmachung der Neufassung des Kandida-
tengesetzes. "-

Vom 4. Juli 1986. (GVBl. S. 105) 

Aufgrund von Artikel 3 Abs. 4 des kirchlichen Gesetzes zur 
Änderung des kirchlichen Gesetzes über die praktisch-theolo­
gische Ausbildung des Lehrvikars zwischen der ersten und 
zweiten theologischen Prüfung und des kirchlichen Gesetzes 
über den Dienst des Pfarrvikars vom 9. April 1986 (GVBl. S. 
68) wird nachstehend der Wortlaut des kirchlichen Gesetzes
über die praktisch-theologische Ausbildung des Lehrvikars
zwischen der ersten und zweiten theologischen Prüfung (Kan­
didatengesetz) vom 6. April 1978 (GVBl. S. 83)inderab 1.Mai
1986 geltenden Fassung bekanntgemacht. Die Neufassung be­
rücksichtigt die kirchlichen Gesetze zur Änderung des Kandi­
datengesetzes vom 11. November 1983 (GVBl. S. 193) sowie
vom 9. April 1986 (GVBl. S. 68).

K a r 1 s r u h e, den 4. Juli 1986 

Evangelischer Oberkirchenrat 

Dr. Dr. S t e i n 

Kirchliches Gesetz 
über die praktisch-theologische Ausbildung 

des Lehrvikars zwischen der ersten und 
zweiten theologischen Prüfung (Kandidatengesetz) 

in der Fassung vom 4. Juli 1986 

Allgemeines 

§1
(1) Die praktisch-theologische Ausbildung der Kandida­

ten der i;neologie zwischen der ersten und zweiten theologi­
schen Prüfung (Lehrvikare) soll den Lehrvikar in Verbindung 
mit dem Studium der praktischen Theologie am Predigersemi­
nar in Heidelberg in die Praxis des kirchlichen Dienstes ein­
führen und ihn befähigen, die Aufgaben seines künftigen Be­
rufs als Pfarrer verantwortlich wahrzunehmen. 

(2) Die praktisch-theologische Ausbildung erfolgt im Zu­
sammenwirken von Theologischer Fakultät der Universität 
Heidelberg und Landeskirche 
a) durch die Berufspraxis in einer Gemeinde der Landes­

kirche (Ausbildungsgemeinde),
b) durch Lehrveranstaltungen von Professoren der Universi­

tät Heidelberg und landeskirchlich beauftragtenDozenten
des Predigerseminars im Rahmen der Ordnung der Lan­
deskirche für die zweite theologische Prüfung,

. c) durch weitere Lehrveranstaltungen der Landeskirche. 
(3) Die Einzelheiten der Ausbildung regelt ein Ausbil­

dungsplan, der vom Evangelischen Oberkirchenrat im Einver­
nehmen mit der Dozentenkonferenz des Heidelberger Predi­
gerseminars und dem Landeskirchenrat sowie im Benehmen 
mit der Evangelisch-Theologischen Fakultät in Heidelberg als 
Durchführungsverordnung zu diesem Gesetz erlassen wird. 

Aufnahme in das Lehrvikariat 
§2

( 1) Das Lehrvikariat ist ein kirchlicher Dienst eigener Art.
Aus der Aufnahme in das Lehrvikariat erwächst kein Rechts­
anspruch auf die spätere Übertragung anderer kirchlicher 
Ämter oder Dienste. 

(2) Kandidaten der Theologie, die in der Theologenliste
der Landeskirche geführt werden und die erste theologische 
Prüfung bestanden haben, können auf Antrag vom Evangeli­
schen Oberkirchenrat in das Lehrvikariat der Landeskirche 
aufgenommen werden. Die erste theologische Prüfung darf 
nicht länger als 4 Jahre zurückliegen. Der Evangelische Ober­
kirchenrat kann in besonderen Fällen Ausnahmen gewähren, 
wenn der Kandidat nicht in der Theologenliste der Landes­
kirche geführt wurde oder die erste theologische Prüfung län­
ger als 4 Jahre zurückliegt. Aus dem Bestehen der ersten theo­
logischen Prüfung erwächst kein Rechtsanspruch auf 
Aufnahme in das Lehrvikariat der Landeskirche. 

(3) Die Aufnahme in das Lehrvikariat setzt weiterhin vor­
aus, daß der Bewerber 
a) Mitglied der Landeskirche ist,
b) frei von Krankheiten und Gebrechen ist, die eine künftige

Ausübung des Dienstes als Pfarrer wesentlich hindern.
( 4) Die Aufnahme ist zu versagen, wenn schwerwiegende

Tatsachen vorliegen, die einem künftigen Dienst als Pfarrer 
entgegenstehen. 
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(5) Auf Verlangen sind dem Bewerber die Gründe für die
Ablehnung seiner Aufnahme in das Lehrvikariat mitzuteilen. 

(6) Bewerber aus anderen Landeskirchen, die nach der
praktisch-theologischen Ausbildung in ihre Landeskirche zu­
rückkehren wollen, können nach Maßgabe freier Plätze und 
mit Zustimmung der zuständigen Kirchenleitung in das Lehr­
vikariat übernommen werden. 

§3

(1) Mit der Aufnahme in das Lehrvikariat tritt der Kandi­
dat in ein öffentlich-rechtliches Dienst- und Treueverhältnis 
zur Landeskirche. Es ist ein Dienstverhältnis auf Widerruf. So­
weit nicht im folgenden und in den Durchführungsbestimmun­
gen zu diesem Gesetz besondere Regelungen getroffen wer­
den, finden die Bestimmungen des Pfarrerdienstrechts und des 
Pfarrvikargesetzes eine dem Lehrvikariat als Dienstverhältnis 
auf Widerruf entsprechende Anwendung. 

(2) Das Dienstverhältnis wird durch die Ernennung zum
Lehrvikar durch den Evangelischen Oberkirchenrat begrün­
det. Das Dienstverhältnis beginnt mit dem in der Ernennungs­
urkunde bestimmten Tag. 

(3) Bei der Aufnahme in das Dienstverhältnis als Lehrvi­
kar wird der Kandidat auf Schrift und Bekenntnis nach dem 
Vorspruch zur Grundordnung sowie auf die Ordnung der Lan­
deskirche verpflichtet. 

(4) Das Lehrvikariat dauert mindestens 1 1/2 Jahre. Es
schließt die zweite theologische Prüfung ein. 

· (5) Soweit die Veranstaltungen des Predigerseminars
nach dem Ausbildungsplan der Landeskirche Bestandteil des 
Lehrvikariats sind, ist der Lehrvikar zum Besuch dieser Ver­
anstaltungen verpflichtet. 

Rechte und Pflichten des Lehrvikars 

§4
(1) Der Lehrvikar ist im Rahmen des Ausbildungsplans

zur öffentlichen Wortverkündigung, zur Spendung der Sakra­
mente und zur Vornahme von Amtshandlungen unter Leitung 
und Mitverantwortung der mit seiner Ausbildung Beauf­
tragten und der für den kirchlichen Dienst nach der 
Grundordnung zuständigen Leitungsorgane befugt. Bei Got­
tesdiensten und Amtshandlungen trägt der Lehrvikar in der 
Regel die Amtstracht des Pfarrers. 

(2) Für die Ausbildung des Lehrvikars in eine.r Gemeinde
(Ausbildungsgemeinde) wird er vom Evangelischen Oberkir­
chenrat nach seiner Anhörung einem für die Ausbildung ge­
eigneten Pfarrer (Lehrpfarrer) zugewiesen, der ihn in die Ar­
beitsgebiete der Kirche einführt und die Einübung des 
Lehrvikars in die Dienste eines Pfarrers begleitet. 

(3) Der Lehrvikar nimmt im Rahmen des Ausbildungs­
plans an den Sitzungen des Ältestenkreises (Kirchengemein­
derats) in der Ausbildungsgemeinde beratend teil. 

§5

(1) Der Lehrvikar ist verpflichtet, die kirchlichen Ord­
nungen einzuhalten, die Anweisungen für seinen Dienst zu be­
folgen und sich so zu verhalten, wie es von einem künftigen 
Pfarrer nach dem Pfarrerdienstgesetz erwartet wird. 

(2) Der Lehrvikar ist zur Wahrung des Beichtgeheimnis­
ses und zur Dienstverschwiegenheit verpflichtet. Die §§ 18, 19 
des Pfarrerdienstgesetzes finden sinngemäß Anwendung. 

§6

(1) Der Lehrvikar erhält Anwärterbezüge in entspre­
chender Anwendung der für Beamte auf Widerruf des Landes 
Baden-Württemberg im Vorbereitungsdienst in der Lauf­
bahngruppe des höheren Dienstes jeweils geltenden Bestim-

mungen. Das gleiche gilt für die Unfallfürsorge bei Dienstun­
fällen. Das Versorgungssicherungsgesetz der Landeskirche 
findet entsprechende Anwendung. 

(2) Der Lehrvikar erhält in entsprechender Anwendung
der für Pfarrvikare geltenden kirchlichen Bestimmungen Bei­
hilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen. Das gleiche 
gilt für Umzugskosten, die bei Beginn und Ende des Dienstver­
hältnisses oder bei einer dienstlich veranlaßten Versetzung an­
fallen, sowie für den Reisekostenersatz bei Fahrten, die zu 
Ausbildungszwecken vom Evangelischen Oberkirchenrat an-

. geordnet werden. 

(3) Für den Jahresurlaub des Lehrvikars finden die für
Pfarrvikare geltenden Bestimmungen der Urlaubsordnung 
entsprechende Anwendung. Der Urlaub wird nach Maßgabe 
der Ausbildungsabschnitte gewährt. Ein Anspruch auf Ge­
währung zu einem bestimmten Zeitpunkt besteht nicht. 

§7

Der Lehrvikar wohnt für die Dauer des Lehrvikariats in der 
- Ausbildungsgemeinde. Der Evangelische Oberkirchenrat
kann in besonderen Fällen eine Ausnahme gewähren, soweit
es mit dem Ausbildungsplan zu vereinbaren ist, und wenn der
Lehrvikar für die Glieder urid Mitarbeiter der Ausbildungsge­
meinde jederzeit erreichbar bleibt.

§8

Beabsichtigt der Lehrvikar ein N ebenarnt oder eine Neben­
beschäftigung zu übernehmen oder ein Zweitstudium zu be­
ginnen, so ist die Zustimmung des Evangelischen Oberkir­
chenrats erforderlich. 

§9

(1) Für die Führung der Personalakten und die Aktenein­
sicht gelten die Bestimmungen des Pfarrerdienstgesetzes ent­
sprechend. 

(2) _Das gleiche gilt für die Gewährung innerkirchlichen
Rechtsschutzes. 

§ 10

Für die Mitarbeitervertn::tung der Lehrvikare gilt das kirch­
liche Gesetz über die Pfarrervertretung in der Evangelischen 
Landeskirche mit der Maßgabe, daß ein von den Lehrvikaren 
gewählter Vertreter zu den Sitzungen der Pfarrervertretung 
beratend hinzugezogen wird, wenn Lehrvikare betreffende 
Angelegenheiten behandelt werden. 

Dienstaufsicht 

§ 11 

Der Lehrvikar untersteht der Dienstaufsicht des Evangeli­
schen Oberkirchenrats. Dieser kann Aufgaben der Dienstauf­
sicht nach näherer Regelung des Ausbildungsplans auf mit der 
Ausbildung des Lehrvikars Beauftragte, insbesondere auf den 
Direktor des Predigerseminars und den Lehrpfarrer, übertra­
gen. 

§ 12

(1) Bei sc.lmldhafter Verletzung der Dienstpflicht kann
der Evangelische Oberkirchenrat dem Lehrvikar eine Verwar­
nung oder einen Verweis erteilen. In schweren Fällen kann der 
Landeskirchenrat durch Widerruf des Dienstverhältnisses 
den Lehrvikar aus dem Lehrvikariat entfernen. 

(2) Vor einer Entscheidung nach Absa"tz 1 sind der Lehr­
vikar, der Ältestenkreis und die für seine Ausbildung Verant­
wortlichen zu hören. 

(3) Der Entscheidung über die Entfernung aus dem Lehr­
vikariat muß eine förmliche Untersuchung in entsprechender 
Anwendung der Bestimmungen des kirchlichen Disziplinar-
gesetzes vorausgehen. 
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Beendigung des Dienstverhältnisses 

§ 13*

(1) Das Dienstverhältnis des Lehrvikars endet mit dem
Ablauf des Monats, in dem die zweite theologische Prüfung 
bestanden ist. 

(2) Das Dienstverhältnis eines Lehrvikars, der in einem
Fach die zweite theologische Prüfung nicht bestanden hat, be­
steht weiter bis zum Ablauf des Monats, in dem er sich erstmals 
in diesem Fach der Prüfung neu unterziehen konnte. 

(3) Das Dienstverhältnis des Lehrvikars endet ferner mit
dem Ablauf des Monats, in dem er die Prüfung als ganze nicht 
bestanden hat, jedoch kann der Evangelische Oberkirchenrat 
das Dienstverhältnis aus besonderen Griinden uin ein halbes 
Jahr verlängern, wenn die bisher gezeigten Leistungen einen 
Erfolg der zu wiederholenden Prüfung erwarten lassen. 

( 4) Das Dienstverhältnis des Lehrvikars endet schließlich
mit Ablauf des Monats, in dem er sich der zweiten theologi­
schen Prüfung unterziehen konnte, sich jedoch ohne Einver­
ständnis des Evangelischen Oberkirchenrats ohne rechtferti­
genden Grund nicht zur Prüfung gemeldet hat. 

(5) Der Evangelische Oberkirchenrat kann im Einzelfall
im Einvernehmen mit dem Lehrvikar das Ausbildungsverhält­
nis um bis zu einem Jahr über das bestandene zweite Examen 
hinaus verlängern, wenn_ es im landeskirchlithen Interesse 
liegt, daß der Lehrvikar zusätzliche Erfahrungen - zum Bei­
spiel in Auslandsgemeinden. oder in kirchlich-diakonischen 
Einrichtungen - gewinnen kann. 

( 6) Eine nach der Prüfungsordnung zustehende Möglich­
keit zur Wiederholung der Prüfung bleibt auch beiBeendigung 
des Dienstverl;iältnisses des Lehrvikars bestehen. 

§ 14

Das Dienstverhältnis des Lehrvikars endet vorzeitig durch 

a) Entlassung (§§ 15-17),

b) Ausscheiden aus dem Lehrvikariat (§ 18),

c) Entfernung aus demLehrvikariat (§ 12).

§ 15

(1) Der Lehrvikar kann seine Entlassung aus dem Lehrvi­
kariat beantragen. Diesem Antrag ist zu entsprechen. 

(2) Der Lehrvikar kann durch den Evangelischen Ober­
kirchenrat durch Widerruf des Dienstverhältnisses entlassen 
werden, wenn schwerwiegende Gründe vorliegen, die einer 
künftigen Ausübung des Pfarramtes entgegenstehen. Vor ei­
ner Entscheidung sind der Lehrvikar, der Ältestenkreis und 
die für seine Ausbildung Verantwortlichen zu hören. Die Ent­
lassung ist schriftlich zu begründen und dem Lehrvikar zuzu­
stellen. 

(3) . Der Evangelische Oberkirchenrat kann den Lehrvi­
kar durch Widerruf des Dienstverhältnisses entlassen, wenn er 
durch längere Dienstunfähigkeit das Ausbildungsziel nicht er­
reichen wird. 

§ 16

Eine Entlassung des Lehrvikars nach § 15 Abs. 2, für die 
eine Beanstandung der Lehre des Lehrvikars als Grund vor-

* Artikel 3 Abs. 3

des kirchlichen Gesetzes zur Änderung des kirchlichen Gesetzes 
über die praktisch-theologische Ausbildung des Lehrvikars zwi­
schen der ersten und zweiten theologischen Prüfung und des kirch­
lichen Gesetzes über den Dienst des Pfarrvikars vom 9. April 1986 
(GVBI. S. 68) bestimmt: 

»(2) § 13 Abs. 3 findet keine Anwendung für Lehrvikare,
welche die zweite theologische Prüfung erstmals vor dem 31. De­
zember 1986 als ganze nicht bestanden haben; für sie bleibt inso­
weit das bisherige Recht in Kraft.« 

liegt, ist nur möglich, wenn zuvor§ 41 des kirchlichen Gesetzes 
über die Ordnung für Lehrverfahren Anwendung gefunden 
und das Lehrgespräch ergeben hat, daß Verkündigung und 
Lehre des Lehrvikars nach der Grundlegung und § 1 des ge­
nannten Gesetzes zu be�standen sind. 

§ 17

Über die Entlassung wird vom Evangelischen Oberkirchen­
rat eine Urkunde ausgestellt, in der der Zeitpunkt der Beendi­
gung des Dienstverhältnisses angegeben ist. 

§ 18

Der Lehrvikar scheidet aus dem Lehrvikariat aus, wenn er 
die Kirche durch Kirchenaustritt oder durch Übertritt zu einer 
anderen Religionsgemeinschaft verläßt. 

§ 19

(1) Mit der Beendigung des Lehrvikariats erlöschen alle
mit dem bisherigen Dienstverhältnis begründeten Rechte und 
Anwartschaften des Lehrvikars. 

(2) Endet das Dienstverhältnis als Lehrvikar mit dem Be­
stehen der zweiten theologischen Prüfung und hat der Lehrvi­
kar beantragt, alsbald unter die Pfarrvikare der Landeskirche 
aufgenommen zu werden, so kann der Evangelische Oberkir­
chenrat die Ansprüche nach § 6 bestehen lassen, bis seine 
Übernahme als Pfarrvikar erfolgt oder abgelehnt ist. 

Schlußbestimmung *

§ 20

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1978 in Kraft. Zum gleichen
Zeitpunkt tritt Abschnitt C (praktisch-theologische Ausbildung) 
der Ordnung der theologischen Prüfungen voni 29. Oktober 
1969 außer Kraft. 

(2) Der Evangelische Oberkirchenrat kann Durchfüh­
rungsbestimmungen erlassen. 

Nr. 129 Bekanntmachung der Neufassung des kirchlichen 
Gesetzes über den Dienst des Pfarrvikars. 

Vom 4. Juli 1986. (GVBL S. 108) 

Aufgrund von Artikel 3 Abs. 4 des kirchlichen Gesetzes zur 
Änderung des kirchlichen Gesetzes über die praktisch-theolo­
gische Ausbildung des Lehrvikars zwischen der-ersten und 
zweiten theologischen Prüfung und des kirchlichen Gesetzes 
über den Dienst des Pfarrvikars vom 9. April 1986 (GVBL S. 
68) wird nachstehender Wortlaut des kirchlichen Gesetzes
überdenDienstdesPfarrvikarsvom28.0ktober 1970(GVBl.
S. 148) in der ab 1. Mai 1986 geltenden Fassung bekanntge­
macht. Die Neufassung berück&ichtigt die kirchlichen Gesetze
zur Änderung des kirchlichen Gesetzes über den Dienst des
Pfarrvikars vom 22. Oktober 1976 (GVBl. S. 143) und vom 9. 
April 1986 (GVBl. S. 68).

K a r l s r u h  e, den 4. Juli 1986 

Evangelischer Oberkirchenrat 

Dr.Dr.S t e i n

Kirchliches Gesetz 
über den Dienst des Pfarrvikars 
in der Fassung vom 4. Juli 1986 

§ 1

Allgemeines 

(1) Kandidaten der Theologie können nach bestandener
theologischer Prüfung auf Antrag vom Evangelischen Ober-

* § 20 betrifft das erstmalige Inkrafttreten.
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kirchenrat im Dienst der Landeskirche angestellt werden. Sie 
leisten eine befristete Probedienstzeit und führen die Amtsbe­
zeichnung »Pfarrvikar«. 

(2) Pfarrvikare haben ein kirchliches Amt eigener Art
inne ]lnd stehen in einem öffentlich-rechtlichen, widerrufli­
chen Dienstverhältnis zur Landeskirche. Auf dieses Dienst­
verhältnis findet das Pfarrdienstrecht einschließlich des Diszi­
plinarrechts sinngemäß Anwendung, jedoch erfolgt die 
Beendigung des Dienstverhältnisses durch Widerruf allein 
nach§ 6. 

(3) Auf Antrag eines Kandidaten der Theologie kann der
Ev��elische Oberkirchenrat das Dienstverhältnis bereits bei 
der Ubernahme in das Pfarrvikariat unter den im Pfarrer­
dienstgesetz für Pfarrer geregelten Voraussetzungen ein­
schränken. Auf das eingeschränkte Dienstverhältnis finden 
die Bestimmungen dieses Gesetzes mit der Maßgabe Anwen­
dung, daß sich die Probedienstzeit entsprechend der Ein­
schränkung des Dienstumfangs nach näherer Regelung durch 
den Evangelischen Oberkirchenrat verlängert. 

(4) Die Probedienstzeit dient sowohl zur weiteren Prü­
fung der eigenen Fähigkeiten und der Arbeitsmöglichkeiten in 
der Landeskirche als auch zur Bewährung vor der endgültigen 
Anstellung im kirchlichen Dienst. 

(5) Das Dienstverhältnis als Pfarrvikar endet mit der Be­
rufung auf eine Planstelle der in § 1 des Pfarrerdienstgesetzes 
genannten kirchlichen Dienste, durch Widerruf, durch Entlas­
sung auf Antrag, durch Zeitablauf oder_ durch Ausscheiden. 

§ la

Dauer des Pfarrvikariates 

(1) Die Probedienstzeit des Pfarrvikars dauert in der Re­
gel zwei Jahre. Ist der Pfarrvikar in ein öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis mit Teilbeschäftigung im Umfang von 1/2 des 
vollen Dienstes übernommen worden, so verlängert sich die 
Probedienstzeit auf drei Jahre .. 

. (2) Der Evangelische Oberkirchenrat kann die Probe­
dienstzeit bis zu einer Mindestzeit von einem Jahr verkürzen, 
wenn der Kandidat der Theologie vor seiner Anstellung als 
Pfarrvikar eine Tätigkeit ausgeübt hat, die den Zweck der Pro­
bedienstzeit(§ 1 Abs. 4) nachhaltig gefördert hat. 

(3) . Die Probedienstzeit kann unter den Voraussetzungen
des§ 37 Abs. 1 Pfarrerdienstgesetz durch den Evangelischen 
Oberkirchenrat im Wege der Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
unterbrochen werden. Nach Ende der Beurlaubung wird die 
Probedienstzeit zu Ende geführt. Sie beginnt von neuem, wenn 
die Beurlaubung mehr als fünf Jahre gedauert hat. 

(4) Haben sich während der Probedienstzeit dienstliche
Beanstandungen ergeben, so kann diese in Ausnahmefällen 
bis zu einem Jahr verlängert werden. 

§2

Verwendung 

(1) Pfarrvikare werden einem Gemeinde- ·oder landes­
kirchlichen Pfarramt als Mitarbeiter zugeordnet oder als Re­
l1gionslehrer verwendet. Sie unterstehen, sofern der Evangeli-
sehe Oberkirchenrat keine andere Entscheidung trifft, der 
Dienstaufsicht des Dekans. 

(2) Für die Verwendung der Pfarrvikare sind die Erfor­
dernisse des kirchlichen Dienstes maßgebend. Zugleich sollen 
nach Möglichkeit die besondere Ausbildung, Begabung und 
Interessen der Pfarrvikare berücksichtigt werden. 

(3) Pfarrvikare können aus dienstlichen Gründen oder
auf eigenen Wunsch durch den Evangelischen Oberkirchenrat 
versetzt werden. Vor der Versetzung ist der Pfarrvikar zu hö­
ren. 

§3
Ordination 

(1) Mit der Aufnahme in das Pfarrvikariat erhält der
Pfarrvikar die vorläufige Befugnis zur öffentlichen Wortver­
kündigung einschließlich der Spendung der Sakramente. Er 
wird möglichst bald nach Beginn seines Dienstes ordiniert. 

(2) Pfarrvikare werden am Dienstort vom zuständigen
Pfarrer in einem Hauptgottesdienst nach der Ordnung der 
Agende der Gemeinde vorgestellt. Die Vorstellung wird bei je­
dem Wechsel des Dienstortes wiederholt. Bei Verwendung als 
Religionslehrer werden Pfarrvikare in einer Gemeinde des 
Schuleinzugsgebiets vom Dekan vorgestellt. 

§4

Dienstverteilung 

(1) Wird der Pfarrvikar einem Gemeindepfarramt zuge­
ordnet, so vereinbaren der Pfarrer und Pfarrvikar den Dienst­
plan im Benehmen mit dem Ältestenkreis. Kommt es zu keiner 
Einigung, so entscheiden die Ältesten im Benehmen mit dem 
Pfarrer und Pfarrvikar. Der Dienstplan ist dem Dekan vorzule­
gen. Bei Zuordnung zu einem landeskirchlichen Pfarramt und 
bei Verwendung im Religionsunterricht wird sinngemäß ver­
fahren. 

(2) Der Gemeindepfarrer kann in dringenden Fällen
( etwa bei Amtshandlungen) dem Pfarrvikar einen zusätzli­
chen Dienst übertragen. Bei einem landeskirchlichen Pfarramt 
wird sinngemaß verfahren. 

(3) Bei der Festlegung der Dienstpläne ist darauf zu ach­
ten, daß der Pfarrvikar entsprechend seinen Fähigkeiten Ar­
beitsschwerp11nkte bilden kann. In den festgelegten Arbeitsge­
bieten arbeitet der Pfarrvikar selbständig nach den 
Ordnungen und .Gesetzen der Landeskirche. Er beachtet die 
besondere Funktion des Gemeindepfarrers und arbeitet eng 
mit ihm zusammen. 

( 4) Der Dekan legt den Dienstplan für den Pfarrvikar dem
Evangelischen Oberkirchenrat vor. 

§5
Besondere Bestimmungen 

(1) Pfarrvikare, die eine Probedienstzeit von zwei Jahren
ableisten, legen jeweils zum Ablauf des ersten und zweiten 
Dienstjahres dem Evangelischen Oberkirchenrat auf dem 
Dienstweg folgende Unterlagen vor: 

a) drei Predigten, davon eine mit kasuellem Charakter,

b) einen Entwurf oder ein Protokoll einer Veranstaltung aus
dem religionspädagogischen oder pastoral-theologischen
Bereich,

c) einen Bericht über ihre Arbeit, der auch Auskunft über
ihre berufliche und wissenschaftliche Fort- und Weiterbil­
dung geben soll.

(2) Der Ältestenkreis und der Dekan fügen jeweils einen
Bericht mit Stellungnahme über die dienstliche Tätigkeit des 
Pfarrvikars bei. Die Stellungnahme des Dekans soll nach Mög­
lichkeit auf den Besuch eines Gottesdienstes oder einer sonsti­
gen gemeindlichen Veranstaltung und auf einen Unterrichts­
besuch bezogen sein. Die Berichte und Stellungnahmen sind 
dem Pfarrvikar im Wortlaut mitzuteilen. Eventuelle Gegen­
darstellungen des Pfarrvikars sind den Berichten beizufügen. 

(3) Die Pfarrvikare haben an den Fort- und Weiterbil­
dungsveranstaltungen der Landeskirche teilzunehmen. Insbe­
sondere fertigen Pfarrvikare, die eine Probedienstzeit von zwei 
Jahren ableisten, in den beiden ersten Dienstjahren je eine 
theologisch-wissenschaftliche Arbeit an, in der Probleme ih­
rer Berufspraxis erörtert werden. Das Thema wird vom Pfarr­
vikar dem Dekan zur Genehmigung vorgeschlagen. Die Arbeit 
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wird vom Dekan oder von einem von ihm zu beauftragenden 
Sachkundigen beurteilt. Die Beurteilung geht dem Pfarrvikar 
direkt zu; eine Durchschrift ist dem dekanatlichen Bericht an 
den Evangelischen Oberkirchenrat beizufügen. 

( 4) Pfarrvikare, die eine Probedienstzeit von zwei Jahren
ableisten, haben am Ende des zweiten Dienstjahres in einem 
Kolloquium ausreichende Kenntnisse in der Pfarramtsverwal­
tung nachzuweisen.Das Kolloquium wird vom Evangelischen 
Oberkirchenrat im Rahmen der Fortbildung für Pfarrvikare 
veranstaltet 

(5) Der Evangelische Oberkirchenrat erteilt auf die Pre­
digten, Entwürfe und Berichte jeweils einen Bescheid an den 
Pfarrvikar. Ist die Probedienstzeit erfolgreich beendet, so er­
kennt der Evangelische Oberkirchenrat dem Pfarrvikar das 
Recht zu, sich um jede ausgeschriebene Pfarrstelle der Lan­
deskirche zu bewerben (Bewerbungsfähigkeit). Dies wird in 
dem Bescheid auf den zweiten Jahresbericht festgestellt. 

(6) Für Pfarrvikare, deren Probedienstzeit gemäß § la 
Abs. 1 oder 2 verkürzt oder verlängert oder gemäß § 1 a Abs. 3 
unterbrochen worden ist, legt der Evangelische Oberkirchen­
rat die Verpflichtung gemäß § 5 Abs. 1 bis 5 angemessen fest. 

§6

Widerruf 

(1) Der Landeskirchenrat kann den Widerruf des Dienst­
verhältnisses beschließen, 

a) wenn der Pfarrvikar die Anstellungsfähigkeit als Pfarrer
gemäß § 2 Abs. 1 Buchst. a bis c Pfarrerdienstgesetz nicht
mehr besitzt,

b) wenn der Pfarrvikar während der Probedienstzeit den an 1

ihn zu stellenden Anforderungen wegen mangelnder Befä­
higung oder Leistung nicht genügt,

c) wenn der Pfarrvikar die Probedienstzeit in der vorgesehe­
nen Zeit nich1 erfolgreich beendet hat, insbesondere wenn
er nach einer ihm vom Evangelischen Oberkirchenrat ge­
setzten Nachfrist die theologisch-wissenschaftlichen Ar­
beiten gemäß § 5 Abs. 1 und 3 nicht eingereicht oder das
Kolloquium (§ 5 Abs. 4) nicht abgelegt hat,

d) wenn der Pfarrvikar eine schuldhafte Amtspflichtverlet­
zung begangen hat, die bei einem Pf!\rrer eine Disziplinar­
maßnahme zur Folge hätte, die nur im förmlichen Diszi­
plinarverfahren verhängt werden kann.

(2) Im Falle des Absatzes 1 Buchst. b hat der Evangelische
Oberkirchenrat zuvor die Ältestenkreise bzw. Kirchenge­
meinderäte und die Dekane der bisherigen Dienstorte zu hö­
ren. Er hat außerdem dem Pfarrvikar die Absicht des Wider­
rufs rnündlich zu eröffnen und mit ihm gemeinsam zu 
überlegen, wie eine weitere Verwendung oder ein Berufswech­
sel ermöglicht werden kann. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Buchst. d sind die Vorschriften
des Disziplinarrechts über die Untersuchung und die vorläu­
fige Dienstenthebung sinngemäß anzuwenden. Einleitende 
Dienststelle ist der Evangelische Oberkirchenrat. 

(4) Der Evangelische Oberkirchenrat kann ein Über­
gangsgeld in Höhe bis zu 3 Monatsgehältern gewähren. 

§ 6a*

Zeitablauf 

Das Dienstverhältnis des Pfarrvikars endet durch Zeitab­
lauf, wenn er nicht spätestens zwei 1 ahre nach Erwerb der Be­
werbungsfähigkeit (§ 5 Abs. 5) auf eine Gemeindepfarrstelle 
oder landeskirchliche Pfarrstelle berufen worden ist. Der 
Evangelische Oberkirchenrat kann die Frist verlängern, wenn 
es im'kirchlichen Interesse liegt. 

§6b

Erlöschen und Ruhen der erworbenen Rechte 

(1) ' Endet das Dienstverhältnis als Pfarrvikar durch Wi­
derruf, durch Entlassung auf Antrag oder durch Ausscheiden, 
so verliert der Pfarrvikar die mit der Ordination erworbenen 
Rechte. 

(2) Endet das Dienstverhältnis des Pfarrvikars durch
Zeitablauf, so ruhen die mit der Ordination erworbenen 
Rechte. Die Bewerbungsfähigkeit (§ 5 Abs . .5) bleibt erhalten. 

(3) Die Regelungen von § 95 Abs. 2 und § 99 Pfarrer­
dienstgesetz über die Belassung und Wiederbeilegung der 
Rechte aus der Ordination finden entsprechende Anwendung. 

§7

Schlußbestimmungen** 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung, die Dienstverhiiltnisse
der unständigen Geistlichen betreffend (Pfarrkandidatenord­
nung), vom 27. März 1922 (GVBl. S. 57) außer Kraft. 

(3) Der Evangelische Oberkirchenrat wird mit dem Voll­
zug dieses Gesetzes beauftragt und ermächtigt, Durchfüh-
rungsbestimmungen zu erlassen. 

* Artikel 3 Abs. 3

des kirchlichen Gesetzes zur Änderung des kirchlichen Gesetzes 
über die praktisch-theologische Ausbildung des Lehrvikars zwi­
schen der ersten und zweiten theologischen Prüfung und des kirch­
lichen Gesetzes über den Dienst des Pfarrvikars vom 9. April 1986 
(GVBI. S. 68) bestimmt: 

» 3) Die Frist nach§ 6 a beginnt für Pfarrvikare, welche die Bewer­
bungsfähigkeit vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erlangt haben, 
erst mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes.« 

(Das Gesetz ist am 1. Mai 1986 in Kraft getreten.) 

** § 7 betrifft das erstmalige Inkrafttreten. 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern 

Nr. 130 Neufassung der Ausführungsbestimmungen zum 
Prädikantengesetz (ABestPrädG). 

Vom 7. Mai 1986. (KABL S. 150) 

Aufgrund des Kirchengesetzes über die Berufung zum Prä­
dikantendienst vom 2. Dezember 1985 (KABL S. 385) erläßt 
der Landeskirchenrat folgende Ausführungsbestimmungen: 

Nr. 1 

(Form des Antrages) 

(1) Ein Antrag auf Berufung zum Prädikanten mit dem
Auftrag zum Predigtdienst oder mit dem Auftrag zum Predigt­
dienst und zur Sakramentsverwaltung wird auf dem Dienstweg 
dem Landeskirchenrat vorgelegt. 
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(2) Für kirchliche Werke und Dienste oder andere
Rechtsträger (z.B. kirchliche Vereine) wird der Antrag über 
das Dekanat des vorgesehenen Dienstbereiches bzw. über das 
Dekanat des Dienstsitzes der Einrichtung eingereicht. 

(3) Für kirchliche Werke und Dienste, deren Bereich die
Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern ist, wird der Antrag 
über den Leiter der Einrichtung und den für den Dienstsitz zu­
ständigen Kreisdekan dem Landeskirchenrat zugeleitet. 

( 4) Soweit es sich um Schulgottesdienste in einer Kirche 
der Kirchengemeinde mit Feier des Heiligen Abendmahls 
handelt, wird der Antrag mit der Stellungnahme des Kirchen­
vorstands auf dem Dienstweg dem Landeskirchenrat vorge-
legt. 

Nr.2 

(Inhalt des Antrages) 

Der Antrag enthält: 

1. Angaben zur Person (persönliche Daten, auch zur vorhan­
denen Ausbildung und zum ausgeübten Beruf),

2. Feststellung der Wählbarkeit zum Kirchenvorsteher,

3. Würdigung det Person

Angaben über längere ehren-, neben- oder hauptamt­
liche Mitarbeit, 

Angaben über Bewährung im kirchlichen Dienst, z.B. 
als Lektor, 

Angaben zur Befähigung, 

4. Angaben über die Fortbildung (mit Kopien der Bescheini­
gungen),

5. Begründung für die Berufung zum Prädikantendienst,

6. Gegebenenfalls besondere Begründung für die Notwen­
digkeit einer Berufung zur Sakramentsverwaltung,

7. Beschreibung des Dienstbereiches.

Nr.3 

(Beizufügende Unterlagen der Antragsteller) 

Die Antragsteller sollen folgende Unterlagen beifügen: 

1. Abschrift des Beschlusses des Kirchenvorstandes oder des
Dekanatsausschusses (bei Vereinen Vorstandsbeschluß).
Entfällt bei Anträgen nach Nr. 1 Abs. 3,

2. Abschrift der Zustimmung derjenigen Pfarrer, deren
Dienstbereich durch den Antrag unmittelbar berührt wird.
Dies gilt auch für Anstaltsbereiche. Entfällt bei Anträgen
nach Nr. 1 Abs. 3,

3. Entwurf einer Dienstordnung für den Prädikantendienst
mit Angaben

zum räumlich oder nach Personen umschriebenen Be­
reich, 

über die Dienstaufsicht, 

über die Häufigkeit des Einsatzes, 

zur Absprache über den jeweiligen Einsatz, 

über die Verpflichtung zur Zusammenarbeit mit dem 
zuständigen Mentor im Dekanatsbezirk, 

über die Verpflichtung zur Fortbildung. 

Nr. 4 

(Beizufügende Unterlagen des Gemeindegliedes) 

Von dem Gemeindeglied, das berufen werden soll, sind dem 
Antrag beizulegen: 

1. Lebenslauf,

2. Erkiärung der Bereitschaft zum Prädikantendienst,

3. Persönliche Stellungnahme zu Schrift und Bekenntnis,

4. Bestätigung des Amtes für Gemeindedienst über die Teile
nahme an einer Zurüstung für den Prädikantendienst, ins­
besondere am Fernkurs für Predigtlehre,

5. Gegebenenfalls Bescheinigung über die Teilnahme an wei­
teren Fortbildungen für Lektoren und Prädikanten.

Nr. 5 

(Stellungnahme des Dekans) 

Der zuständige Dekan, gegebenenfalls der Leiter des Wer­
kes oder der Dienststelle, nimmt im Benehmen mit dem zu­
ständigen Mentor zu jedem Antrag eingehend Stellung. 

Nr.6 

(Stellungnahme des Kreisdekans) 

Der zuständige Kreisdekan nimmt zu jedem Antrag Stel­
lung. Er berücksichtigt dabei den Bericht über einen Gottes­
dienst des künftigen Prädikanten und das Ergebnis eines Ge­
sprächs mit dem Vorgeschlagenen über seine Befähigung und 
seine Vertrautheit mit dem biblichen Zeugnis und dem evange­
lisch-lutherischen Bekenntnis. 

Nr. 7 

(Mitteilung der Entscheidung durch den 
Landeskirchenrat) 

(1) Der Landeskirchenrat teilt nach Beschlußfassung
dem zuständigen Kreisdekan die Entscheidung über d�n An­
trag zur weiteren Veranlassung mit. Diese Mitteilung soll ent-
halten: 

1. die Beschreibung des Dienstbereiches (Genehmigung der
Dienstordnung erfolgt.durch den Kreisdekan),

2. den Hinweis, mit wem der jeweilige Einsatz des Prädikan­
ten abzusprechen ist (Dekan oder Gemeindepfarrer),

3. den für die Dienstaufsicht Zuständigen,

4. die Verpflichtung zur regelmäßigen Fortbildung im Rah­
men der vom Amt für Gemeindedienst angebotenen Fort­
bildungsveranstaltungen,.

5. einen Hinweis auf den Lektorentalar,

6. die Erinnerung an den zuständigen Mentor im Deka­
natsbezirk.

(2) Das Amt für Gemeindedienst erhält Abdruck dieser
Mitteilung. 

Nr. 8 

(Anordnung der Einführung) 

Der zuständige Kreisdekan veranlaßt die gottesdienstliche 
Einführung nach der Ordnung der Agende (Anlage 1 ), *) die er 
auch durch einen von ihm Beauftragten vollziehen lassen kann, 

die Überreichung der Urkunde im Gottesdienst (Anlage 2)*) 

sowie 

die Niederschrift über die Berufung und Verpflichtung nach 
dem Gottesdienst (Anlage 3).*) 

Abdruck der Niederschrift erhalten der zuständige Kreisde­
kan, das Landeskirchenamt und das Amt für Gemeindedienst. 

Nr.9 

(Funktionsbezeichnung) 

Die Berufenen führen die Funktionsbezeichnungen» Prädi­
kant« oder »Prädikantin«. 

*) hier nicht abgedruckt! 
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Nr.10 

(Prädikantenordnung) 

Für den Dienst der Prädikanten gilt bis zum Erlaß einer Prä­
dikantenordnung die Lektorenordnung sinngemäß. 

Nr. 11 

(Fortbildung und Begleitung) 

Das Amt für Gemeindedienst ist zuständig für die Fortbil­
dung und Begleitung der Prädikanten. 

Nr. 12 

( Aufhebung alten Rechts) 

Die Ausführungsbestimmungen zum Beauftragungsgesetz 
vom 21. Mai 19 71  (KABl. S.157) werden hiermit aufgehoben. 

M ü n c h e n, den 7. Mai 1986 

I. A.: Dr. H o f m a n n

Bremische Evangelisdle Kirche 

Nr. 131 Kirchengesetz zur Änderung des Gesetzes über Nr. 132 Kirchengesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Besoldung der Kirchenbeamten in der Bremi­
schen Evangelischen Kirche vom 29. Juni 195 5 in 
der Fassung vom 22. März 1972 (GVM 1972 Nr.1 
Z.4).

das Dienstverhältnis der Geistlichen in der Bremi-
schen Evangelischen Kirche (Pfarrergesetz) vom 
25. Februar 1955 in der Fassung vom 20. März
1985 (GVM 1985 Nr. 1 Z 3).

Vom 14. März 1986. (GVM Sp. 1) 

Artikel 1 

Der§ 18 des Pfarrergesetzes wird wie folgt geändert: 

1. Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

»Dies gilt vorbehaltlich der Regelung in Absatz 2.« 

2. Folgender Absatz 2 wird neu eingefügt:

»(2) Der Pfarrer auf Lebenszeit erhält für die ersten
vier Jahre der Dienstzeit Dienstbezüge nach den Grundge­
haltssätzen der Besoldungsgruppe Al2. Die Zeiten eines 
Hilfspredigerdienstes oder eines kirchenrechtlichen 
Dienstvertragsverhältnisses oder entsprechende Zeiten 
eines kirchlichen oder sonstigen öffentlichen Dienstes 
werden angerechnet. Die Regelung dieses Absatzes findet 
keine Anwendung auf Pfarrer, deren anrechnungsfähiges 
Dienstverhältnis vor dem 1. Juli 1983 begründet worden 
ist.« 

3. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält folgende
Fassung:

»(3) Im übrigen finden die für die Besoldung und Ver­
sorgung der bremischen Beamten geltenden gesetzlichen 
Vorschriften sinngemäß Anwendung, soweit nichts ande­
res bestimmt ist oder bestimmt wird.« 

4. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1986 in Kraft. Es findet keine 
Anwendung auf Dienstverhältnisse auf Lebenszeit, die vor sei­
nem Inkrafttreten begründet worden sind. 

Das vorstehende Kirchengesetz hat der Kirchentag auf sei­
ner 78. Sitzungarn 14.März 1986 beschlossen.Es wird hiermit 
verkündet. 

B r e m e n, den 17. April 1986 

Der Kirchenausschuß 
der Bremischen Evangelischen Kirche 

R a n f t S m i d t

Präsident Schriftführer 

Vom 14. März 1986. (GVM Sp. 3)

Artikel 1 

Der§ 1 des Gesetzes über die Besoldung der Kirchenbeam­
ten wii:d wie folgt geändert: 

1. Der Absatz 1 erhält in Satz 1 folgende Fassung:

»(1) Kirchenbeamte, für die nach dem 1. Juli 1983 ein
Anspruch auf Dienstbezüge aus einem der nachstehend 
genannten Eingangsämter besteht, erhalten bei einem Ein­
gangsamt der Besoldungsgruppe All oder einer Besol­
dungsgruppe mit höherem Endgrundgehalt für die Dauer 
von vier Jahren, bei einem Eingangsamt der Besoldungs­
gruppe A9 oder AlO für die Dauer von drei Jahren nach 
Entstehung des Anspruchs Dienstbezüge nach den 
Grundgehaltssätzen der jeweils nächstniedrigeren Besol­
dungsgruppe. Entsprechende Dienstzeiten im kirchlichen 
oder sonstigen öffentlichen Dienst werden angerechnet.« 

2. Der Absatz erhält folgende Fassung:

»(2) Im übrigen finden die für die Besoldung und Ver­
sorgung der bremischen Beamten geltenden gesetzlichen 
vorschntten sinngemäß Anwendung, soweit mchts anoe­
res bestimmt ist oder bestimmt wird.« 

3. Der Absatz 3 erhält folgende Fassung:

»(3) Soweit nach den Bestimmungen gemäß Abs. 2
dem Senat, der Senatskommission für das Personalwesen 
oder anderen Stellen bestimmte Zuständigkeiten übertra­
gen sind, tritt an deren Stelle der Kirchenausschuß.« 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1986 in Kraft. Es findet keine 
Anwendung auf Dienstverhältnisse auf Lebenszeit, die vor sei­
nem Inkrafttreten begründet worden sind. 

Das vorstehende Kirchengesetz hat der Kirchentag auf sei­
ner 78. Sitzung am 14. März 1986 beschlossen. Es wird hiermit 
verkündet. 

B r e m e n, den 17. April 1986 

Der Kirchenausschuß 
der Bremischen Evangelischen Kirche 

R a n f t S m i d t

Präsident Schriftführer 
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Nr. 133 Geschäftsordnung für die erste theologische Prµ­
fung in der Bremischen Evangelischen Kirche. 

Vom 12. Dezember 1985. (GVM 1986 Sp. 12) 

Aufgrund der Ermächtigung in den§§ 3 Abs. 2, 5 Satz 4 und 
21 des Gesetzes über die Anstellungsfähigkeit und die Vorbil­
dung der Geistlichen in der Bremischen Evangelischen Kirche 
vom 26. Februar 1930 in der Fassung vom 26. März 1981 und 
gemäß § 6 Abs. 2 der Ordnung für die erste theologische Prü­
fung in der Bremischen Evangelischen Kirche vom 15. Dezem­
ber 1983 erläßt der Kirchenausschuß folgende Geschäftsord­
nung für die erste theologische Prüfung: 

§ 1

(1) Die Prüfungskommission wird vorbehaltlich§ 4 gebil­
det von allen Prüfern, die an der Prüfung eines Kandidaten 
oder einer Kandidatengruppe beteiligt sind. Die Prüfungs­
kommission ist für die ordnungsgemäße Durchführung der 
Prüfung zuständig. 

(2) Die Entscheidungen über die laufenden Vorgänge
trifft der Vorsitzende. 

(3) Die Prüfungskommission entscheidet in den strittigen
Fragen und in den Fällen, die in der Prüfungsordnung aus­
drücklich vorgesehen sind. Sie ist beschlußfähig, wenn minde­
stens zwei Drittel ihrer Mitglieder mitwirken. Die Entschei­
dungen, die auch ohne gemeinsame Sitzung herbeigeführt 
werden können, werden mit der Mehrheit der Stimmen der an­
wesenden bzw. erreichbaren Mitglieder getroffen. 

( 4) Die Prüfungskommission versammelt sich zu einer 
Schlußberatung über die Prüfung. 

§ 2

(1) Berichterstatter für die wissenschaftliche Hausarbeit
und die Klausurarbeiten sind die Fachvertreter, die das Thema 
gestellt haben. Der Kandidat kann den Fachvertreter für die 
wissenschaftliche Hausarbeit vorschlagen. Der Vorsitzende 
bestellt Mitglieder der Prüfungskommission jeweils zum Mit­
berichterstatter. 

(2) Berichterstatter und Mitberichterstatter begutachten
die schriftlichen Arbeiten. Im Verhinderungsfalle können an­
dere Mitglieder der Prüfungskommission als Stellvertreter be­
stellt werden. 

(3) Der Vorsitzende oder ein von ihm bestimmter Vertre­
ter, der Berichterstatter und der Mitberichterstatter bilden den 
Prüfungsausschuß, der mit der Mehrheit der Stimmen seiner 
Mitglieder beiN otendifferenzen und in anderen strittigen Fra­
gen entscheidet. 

§ 3

(1) An den mündlichen Prüfungen in den einzelnen Fä­
chern nehmen mindestens folgende Mitglieder der Prüfungs­
kommission teil: der Vorsitzende oder ein von ihm bestimmter 
Vertreter, der jeweilige Fachvertreter und ein Beisitzer. Sie bil­
den den Prüfungsausschuß, der mit der Mehrheit der Stimmen 
seiner Mitglieder entscheidet. 

(2) Die Noten für die mündlichen Prüfungsleistungen
werden vom Fachvertreter nach Anhörung der anderen Mit­
glieder des Prüfungsausschusses festgelegt. Besteht eine No­
tendifferenz, so entscheidet der Prüfungsausschuß durch 
Mehrheitsbeschluß. 

§4

Die Prüfer für die in Bremen zu erbringenden praktischen 
Prüfungsleistungen gemäß§ 4 Abs. 2 der Ordnung für die erste 
theologische Prüfung gehören nicht zur Prüfungskommission 
im Sinne von§ 1. Die festgestellten Noten werden von dem Vor­
sitzenden der Prüfungskommission der Bremischen Evangeli­
schen Kirche für die zweite theologische Prüfung an den Vor­
sitzenden für die erste theologische Prüfung übermittelt. 

§ 5

Das rechnerische Gesamtergebnis der schriftlichen und 
mündlichen Prüfung stellt der Vorsitzende der Prüfungskom­
mission fest. 

§ 6

(1) Zur mündlichen Prüfung und zur Beratung über die
Prüfungsergebnisse kann ein Protokollführer hinzugezogen 
werden, der nicht Mitglied der Prüfungskommission ist. 

(2) Der Ausbildungsreferent der Bremischen Evangeli­
schen Kirche wird zur mündlichen Prüfung und zur Beratung 
hinzugezogen.Erwirkt bei der Prüfung und der Beratung nicht 
mit, kann aber bei der Beratung gehört werden. 

§ 7

Bei der mündlichen Prüfung können in begrenzter Zahl Stu­
denten anwesend sein, die für den nächsten Examenstermin 
zugelassen sind. Das Einverständnis der zu prüfenden Kandi­
daten ist Voraussetzung. 

§ 8

Der Vorsitzende der Prüfungskommission stellt sicher, daß 
dem Kandidaten die Namen der Prüfer rechtzeitig bekanntge­
geben werden. 

§ 9

Diese Geschäftsordnung tritt mit sofortiger Wirkung in 
Kraft. Zugleich tritt die vorläufige Geschäftsordnung für die 
erste theologische Prüfung in der Bremischen Evangelischen 
Kirche vom 5. September 1985 außer Kraft. 

B r e m e n, den 12. De�ember 1985 

Der Kirchenausschuß 
der Bremischen Evangelischen Kirche 

Ra n f t S m i d t

Präsident Schriftführer 

Nr. 134 Geschäftsordnung für die zweite theologische 
Prüfung in der Bremischen Evangelischen Kirche. 

Vom 12. Dezember 1985. (GVM 1986 Sp. 13) 

Aufgrund der Ermächtigung in den§§ 3 Abs. 2 und 21 des 
Gesetzes über die Anstellungsfähigkeit und die Vorbildung 
der Geistlichen in der Bremischen Evangelischen Kirche vom 
26.Februar 1930in derFassungvom 26.März 1981 erläßt der
Kirchenausschuß folgende Geschäftsordnung für die zweite
theologische Prüfung:

§ 1

(1) Die Prüfungskommission wird nach § 4 Abs. 1 der
Ordnung für die zweite theologische Prüfung in der Bremi­
schen Evangelischen Kirche vom 15. Dezember 1983 (Prü­
fungsordnung) gebildet. 

(2) Die Entscheidungen über die laufenden Vorgänge
trifft der Vorsitzende (§ 4 Abs. 2 Prüfungsordnung). 

(3) Die Prüfungskommission entscheidet in den strittigen
Fragen und in den Fällen, die in der Prüfungsordnung aus­
drücklich vorgesehen sind. Sie ist beschlußfähig, wenn minde­
stens zwei Drittel ihrer Mitglieder mitwirken. Die Entschei­
dungen, die auch ohne gemeinsame Sitzung herbeigeführt 
werden können, werden mit der Mehrheit der Stimmen der 
Anwesenden bzw. erreichbaren Mitglieder getroffen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus­
schlag. 

•
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§2

(1) Für die Beurteilung der schriftlichen Arbeiten wäh- ·
rend des Lehrvikariats (§ 5 Nr. 1 Prüfungsordnung) wird je­
weils ein Mitglied der Prufungskommission zum Referenten 
bestellt. 

(2) Wenn Predigt und Unterrichtsstunde in einer Ge­
meinde gehalten werden, nimmt in der Regel ein Mitglied der 
Prüfungskommission daran teil. "-

§ 3

Für die Beurteilung der schriftlichen Arbeiten nach Zulas­
sung zur Prüfung(§ 5 Nr. 2 Prüfungsordnung) wird jeweils ein 
Mitglied der Prüfungskommission zum Referenten bestellt. 

§4

Die,mündliche Prüfung(§ 5 Nr. 3 Prüfungsordnung) wird 
vor der Prüfungskommission abgelegt. 

§5

Das rechnerische Gesamtergebnis der schriftlichen und 
mündlichen Prüfung stellt der Vorsitzende der Prüfungskom­
mission fest. 

§6

(1) Zur mündlichen Prüfung und zur Beratung über die
Prüfungsergebnisse kann ein Protokollführer hinzugezogen 
werden, der nicht Mitglied der Prüfungskommission ist. 

( 2) Der Ausbildungsreferent der Bremischen Evangeli­
schen Kirche wird zur mündlichen Prüfung und zur Beratung 
hinzugezogen. Erwirkt bei der Prüfung und der Beratung nicht 
mit, kann aber bei der Beratung angehört werden. 

§7

Bei der mündlichen Prüfung können in begrenzter Zahl Vi­
kare anwesend sein, die für den nächsten Examenstermin zu­
gelassen sind. Das Einverständnis der zu prüfenden Kandida­
ten ist Voraussetzung. 

§8

Der Vorsitzende der Prüfungskommission stellt sicher, daß 
dem Kandidaten die Namen der Prüfer rechtzeitig bekanntge­
geben werden. 

§9

Diese Geschäftsordnung tritt mit sofortiger Wirkung in 
Kraft. 

B r e m e n, den 12. Dezember 1985 

Der Kirchenausschuß 
der Bremischen Evangelischen Kirche 

R a n f t S m i d t

Präsident Schriftführer. 

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers 

' 
Nr. 135 Arbeitsz.eit der Kirchenbeamten. 

Vom 11. Juli 1986. (KABl. S. 125) 

Aufgrund des§ 49 Abs. 1 Uf!d 3 des Kirchenbeamtengeset­
zes der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands (KBG) und des § 14 des Ergänzungsgesetzes 
zum Kirchenbeamtengesetz (KBGErgG) erlassen wir die fol­
genden allgemeinen Vorschriften über die Arbeitszeit der Kir­
chenbeamten: 

I. 

Die für die Beamten des .Landes Niedersachsen geltenden 
Rechtsvorschriften über die Arbeitszeit sind nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen auf Kirchenbeamte, entspre­
chend anzuwenden: 

1. Änderungen der für die Beamten des Landes Niedersach­
sen geltenden Rechtsvorschriften über die Arbeitszeit
werden für die Kirchenbeamten wirksam, wenn nicht in­
nerhalb von zwei Monaten nach ihrer Verkündung eine an­
dere Regelung getroffen wird.

2. Die dienstplanmäßige Arbeitszeit an einem Sonn- oder
Feiertag ist durch eine entsprechende zusammenhän­
gende Freizeit an einem Werktag der laufenden oder der
folgenden Woche auszugleichen.

3. Kirchenbeamte, die nach ihrem Dienstauftrag ständig
sonntags und an Feiertagen am Gottesdienst mitwirken,
erhalten einen dienstfreien Tag während der Woche. Fer­
ner erhalten sie jährlich vier dienstfreie Wochenenden
(Sonnabend und Sonntag), davon in der Regel zwei im Ka­
lenderhalbjahr.

4. Bei Dienstreisen wird die Zeit der dienstlichen Inan­
spruchnahme am auswärtigen Geschäftsort und die Zeit
der Hin- und Rückreise zum und vom Geschäftsort ein­
schließlich der erforderlichen Wartezeiten berücksichtigt,
höchstens für jeden Tag bis zu elf Stund�n.

5. Der Reformationstag ist, wenn er nicht auf einen dienst­
freien Tag fällt, im Landeskirchenamt und den ihm unmit­
telbar angegliederten zentralen Dienststellen Arbeitstag.
Im übrigen bleibt es dem Dienstvorgesetzten überlassen,
für den Griindonnerstag und den Reformationstag eine
den örtlichen und dienstlichen Gegebenheiten angemes­
sene Regelung zu treffen; am Gründonnerstag soll es auch
in Dienststellen, für die eine Regelung über die gleitende
Arbeitszeit nicht getroffen ist, dem Kirchenbeamten er­
möglicht werden, den Dienst um 13 Uhr zu beenden.

6. Die Vorschriften über die Arbeitszeit der Kirchenbeamten
gelten nicht für die Fachhochschullehrer, die Pfarrverwal­
ter und die Studiendirektoren der Predigerseminare. Die
Vorschriften über die regelmäßige Arbeitszeit gelten nicht
für die Mitglieder des Landeskirchenamtes.

7. Im übrigen bestimmt der Dienstvorgesetzte die Arbeits­
zeit (§ 49 Abs. 1 Satz 2 KBG); dies gilt auch für abwei­
chende Regelungen und Ausnahmen, die in den für die Be­
amten des Landes Niedersachsen geltenden
Rechtsvorschriften vorgesehen sind.

II. 

1. Diese allgemeinen Vorschriften treten am ersten Tage des
auf die Bekanntmachung folgenden Kalendermonats in 
Kraft. Die Vorschriften über die freien Tage(§ 5 a derVer­
ordnung des Nieders. Landesministeriums über die Ar­
beitszeit der Beamten) sind mit Wirkung vom 1. Januar
1985 anzuwenden.

2. Gleichzeitig werden Bestimmungen, die diesen allgemei­
nen Vorschriften entsprechen oder widersprechen, aufge­
hpben,

Das Landeskirchenamt 

In Vertretung: Dr. K n ü 11 i g 
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Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

Nt. 136 Verwaltungsverordnung über die dienstliche und 
private Nutzung von Fernsprechanschlüssen. 

Vom 12. Mai 1986. (ABL S. 110) 

Die Kirchenleitung hat aufgrund von Artikel 48 Abs. 2 n) 
der Kirchenordnung folgende Verwaltungsverordnung be­
schlossen: 

§1

Grundsatz 
Bei der dienstlichen Benutzung von Fernsprechanschlüssen 

sind Gespräche imlnteresseeinerwirtschaftlichen und sparsa­
men Haushaltsführung auf das notwendige Maß zu beschrän­
ken. 

§2

Private Benutzung von Amtsanschlüssen 
(1) Pfarrer, denen ein Amtsanschluß zur Verfügung steht,

sind verpflichtet, die Kosten für Privatgespräche zu erstatten. 

(2) Die Kosten für eine Gesprächseinheit richten sich
nach der jeweiligen Gebührenordnung der Deutschen Bun­
despost und betragen unter Einschluß eines Anteils an der 
Grundgebühr derzeit 0,25 DM.

§3

Amtsanschlüsse im Wohnbereich 
(1) Über Amtsanschlüsse im Wohnbereich haben die kas­

senführenden Stellen (z.B. Rentämter, Gemeindeämter, Kir­
chenverwaltung) ein aktuelles Verzeichnis zu führen, das Na­
men, Dienstbezeichnung, Anschrift und Rufnummer enthält 
und den jährlichen Erstattungsbetrag für Privatgespräche aus­
weist. 

(2) Die private Mitbenutzung von Amtsanschlüssen un­
terliegt der Steuerpflicht. Zur Vermeidung einer N achversteu­
erung wird daher von Pfarrern, die über einen Amtsanschluß 
im Wohnbereich verfügen, für privat geführte Gespräche ein 
monatlicher Pauschalbetrag in Höhe von 50, - DM nebst der 
halben Grundgebühr in Höhe von 13,50 DM erhoben und von 
den laufenden Bezügen einbehalten. 

(3) Kann der Benutzer eines Amtsanschlusses ·anhand
von Aufzeichnungen nachweisen, daß für privat geführte Ge­
spräche geringere Kosten entstehen, so hat er nur die Kosten in 
der entstandenen Höhe zu tragen. 

Nach Absatz 2 vorab gezahlte überhöhte Beträge werden 
bei Nachweis erstattet. 

(4) Der entsprechende Nachweis kann durch Aufzeich­
nung aller dienstlichen und privaten Gespräche über einen re­
präsentativen Zeitraum von drei Monaten geführt werden. Er 
ist de:r; kassenführenden Stelle (Absatz 1) zur Prüfung vorzule­
gen, die danach den monatlich einzubehaltenden Betrag für 
Privatgespräche berechnet. Dieser Nach weis ist nach drei J ah-. 
ren zu wiederholen. 

( 5) Übersteigen die Kosten für privat geführte Gespräche
den Betrag nach Absatz 2, ist auch der darüber hinausgehende 
Betrag zu erstatten. 

( 6) Wird die vorstehende Regelung nicht beachtet, so trägt
der Benutzer des Amtsanschlusses die Lohn- und Einkom­
mensteuer für den geldwerten Vorteil(§ 12 EStG). Mängel in 
den Aufzeichnungen nach Absatz 4 hat er gegenüber seinem 
zuständigen Finanzamt selbst zu vertreten. 

§4
Dienstliche Benutzung von Privatanschlüssen 

(1) Pfarrern, die auf die dienstliche Benutzung ihres Pri­
vatanschlusses angewiesen sind, werden die Kosten für die 
nachgewiesenen Dienstgespräche von der zuständigen kirchli­
chen Kasse erstattet. Über die Dienstgespräche sind Aufzeich­
nungen zu führen.· 

(2) Darüber hinaus beteiligt sich der Dienstgeber an den
monatlichen Kosten der Grundgebühr und, sofern eingerich­
tet, eines Gebührenzählers mit 7 5 v. H. 

§5

Sonderausstattungen 

Für Amtsanschlüsse im Wohnbereich werden Mehrkosten 
für einen Gebührenzähler und einen zweiten Sprechapparat 
übernommen. Mehrkosten fii:r Telefone in Sonderausführung, 
für die Einrichtung eines Familientelefons oder sonstige zu­
sätzliche Ausstattungen werden nicht übernommen. Die Ein­
richtung eines Anrufbeantworters kann in besonders begrün­
deten Fällen auf Beschluß des Kirchenvorstandes oder der 
zuständigen Dienststelle erfolgen. Die damit verbundenen 
Mehrkosten werden übernommen. 

§6

(1) Diese Verwaltungsverordnung tritt am 1. Juli 1986 in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwaltungsverordnung über die 
dienstliche und private Nutzung von Fernsprechanschlüssen 
vom 7. Mai 1979 (ABl. 1979 S. 109) außer Kraft. 

(2) Die Einbehaltung des Pauschalbetrages nebst halber
Grundgebühr nach § 3 Abs. 2 erfolgt bis zum Nachweis einer 
anderen Gebührenverteilung. 

D a r _m s t a d  t, den 12. Mai 1986 

Nr.137 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

- Kirchenleitung -

S p e n g l e r

Verwaltungsverordnung zur Anstellung von haupt­
amtlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in 
der Krankenhaus- und Altenheimseelsorge. 

Vom 12. Mai 1986. (ABL S. 111) 

Die Kirchenleitung hat aufgrund von Artikel 48 Absatz 2 n) 
der Kirchenordnung folgende Verwaltungsverordnung be­
schlossen: 

• 
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§ 1

Zweck und Geltungsbereich 

Diese Verordnung regelt die Anstellung von Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen in der Krankenhaus- und Altenheim­
seelsorge, sofern sie nicht Pfarrer sind. Sie stellt dabei im ein­
zelnen fest, über welche Ausbildung Bewerber verfügen müs­
sen, nach welchen Kriterien Bewerbungen zu bewerten sind, 
wie das Anstellungsverfahren verläuft und welche Maßgaben 
für die Vergütung gelten. 

§2

Aufgabenbereich und Anforderungsmerkmale 

(1) Zu den Aufgaben von Mitarbeitern und Mitarbeiter­
innen in der Krankenhaus- und Altenheimseelsorge gehören 
insbesondere: 

der regelmäßige Besuchsdienst am Krankenbett 

die seelsorgerliche Beratung und Begleitung von Patienten 
bzw. Bewohnern von Alten- und Pflegeheimen 

Gespräche mit Ratsuchenden über Glaubens- und Le­
bensfragen 

Hilfe bei der Bewältigung von persönlichen Konflikten in 
Einzelfällen 

die Zusammenarbeit mit Schwestern, Pflegern und Ärzten 

Kontakte zu Angehörigen, zum Gemeindepfarrer oder zu 
sozialen Einrichtungen, wenn weitere Hilfestellung erfor-
derlich ist 

die Begleitung von Sterbenden und deren Angehörigen 

das Halten von Andachten auf den Stationen und in den 
Krankenzimmern 

die Austeilung des Abendmahls im Rahmen der seelsor­
gerlichen Begleitung 

die Mitwirkung beim Unterricht in Krankenpflegeschulen 
und bei besonderen Veranstaltungen im Klinikbereich 

das Halten von Gottesdiensten im Zusammenwirken mit 
den Pfarrern. 

(2) Zu den Anforderungsmerkmalen gehören neben ei-
nem unter § 3 genauer genannten Ausbildungsabschluß: 

ein qualifiziertes theologisches Grundwissen 

grundlegende Kenntnisse der kirchlichen Gegebenheiten 

eine Vorbildung in klinischer Seelsorge 

die Befähigung zu seelsorgerlichen Gesprächen mit kran­
ken und alten Menschen 

Belastbarkeit im Umgang mit menschlichen Konflikten 

die Bereitschaft und Fähigkeit, Andachten und Gottes­
dienste zu halten und das Abendmahl auszuteilen (minde­
stens Prädikantenausbildung). 

§3

Anstellungsverfahren· 

(1) Anstellungsfähig als Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen in der Krarikenhausseelsorge sind: 

a) Gemeindepädagogen/Gemeindepädagoginnen (Absol­
venten der Kirchlichen Fachhochschulen, Fachbereich
Religionspädagogik), und solche Mitarbeiter/Mitarbei­
terinnen, die den Gemeindepädagogen gleichgestellt sind.
(Anmerkung 1)

b) Diakone/Diakoninnen, Gemeindediakone/Gemeinde­
diakoninnen u. a. mit abgeschlossener Ausbildung an einer
von der EKHN anerkannten Ausbildungsstätte. (Anmer­
kung 2)

Vorausgesetzt wird in der Regel eine dreijährige Berufspra­
xis in einem für die Tätigkeit förderlichen kirchlichen Arbeits­
feld. 

(2) Bewerbern mit abgeschlossener Ausbildung und Be­
rufserfahrung in einem anderen Beruf, wie z.B. Psychologen, 
Pädagogen, Sozialpädagogen, Gemeindeschwestern u. a., 
kann die Anstellungsfähigkeit in Ausnahmefällen von der Kir­
chenverwaltung zuerkannt werden. 

Voraussetzung für die Anstellung ist dabei der Nachweis 
qualifizierter theologischer Grundkenntnisse oder die Ver­
pflichtung, diese Kenntnisse innerhalb einer Frist von zwei 
Jahren berufsbegleitend zu erwerben. 

(3) Zu den allgemeinen Anstellungsvoraussetzungen ge­
hört die nachgewiesene Teilnahme an einem Kurs in klinischer 
Seelsorge oder ein 14tägiger Kurs» Einführung in das helfende 
Gespräch« und die Zulassung zu einem 6-Wochen-Kurs. 

§4
Erforderliche theologische Grundkenntnisse 

(1) Als erforderliche theologische Grundkenntnisse gel­
ten: 

a) die Kenntnis wichtiger Texte des Alten und Neuen Testa­
ments (z.B. ausgewählte Psalmen, Bergpredigt, Gleich­
nisse J esu, Heilungsgeschichten, Texte zu Tod und Aufer­
stehung)

b) Grundzüge der jüngeren Kirchengeschichte (z.B. Refor­
mation, Pietismus, Kirchenkampf, ökumenische Bewe­
gung)

c) Hauptthemen aus der systematischen Theologie (z. B. 
Rechtfertigungslehre, Gesetz und Evangelium, Heil und 
Heilung, Schuld und Vergebung, die Auslegung des Glau­
bensbekenntnisses).

(2) Sofern solche theologischen Grundkenntnisse nicht
durch die Berufsausbildung vermittelt wurden, können sie 
durch Maßnahmen der Fort- und Weiterbildung erworben 
werden. Dazu zählen die Belegung von Vorlesungen an theolo­
gischen Fachbereichen der Universitäten (Gasthörerstatus), 
wissenschaftliche Arbeiten, die Teilnahme an Kursen und 
Fernstudien, die Lektoren- und Prädikantenausbildung u. a. 
Ob ausreichende theologische Grundkenntnisse vorliegen, 
entscheidet in Zweifelsfällen die Kirchenverwaltung. 

§5
Anstellungsvoraussetzungen 

(1) Der Anstellungsträger schreibt die zur Besetzung an­
stehende Stelle aus und leitet die eingehenden Bewerbungen 
der Kirchenverwaltung zu, die die Anstellungsvoraussetzun­
gen nach den §§ 3 und 4 überprüft. 

(2) Bestehen Zweifel an der Anstellungsfähigkeit, so füh­
ren die zuständigen Referenten der Kirchenverwaltung und 
ein Vertreter des Konvents mit dem betreffenden Bewerber 
ein klärendes Gespräch. 

(3) Bewerber, die in die engere Wahl gezogen werden, sol­
len vor der Entscheidung über die Anstellung Gelegenheit ha­
ben, das Arbeitsgebiet in Begleitung eines Teamvertreters ken­
nenzulernen. 

Anmerkung 1) Gemäß der Verwaltungsverordnung vom 8. Mai 197 8 
über die Anstellungsvoraussetzungen und die Weiter­
bildung kirchlicher Mitarbeiter in der Verkündigung, 
Seelsorge, Sozial- und Bildungsarbeit (ABI. 1978 
s. 79).

Anmerkung 2) vgl. ebenda S. 81. 

. i 
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( 4) An der abschließenden Beratung über die Anstellung,
über die der Anstellungsträger entscheidet, nehmen der zu­
ständige Referent der Kirchenverwaltung, ein Vertreter des je­
weiligen Konvents und ein Vertreter des Teams am Einsatzort 
teil. Sie haben die Aufgabe, zusammen mit dem Anstellungs­
träger die fachlichen und persönlichen Eignungsvorausset­
zungen zu prüfen. Auflagen über eine ggf. nachzuholende 
theologische Grundausbildung sind im Dienstvertrag festzule­
gen. 

(5) Bestandteil des Dienstvertrages ist eine Dienstanwei­
sung, in der auch die dienstliche und fachliche Zuordnung zu 
regeln ist. 

§6
Vergütung 

(1) Die Eingruppierung richtet sich nach dem kirchlichen
Vergütung�gruppenplan in der jeweils geltenden Fassung, und 
zwarnach den Einzelplänen für die in§ 3 Absatz 1 a) und b) ge­
,nannten Berufsgruppen, sofern für die Mitarbeiter und Mitar­
beiterinnen in der Krankenhaus- und Altenheimseelsorge 
kein eigener Einzelplan besteht. 

(2) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach § 3 Absatz 2,
denen die Anstellungsfähigkeit zuerkannt worden ist, werden 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen nach Absatz 1 gleichge­
stellt, wobei zwischen einer AusbildungmitFachhochschulab­
schluß und Fachschulabschluß zu unterscheiden ist. Eine dar­
über hinausgehende vollakademische Ausbildung kann nicht 
berücksichtigt werden. 

§7
Inkrafttreten 

Diese Verwaltungsverordnung tritt mit ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt in Kraft. 

D a im s t a d\ den 12. Mai 1986 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

- Kirchenleitung -
_s p e n g l  e r

Nr. 138 Ordnung zur Regelung des Eintritts in den Vorru­
hestand (Vorruhestandsregelungsordnung 
VRO). 

Vom 4. Februar 1986. (ABI. S. 112) 
Aufgrund des Beschlusses der Arbeitsrechtlichen Kom­

mission Evangelische Kirche und Diakonisches Werk in Hes­
sen und Nassau vom 4. Februar 1986 unter Berücksichtigung 
des Änderungsbeschlusses vom 17.März 1986 veröffentlichen 
wir nachstehend die »Ordnung zur Regelung des Eintritts in 
den Vorruhestand im Bereich der Evangelischen Kirche und 
des Diakonischen Werkes in Hessen und Nassau«. 

Erläuterungen zur Vorruhestandsregelungwerdenin Kürze 
bekanntgegeben. 

D a r m  s t a d  t, den 2. Mai 1986 

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 

- Kirchenverwaltung -
T e m p e l

Ordnung 
zur Regelung des Eintritts in den Vorruhestand 

im Bereich der Evangelischen Kirche und 
des Diakonischen Werkes in Hessen und Nassau 

- Vorruhestandsregelungsordnung - VRO
Vom 4. Februar 1986 

§ 1
Geltungsbereich 

Diese Ordnung gilt: 
für Mitarbeiter der Evangelischen Kirche in Hessen und 

_,.. . Nassau, ihre Kirchengemeinden und Dekanate sowie der 
sonstigen rechtlich selbständigen Anstellungsträger im 
Aufsichtsbereich der Evangelischen Kirche, 
für Mitarbeiter des Diakonischen Werkes in Hessen und 
Nassau und seiner Mitglieder, 

die in einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung tä­
tig sind und mit denen arbeitsvertraglichmindestens die Hälfte 
der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines vollbe­
schäftigten Mitarbeiters als Arbeitszeit vereinbart worden ist. 

. § 2 
Vereinbarung über den Eintritt in den Vorruhestand 

(1) Mit Mitarbeitern im Geltungsbereich dieser Ordnung
kann vorbehaltlich des Absatzes 2 eine Vorruhestandsverein­
barung getroffen werden, wenn sie bei Eintritt in den Vorruhe­
stand 
a) das 58. Lebensjahr vollendet haben und
b) innerhalb der letzten fiinf Jahre vor Beendigung des Be­

schäftigungsverhältnisses mindestens 1080 Kalendertage
in, einer die Beitragspflicht begründenden Beschäftigung
im Sinne des§ 168 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG)
gestanden haben, wobei Zeiten des Bezuges von Arbeits­
losengeld oder Arbeitslosenhilfe sowie Zeiten des § 107
Nr. 2 bis 6 AFG der Zeit einer solchen Beschäftigung
gleichstehen und

c) vorEintrittindenVorruhestandmindestens fünfJahreun­
unterbrochenim kirchlichen oder diakonischen Dienst be­
schäftigt waren und

d) sie sich verpflichten, während des Vorruhestandes keine
abhängige oder selbständige Tätigkeit auszuüben, die die
Geringfügigkeitsgrenze des§ 8 des 4. Buches des Sozialge­
setzbuches (SGB IV) überschreitet, wobei eine Beschäfti­
gung oder selbständige Tätigkeit, die der Mitarbeiter
schon innerhalb der letzten fünf Jahre vor Eintritt in den
Vorruhestand ständig ausgeübt hat, unschädlich ist.

(2) Eine Vorruhestandsvereinbarung ist ausgeschlossen,
solange der Mitarbeiter Verletztengeld aufgrund einer abhän­
gigen oder selbständigen Tätigkeit erhält, die er nicht auch 
schon innerhalb der letzten fünf Jahre vor Eintritt in den Vor­
ruhestand ständig ausgeübt hat. 

§3
Beendigung des Dienstverhältnisses 

Der Eintritt in den Vorruhestand setzt voraus, daß das Ar­
. beitsverhältnis zum Zwecke des Eintritts in den Vorruhestand 
durch schriftliche Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und 
Mitarbeiter beendet wird. 

§4

Zeitpunkt des Eintritts in den Vorruhestand 
(1) Der Mitarbeiter hat dem Arbeitgeber seinen Antrag

auf Abschluß einer Vorruhestandsvereinbarung möglichst 
frühzeitig, spätestens sechs Monate vor dem beabsichtigten 

.., 
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Ausscheidenszeitpunkt, schriftlich zuzuleiten. In 1986 kann 
die Antragsfrist unterschritten werden. 

(2) Der Vorruhestand darf jeweils nur ani 1. eines Kalen­
dermonats beginnen, frühestens am 1. des auf die Vollendung 
des 58. Lebensjahres folgenden Monats. 

(3) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Antrag unver­
züglich zu bearbeiten und spätestens 6 Monate nach Antrag­
stellung zu bescheiden. Er kann den Eintritt in den Vorruhe­
stand aus betrieblichen Gründen um bis zu 6 Monate über den 
beantragten Zeitpunkt hinausschieben. 

§5

Vorruhestandsgeld 

(1) Der in den Vorruhestand tretende Mitarbeiter hat
nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses gegenüber 
seinem bisherigen Arbeitgeber Anspruch auf ein monatlich zu 
zahlendes Vorruhestandsgeld. Dieses beträgt 65 vom Hun­
dert. Nach einer im kirchlich-diakonischen Dienst verbrach­
ten Zeit von mindestens 15 Jahren 70 vom Hundert des Brut­
toarbeitsentgelts im Sinne des Absatzes 2. 

(2) Brutto-Arbeitsentgelt im Sinne des Absatzes 1 ist das
Arbeitsentgelt, das der ausgeschiedene Mitarbeiter in den 
letzten sechs Monaten vor Beginn des Vorruhestandes durch­
schnittlich erzielt hat, soweit es im jeweiligen Monat die Bei­
tragsbemessungsgrenze des § 175 Abs. 1 Nr. 1 AFG nicht 
überschreitet. § 112 Abs. 2, 4, 5 Nr. 3 und Abs. 7 des AFG ist 
ent-sprechend anzuwenden. 

§6

Fälligkeit der Zahlung des Vorruhestandsgeldes 

(1) Das Vorruhestandsgeld ist monatlich zu zahlen.

(2) Der bisherige Arbeitgeber zahlt das Vorruhestandsc
geld zu demselben Zeitpunkt und in gleicher Weise wie die Be­
züge an die Beschäftigten. 

§7

Dynamisierung des Vorruhestandsgeldes 

Jeweils nach Ablauf eines Jahres seit Beginn des Vorruhe­
standes erhöht sich das Vorruhestandsgeld um den Prozent­
satz, um den die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung 
zuletzt vor diesem Zeitpunkt nach dem jeweiligen Rentenan­
passungsgesetz angepaßt worden sind. 

§8

Beiträge zur Kranken- und Rentenversicherung 

(1) Der bisherige Arbeitgeber trägt 50 vom Hundert des
Beitrages, der für das Vorruhestandsgeld zur Pflichtversiche­
rung des ausgeschiedenen Mitarbeiters in der gesetzlichen 
Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen ist. 

(2) Für den von der Pflichtversicherung befreiten ausge­
schiedenen Mitarbeiter trägt der bisherige Arbeitgeber 50 
vom Hundert des Beitrages, den der ausgeschiedene Mitarbei­
ter für das Vorruhestandsgeld zur freiwilligen oder privaten 
Krankenversicherung und zu seiner Altersversorgung zu zah­
len hat, höchstens jedoch den Betrag, der als Arbeitgeberanteil 
an die gesetzliche Kranken- und Rentenversicherung zu ent­
richten wäre. 

§9

Zusatzversorgungskasse 

Soweit die Satzung der Zusatzversorgungskasse, der der je­
weilige Arbeitgeber angeschlossen ist, die Aufrechterhaltung 
der Anwartschaft auf Versorgungsrente oder die Vermeidung 
einer Kürzung der Versorgungsrente von der Zahlung einer 
Umlage oder eines Sonderbeitrages während der Zeit des Vor-

ruhestandes abhängig macht, entrichtet der Arbeitgeber diese 
auf seine Kosten. 

§ 10

Erlöschen und Ruhen des Anspruchs 
auf Vorruhestandsgeld 

(1) Der Anspruch aufVorruhestandsgeld erlischt mit Be­
ginn des Monats, für den der ausgeschiedene Mitarbeiter Al­
tersruhegeld vor Vollendung des 65. Lebensjahres oder eine 
andere der in§ 2Abs. 1 Nr.1 Buchstabe bundAbsatz 2 Vorru­
hestandsgesetz (VRG) genannten Leistungen beanspruchen 
kann. Der Anspruch auf Vorruhestandsgeld erlischt späte­
stens mit Ablauf des Monats, in dem der ausgeschiedene Mit­
arbeiter das 65. Lebensjahr vollendet. 

(2) Beim Tod des ausgeschiedenen Mitarbeiters erlischt
der Anspruch auf Vorruhestandsgeld mit Ablauf des Sterbe­
monats. 

(3) Der Anspruch auf Vorruhestandsgeld

a) ruht während der Zeit, in der der ausgeschiedene Mitar­
beiter Beschäftigungen oder selbständige Tätigkeiten aus­
übt, die die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 SGB N über­
schreiten oder aufgrund solcher Beschäftigungen
Verletztengeld erhält; die Grenze hinsichtlich des Sechs­
tels des Gesamteinkommens ist dabei nicht anzuwenden,

b) erlischt, wenn der Anspruch nach Buchst. a mindestens
150 Tage geruht hat, wobei mehrere Ruhenszeiträume zu­
sammenzurechnen sind. Beschäftigungen oder selbstän­
dige Tätigkeiten bleiben bei der Anwendung des Satzes 1
unberücksichtigt, soweit der ausgeschiedene Mitarbeiter
sie auch schon innerhalb der letzten füiif Jahre vor Beginn
de� Vorruhestandes ständig ausgeübt hat.

§ 11 

Mitwirkungs- und Erstattungspflicht 

(1) Der ausgeschiedene Mitarbeiter darf durch sein Ver­
halten den Zuschuß der Bundesanstalt für Arbeit an den bis­
herigen Arbeitgeber nicht gefährden. Er hat dem Arbeitgeber 
insbesondere alle ihn betreffenden Umstände und Verhält­
nisse, die für den Bezug des Vorruhestandsgeldes und für den 
Zuschuß der Bundesanstalt für Arbeit erheblich sind, unver­
züglich mitzuteilen. 

(2) Der ausgeschiedene Mitarbeiter hat den Antrag auf
Altersruhegeld oder auf eine andere der in§ 2 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. b und Abs. 2 VRG genannten Leistungen zum frühest 
möglichen Zeitpunkt zu stellen. 

(3) Nach Vo)lendung des 60. Lebensjahres hat der ausge­
schiedene Mitarbeiter auf Verlangen des bisherigen Arbeitge­
bers diesem nachzuweisen, daß er Altersruhegeld oder eine 
andere der in§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d und Abs. 2 VRG ge­
nannten Leistungen noch nicht beanspruchen kann. Kommt 
der ausgeschiedene Mitarbeiter dem Verlangen nicht nach, 
kann der bisherige Arbeitgeber das Vorruhestandsgeld so­
lange zurückbehalten, bis der ausgeschiedene Mitarbeiter den 
Nachweis erbringt. 

(4) Zu Unrecht erhaltenes Vorruhestandsgeld hat der
ausgeschiedene Mitarbeiter dem bisherigen Arbeitgeber zu­
rückzuzahlen. In den Fällen des § 10 Abs. 2 VRG vermindert 
sich die Rückzahlungspflic.lit um die von dem ausgeschiedenen 
Mitarbeiter der Bundesanstalt für Arbeit ersetzten oder zu er­
setzenden Zuschüsse. 

§ 12

Insolvenzsicherung 

Die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau gewährt un­
ter den Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 VRG Vorruhestands-

li 
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leistungen an ausgeschiedene Mitarbeiter, die nach Maßgabe 
dieser Ordnung in den Vorruhestand getreten sind. 

§ 13

Zuwendung 

Ein Anspruch auf die Zuwendung nach§ 1 Abs. 1 und 2 der 
Tarifverträge über eine Zuwendung für Angestellte und Ar­
beiter vom 12. Oktober 1973 in der Fassung vom 31. August 
1984 besteht auch in den Fällen, in denen ein Mitarbeiter wes 
gen Eintritts in den Vorruhestand nach dieser Ordnung aus 
dem Beschäftigungsverhältnis ausscheidet. 

§ 14

Ausschlußfrist 

Zahlungsansprüche aus dieser Ordnung verfallen, wenn sie 
nicht innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs Monaten nach 
Fälligkeit vom Vorruheständler schriftlich geltend gemacht 
werden. Für den selben Sachverhalt reicht die einmalige Gel-

tendmachung des Anspruchs aus, um die Ausschlußfrist auch 
für später fällig werdende Leistungen unwirksam zu machen. 

§ 15

Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 1. April 1986 in Kraft. 

§ 16

Befristung der Regelung 

Für die Zeit ab 1. Januar 1989 ist diese Ordnung nur noch 
anzuwenden, wenn die Voraussetzungen für den Anspruch auf 
Vorruhestandsgeld erstmals vor diesem Zeitpunkt vorgelegen 
haben. 

F r a n k  f u r t am Main, den 4. Februar 1986 

Arbeitsrechtliche Kommission der Evangelischen Kirche 
und des diakonischen Werkes in Hessen und Nassau 

-_T e m p e l-

Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche 

Nr. 139 Richtlinien (ür die Vergütung der nebenberußi- 4. bei zwei zeitlich getrennten Gottesdiensten
eben Kirchenmusiker. wöchentlich ( sonn- und feiertags) 525,10 

Vom 27. Mai 1986. (GVOBI. S. 137) 5. bei drei und mehr Gottesdiensten wöchentlich

Das Nordelbische Kirchenamt hat aufgrund von Artikel (zeitlich anschließend oder getrennt),

102 Abs. 3 der Verfassung der Nordelbischen Ev.-Luth. Kir- davon zwei oder drei sonn- und feiertags

ehe folgende Richtlinien erlassen: und/ oder einer als Werktags-
oder Abendgottesdienst 656,10 

Abschnitt! 
B. K a n t o r e n d i e n s t

Geltungsbereich 
1. für die Leitung eines Chores 218,50 

Diese Richtlinien gelten für Kirchenmusiker, deren rege!-
2. für die Leitung von zwei Chören 356,50 mäßige Arbeitszeit im Durchschnitt weniger als 20 Stunden 

wöchentlich beträgt. 3. für die Leitung von drei und mehr Chören 525,10 

Abschnitt II C. E i n z e l d i e n s t

Vergütungssätze für Kirchenmusiker 1. für den Dienst bei Amtshandlungen
mit C-Prüfung (Taufe, Trauung, Beerdigung),

A. O r g a n i s t e n d i e n s t
die nicht im Anschluß
an einen Gottesdienst stattfinden, je 42,50 

Mtl.DM 2. für den Dienst bei Amtshandlungen
1. bei vierzehntägigem Gottesdienst (Taufe, Trauung, Beerdigung),

(sonn- und feiertags) 218,50 im Anschluß an einen Gottesdienst je 21,20 

2. bei wöchentlichem Gottesdienst 3. für Gottesdienste, die nach D. 2. nicht durch
(sonn- und feiertags) 332,20 die Vergütung nach A. 1.-5. abgegolten

3. bei wöchentlichem Gottesdienst mit sind,je 45,00 

anschließendem Kindergottesdienst 4. für die Chorleitung bei Gottesdiensten und
(sonn- und feiertags) 435,10 Amtshandlungen einschließlich Einsingen
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zusätzlich zu den Vergütungssätzen nach B. 1. - 3. 
je Einsatz 42,50 

(Anmerkung: Diese zusätzliche Vergütung wird nur ge-
währt, wenn allein das Kantorenamt aus­
geübt wird.) 

D. A 11 g e m e i n e B e s t i m m u n g e n

1. Wird der Dienst eines Organisten und Kantors von einer
Person ausgeübt, so gilt die Summe der aus A. und B. 1. bis
3. ermittelten Vergütungssätze. Die Vergütung für einzelne
Amtshandlungen nach C bleibt hiervon unberührt.

2. Die Vergütungssätze für den Organistendienst (A.) schlie­
ßen den Dienst bei bis zu fünfzehn Gottesdiensten im Jahr
an Feiertagen oder Werktagen mit ein (z.B.: Neujahr,
Gründonnerstag, Karfreitag, Ostermontag, Himmelfahrt,
Pfingstmontag, Reformationstag, Bußtag, Heiligabend
(zwei bis drei Gottesdienste), 1. Weihnachtstag, 2. Weih­
nachtstag, Altjahresabend).

3. Die Leitung eines Chores (Kinderchor, Jugendchor, Ge­
meindechor, Posaunen- oder sonstiger Instrumentalchor)
setzt je Chor mindestens 40 Übungsstunden von je 5/4
Stunden Dauer voraus. Über die Einrichtung mehrerer
Chöre entscheidet der Kirchenvorstand.

4. Neben dennachA., B. und C. gewährten Vergütungen wer­
den dem Kirchenmusiker im Rahmen der in der N ordelbi­
schen Kirche geltenden Bestimmungen die in seiner
dienstlichen Tätigkeit entstandenen Auslagen (Telefon,
Porto, Fahrkosten) erstattet.

Abschnitt III 

Besondere Vergütungssätze 

A. K i r c h e nmu s i k e r  m i t  A - P r ü f u n g

Für nebenberufliche Kirchenmusiker mit A-Prüfung kön­
nen besondere Vergütungsregelungen vereinbart werden. Der 
Landeskirchenmusikdirektor ist zur Festsetzung der Vergü­
tung gutachtlich zu hören. 

B. K i r c h e n  m u s i k e r  m i t  B - P r ü f u n g

Nebenberufliche Kirchenmusiker mit B-Prüfung erhalten
zu den Vergütungssätzen nach Abschnitt 1 Teil A. und B. einen 
Zuschlag von 10 - 30 v.H. Der Kirchenkreisbeauftragte für 
Kirchenmusik ist zur Festsetzung des Vomhundertsatzes gut­
achtlich zu hören. 

C. K i r c h e n m u s i k e r m i t P r o -1 o c o - P r ü f u n g

Kirchenmusiker mit Pro-loco-Prüfung (§ 20 Abs. 2 des Kir­
,chenmusikergesetzes vom 9. Juni 1979) erhalten 80 v.H. der 
Vergütungssätze nach Abschnitt I.

D .  K i r c h e n m u s i k e r
o h n e  K i r c h e n m u s ike r p r ü f u n g

Kirchenmusiker, die eine Kirchenmusikerprüfung nicht ab­
gelegt haben, erhalten 5 0 - 7 5 v. H. der Vergütungssätze nach 
Abschnitt I. Der Kirchenkreisbeauftragte für Kirchenmusik ist 
zur Festsetzung des Vomhundertsatzes gutachtlich zu hören. 

Abschnitt IV 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinien treten zum 1. Januar 1986 in Kraft. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Dr. B l a s c h k e  

Nr. 140 Vergütungsrichtsätze für einzelne kirchenmusika­
lische Leistungen - Bekanntmachung des Nord­
elbischen Kirchenamtes. 

Vom 27. Mai 1986. (GVOBI. S. 138) 

1. Für die Vergütung einzelner kirchenmusikalischer Lei­
stungen gelten folgende Richtsätze:

A. O r g a n i s t e n d i e n s t

1. Gottesdienst
DM 
45,00 

2. Gottesdienst mit anschl. Taufe(n) 56,20

3. Gottesdienst mit anschl. Kinder-
gottesdienst 68,10 

4. Gottesdienst mit anschl. Kinder­
gottesdienst und anschl. Taufe(n) 79,30

5. Kindergottesdienst (selbständig),
Mette, Vesper, Bibelstunde, An­
dacht, Amtshandlungen ( selb-
ständig)

' 33,20 

6. Amtshandlungen im Anschluß an
eine Amtshandlung je 17,20 

B. K a n  t o r e n d i e n s t

1. Chorprobe mit Kindern

2. Chorprobe mit Erwachsenen

3. Chorleitung bei Gottesdienst und
Amtshandlungen ( einschl. Einsin-

39,00 

51,50 

gen) 29,10 

DM 
(33,20) 

(43,10) 

(50,80) 

(60,40) 

(26,60) 

(13,70) 

(30,80) 

(39,00) 

2. Die in Klammern gesetzten Beträge gelten für Kirchenmu­
siker ohne Prüfung.

3. Fahrkosten für öffentliche Verkehrsmittel und erforderli­
chenfalls die Kosten für Übernachtungen sind besonders
zu erstatten.

4. Es wird darauf hingewiesen, daß diese Richtsätze nur an­
wendbar sind auf die Vergütung von Mitarbeitern, die le­
diglich von Fall zu Fall beschäftigt werden, also für ihre
Dienste nicht schon eine laufende Monatsvergütung nach
den Richtlinien für die Vergütung der nebenberuflichen
Kirchenmusike'r erhalten. Kirchenmusikalische Leistun­
gen, die im Rahmen eines laufenden nebenberuflichen Be­
schäftigungsverhältnisses erbracht werden, sind aus­
schließlich nach den genannten Richtlinien abzugelten.

5. Diese Vergütungsrichtsätze treten zum 1. Januar 1986 in
Kraft.

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: H e i n r i c h 

Nr. 141 Wahlordnung zum Mitarbeitervertretungsgesetz 
der Nordelbische_n Ev.-Luth. Kirche. 

Vom 8. Juli 1986. (GVOBL S. 185) 

Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 54 des Mitarbeiter­
vert1etungsgesetzes - MAVG - vom 20. Januar 1985 
(GVOBL S. 57) folgende Wahlordnung als Rechtsverordnung 
erlassen: 

Abschnitt! 

Vorbereitung der Wahl 

§1

Die Vorbereitung und Durchführung der Wahl zur Mitar-

1, 
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beitervertretung obliegt den nach§§ 12 und 13 MAVG gebil­
deten Wahlvorständen. 

§ 2

(1) Der Wahlvorstand tritt innerhalb einer Woche nach
seiner Bildung bzw. Wahl zusammen. 

(2) Er wählt aus seiner Mitte einen Schriftführer. Dieser
hat über alle Sitzungen und die im folgenden bestimmten 
Handlungen des Wahlvorstandes Niederschriften anzuferti­
gen. Sie sind vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu un­
terzeichnen. 

(3) Der Wahlvorstand kann drei Stellvertreter sowie die
�r Durchführung der Wahl erforderlichen Wahlhelfer benen­
nen. 

§ 3

(1) Der Wahlvorstand setzt nach der konstituierenden Sit­
zung den Wahltermin gemäß§ 14 Abs. 1 MAVG fest, fertigt 
unverzüglich das Wahlausschreiben und gibt dieses in geeigne­
ter Weise in allen Dienststellen und Einrichtungen bekannt. 

(2) Das Wahlausschreiben muß Angaben enthalten über

a) Ort und Tag seines Erlasses,

b) Ort, Tag und Zeit der Wahl,
c) Ort und Zeit der Auslegung der in§ 5Abs.1 genanntenLi­

sten zur Einsichtnahme,
d) die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Mitarbeiterver­

tretung,

e) die Voraussetzungen für die Briefwahl,

f) die Frist für die Einreichung von Wahlvorschlägen mit ent­
sprechender Aufforderung; auf die§§ 7, 9 und 10 MA VG
ist besonders hinzuweisen.

Darüber hinaus muß das Wahlausschreiben den Hinweis 
enthalten, daß Einsprüche gegen die in § 5 Abs. 1 genannten 
Listen binnen einer Woche nach dem ersten Tag der Auslegung 
beim Wahlvorstand eingelegt werden können. 

§ 4

(1) Beabsichtigen die Mitarbeiter einer Dienststelle nach
§ 3 Buchst. a MA VG erstmalig nach Inkrafttreten dieser Wahl­
ordnung die Bildung einer eigenen Mitarbeitervertretung nach
§ 5 Abs. 1 Satz 2 MAVG, so bedarf es eines Beschlusses der
Mehrheit der betroffenen Mitarbeiter. Der Beschluß muß spä­
testens innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des Wahl­
ausschreibens beim Wahlvorstand vorliegen.

(2) Der Wahlvorstand prüft die formale Ordnungsmäßig­
keit des Beschlusses und insbesondere das Vorliegen der Vor­
aussetzungen des § 5 Abs. 1 Satz 2 MA VG. Er berücksichtigt 
die Ergebnisse der Prüfung gegebenenfalls bei der Erstellung 
der Wahlunterlagen (Vermerk in der Wählerliste, Aufstellung 
gesonderter Wahlvorschläge und Erstellung der entsprechen­
den Stimmzettel). Außerdem setzt er Ort, Tag und Zeit für die 
Wahl der Mitarbeitervertretung in der betreffenden Dienst­
stelle fest und gibt diese Änderungen in der Dienststelle be­
kannt. 

(3) Lehnt der Wahlvorstand die Bildung einer Mitarbei­
tervertretung im Sinne von Absatz 1 ab, erteilt er hierüber in­
nerhalb einer Woche nach Eingang des Beschlusses einen mit 
Gründen versehenen Bescheid. Gegen diesen Bescheid kann 
innerhalb einer Woche nach Zustellung durch Beschluß der 
Mehrheit der betroffenen Mitarbeiter Einspruch beim Wahl­
vorstand eingelegt werden. Wird dem Einspruch nicht stattge­
geben, so ist er unverzüglich dem Nordelbischen Kirchenamt 
zur endgültigen Entscheidung vorzulegen. 

§5

(1) Der Wahlvorstand stellt für jede Wahl eine Liste der
nach§ 6 MAVG Wahlberechtigten und eine Liste der nach§ 7 
MA VG wählbaren Mitarbeiter zusammen. Die Liste nach§ 7 
MA VG soll den Namen, Vornamen, die Berufsgruppe und die 
Beschäftigungsdienststellen enthalten. Für den Bereich der 
Dienststellen nach§ 3 Buchstaben a und b MAVG ist nur eine 
Wählerliste und eine Liste der wählbaren Mitarbeiter aufzu­
stellen, wenn eine gemeinsame Mitarbeitervertretung gebildet 
wird. Die Eintragungen sind nach Einrichtungen getrennt auf­
zuführen. Bei der Erstellung der Listen haben die Dienststel­
len Amtshilfe zu leisten. Die Listen sind spätestens fünf Wo­
chen vor der Wahl in jeder betroffenen Dienststelle für die 

· Dauer einer Woche zur Einsicht auszulegen.

(2) Jeder Mitarbeiter kann inner:halb einer Frist von einer
Woche nach dem ersten Tag der Auslegung der Listen gegen
die Eintragung oder Nichteintragung eines Mitarbeiters Ein­
spruch einlegen. Der Wahlvorstand entscheidet unverzüglich
und endgültig über den Einspruch und erteilt darüber einen
schriftlichen Bescheid. Der Bescheid muß einen Hinweis auf
die Möglichkeit enthalten, die Wahl gemäß§ 16 Abs. 1 MAVG
anzufechten.

§ 6
(1) Wahlvorschläge sind innerhalb einer Woche nach

Auslegung der Listen(§ 5 Abs. 1) beim Wahlvorstand schrift­
lich einzureichen. 

(2) Jeder Wahlvorschlag muß von mindestens drei ande­
ren Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Dem Wahlvorschlag 
sind die Zustimmungserklärungen der Vorgeschlagenen bei­
zufügen. 

(3) Der Wahlvorstand prüft unverzüglich die Ordnungs­
mäßigkeit der Wahlvorschläge und die Wählbarkeit der Vor­
geschlagenen. Er stellt fest, ob die Vorgeschlagenen mit ihrer 
Nominierung einverstanden sind. Etwaige Beanstandungen 
sind umgehend dem Erstunterzeichner mitzuteilen; sie kön­
nen innerhalb einer Woche nach Ablauf der Vorschlagsfrist 
behoben werden. 

(4) Sollten imFall derWahlnach§ 5 Abs. l Satz 2MAVG
nicht genügend Kandidaten zur Verfügung stehen, ist vom 
Wahlvorstand unverzüglich eine Mitarbeiterversammlung 
einzuberufen. Diese beschließt mit der Mehrheit der Anwe­
senden, ob noch eine Wahl durchgeführt oder der Anschluß an 
die Mitarbeitervertretung einer Dienststelle nach § 3 Buchst. b 
oder c MAVG erfolgen soll. 

§7

(1) Der Wahlvorstand stellt alle gültigen Wahlvorschläge
zu einem Gesamtwahlvorschlag zusammen:und führt darin die 
Namen der Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge 
auf. Art der Tätigkeit und Dienststelle der Vorgeschlagenen 
sind anzugeben. 

(2) Der Gesamtwahlvorschlag soll doppelt so viele oder
mehr Namen enthalten, wie Mitglieder der Mitarbeitervertre­
tung zu wählen sind. Er ist den Wahlberechtigten spätestens 
eine Woche vor dem Wahltag durch Aushang in den Dienst­
stellen bekanntzugeben. 

(3) Die Stimmzettel sind entsprechend der Gliederung
des Gesamtwahlvorschlages ( Absatz 1) herzustellen. Sie nl':is­
sen die gleiche Größe, Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung 
haben und die Zahl der zu wählenden Mitglieder angeben. 

Abschnitt II 

Durchführung der Wahl 

§ 8

Die Wahl erfolgt durch persönliche Stimmabgabe oder 
durch Briefwahl. 

l 

f 
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§9

(1) Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht im Wege
der Briefwahl ausüben. Schriftliche Anträge auf Zulassung zur 
Briefwahl müssen spätestens eine Woche, mündliche Anträge 
spätestens drei Tage vor dem Wahltag beim Wahlvorstand vor­
liegen oder gestellt werden. Dem Mitarbeiter wird der Stimm­
zettel, ein neutraler Wahlumschlag und ein mit Anschrift ver­
sehener freigemachter Wahlbriefumschlag übersandt bzw. 
ausgehändigt. Eine Ablehnung ist dem Antragsteller unver­
züglich mitzuteilen. 

(2) hn Wege der Briefwahl abgegebene Stimmen können
nur berücksichtigt werden, wenn sie bis zum Ende der Wahl­
handlung beim Wahlvorstand eingegangen sind. 

(3) Der Wahlvorstand sammelt die eingehenden Wahl­
briefe und bewahrt sie bis zum Schluß der Wahlhandlung ge­
sondert auf. Er vermerkt die Stimmabgabe in der Wählerliste, 
in der auch die Aushändigung des Wahlbriefs zu vermerken ist. 
Nach Schließung der Wahlhandlung öffnet der Wahlvorstand 
alle bis dahin vorliegenden Wahlbriefumschläge, entnimmt ih­
nen die Wahlumschläge, vernichtet sämtliche Wahlbriefum­
schläge, entnimmt den Wahlumschlägen die gefalteten Stimm­
zettel und legt diese in die Wahlurne. 

( 4) Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er erst nach Beendi­
gung der Wahlhandlung eingegangen ist. Ein ungültiger Wahl­
brief ist samt seinem Inhalt auszusondern und zu den Wahlun­
terlagen zu nehmen. 

§ 10

(1) Bei Beginn der Wahlhandlung hat der Wahlvorstand
festzustellen, daß die Wahlurnen leer sind; sie sind bis zum Ab­
schluß der Wahlhandlung verschlossen zu halten. 

(2) Die persönliche Stimmabgabe findet in Anwesenheit
von mindestens zwei Mitgliedern des Wahlvorstandes statt. 
Diese führen die Wählerliste und bezeichnen darin die Wahl­
berechtigten, die gewählt haben. 

(3) Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels
ausgeübt, der zusammengefaltet in eine verschlossene Wahl­
urne gelegt wird. Vor Aushändigung des Stimmzettels ist fest­
zustellen, ob der Wähler wahlberechtigt ist. Der Wahlvorstand 
kann bestimmen, daß Wahlumschläge für die Stimmzettel aus­
gegeben werden. 

( 4) Jeder Wahlberechtigte darf höchstens so viele Namen
ankreuzen, wie Mitglieder in die Mitarbeitervertretung zu 
wählen sind. Die unbeobachtete Kennzeichnung der Stimm­
zettel ist sicherzustellen. 

(5) Körperlich behinderte Mitarbeiter können sich der
Hilfe einer Person ihres Vertrauens bedienen. 

§ 11

(1) Nach Beendigung der Wahl stellt der Wahlvorstand
unverzüglich fest, wie viele Stimmen auf die einzelnen Gewähl­
ten entfallen sind, und ermittelt ihre Reihenfolge nach der 
Stimmenzahl. Das Ergebnis ist in einer besonderen Nieder-

schritt festzuhalten, die vom Wahlvorstand zu unterzeichnen 
ist. Die Auszählung der Stimmen ist für die Wahlberechtigten 
öffentlich. 

(2) Als Mitarbeitervertreter sind die Vorgeschlagenen ge­
wählt, auf die die meisten Stimmen entfallen. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das Los. 

(3) Als Ersatzmitglieder sind die Vorgeschlagenen ge­
wählt, auf die die nächstniedrigere Zahl der Stimmen entfällt 
oder die bei der Feststellung der gewählten Mitarbeitervertre­
ter durch Los (Abs. 2) ausgeschieden sind. 

( 4) Ungültig sind Stimmzettel,

a) die bei Verwendung von Wahlumschlägen nicht in einem
Wahlumschlag abgegeben worden sind,

b) die nicht vom Wahlvorstand ausgegeben worden sind,

c) auf denen mehr Namen als nach § 10 Abs. 4 zulässig ange­
kreuzt worden sind oder aus denen sich der Wille des Wäh­
lers nicht zweifelsfrei ergibt,

d) die einen Zusatz enthalten.

Abschnitt III 

Wahlergebnis, Wahlakten 

§ 12

Der Wahlvorstand gibt das Wahlergebnis unverzüglich 
durch Aushang in allen betroffenen Dienststellen bekannt und 
benachrichtigt die Gewählten schriftlich. Teilt der Gewählte 
nicht innerhalb von zwei Tagen nach der Wahl dem Wahlvqr­
stand mit, daß er die Wahl ablehnt, so gilt sie als angenommen. 
Lehnt ein Gewählter ab, so rückt an seine Stelle der Vorge­
schlagene mit der nächstniedrigeren Stimmenzahl. 

§ 13

Die Wahlakten (Niederschriften, Wählerlisten, Wahlaus­
schreibungen, Wahlvorschläge, Stimmzettel usw.) sind von der 
Mitarbeitervertretung vier Jahre verschlossen aufzubewah­
ren. 

Abschnitt IV 

Inkrafttreten 

§ 14

Diese Rechtsverordnung tritt mit dem Tage nach der Veröf­
fentlichung in Kraft. Gleichzeitig wird die Wahlordnung vom 7. 
November 1978 (GVOBI. S. 366) in der Fassung der Rechts­
verordnung vom 13. Juli 1982 (GVOBI. S. 209) aufgehoben. 

. K i e l, den 14. Juli 1986 

Die Kirchenleitung 

Prof. Dr. W i 1 c k e n s 

Bischof 

Vorsitzender der Kirchenleitung 

Evangelism-reformierte Kirche in Nordwestdeutschland 

Nr. 142 Kirchengesetz zur Regelung der Rechtsstellung 
der Pfarrer der Evangelisch-reformierten Kirche 
in Nordwestdeutschland (Pfarrerdienstgesetz). 

Vom 11. Februar 1986. (GVBI. 15. Bd. S. 73) 

Der Landeskirchentag hat aufgrund § 5 3 Absatz 2 der Kir­
chenverfassung das folgende Kirchengesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

I. 

II. 

Inhaltsverzeichnis 
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Dienstaufsicht 
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§ 1
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§ 3
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§ 38
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I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Dienstverhältnis 

§ 55
§ 56

§ 57

§§ 58-59
§ 58
§ 59

(1) Die Gemeinde Jesu Christi hat den Auftrag, das Wort
Gottes zu verkiindigen. Alle ihre Glieder sind berufen, in Wort 
und Tat den Zuspruch und Anspruch des Evangeliums weiter­
zugeben. Um diesen Auftrag wahrzunehmen, beruft die Ge­
meinde Männer und Frauen, die die Gabe der Leitung, der 
Diakonie, der Seelsorge, der Lehre und der öffentlichen Ver­
kündigung haben. Von diesen Diensten nimmt der Pfarrer 
hauptberuflich die Aufgabe der Verkündigung in Predigt, 
Lehre, Seelsorge, Taufe, Abendmahl und in Gemeinschaft mit 
dem Kirchenrat die Leitung der Gemeinde nach den Ordnun­
gen der Kirche wahr. 

(2) Pfarrer im Sinne' dieses Kirchengesetzes sind Frauen
und Männer, die nach Maßgabe des Pfarrstellenbesetzungs­
rechts in das Pfarramt einer Gemeinde oder eines Syn­
odalverbandes der Evangelisch-reformierten Kirche in Nord­
westdeutschland berufen und hierzu ordiniert worden sind. 

(3) Das Pfarrerdienstverhältnis ist ein öffentlich-rechtli­
ches Dienstverhältnis besonderer Art auf Lebenszeit, das nur 
aufgrund eines Kirchengesetzes verändert oder beendigt wer­
den kann. In Pfarrstellen, die für besondere Aufgabenbereiche 
errichtet werden, kann der Pfarrer für eine begrenzte Zeit be­
rufen werden. Die Amtszeit muß mindestens sechs Jahre be­
tragen; sie kann mit Zustimmung des Pfarrers verlängert wer­
den. Auch in diesen Fällen wird das Dienstverhältnis auf 
Lebenszeit begründet. 

( 4) Die Gemeinde und die synodale Gemeinschaft gewäh­
ren dem Pfarrer Schutz für seinen Dienst und seine Stellung als 
Pfarrer und Fürsorge für ihn und seine Familie. 

§2

Dienstaufsicht 

(1) Der Pfarrer ist in der Führung des geistlichen Amtes,
namentlich in Predigt, Lehre, Seelsorge und Verwaltung der 
Sakramente vom Kirchenrat und von der Gemeindevertretung 
unabhängig. Die Bestimmungen der§§ 1 und 22 der Kirchen­
verfassung und des § 1 dieses Kirchengesetzes werden hier­
durch nicht berührt. 

(2) Die Mitaufsicht über die Pfarrer führt der Bezirkskir­
chenrat, die oberste Dienstaufsicht der Landes­
kirchenvorstand. 

II. Voraussetzungen der Anstellung

§3

Anstellungsfähigkeit 

(1) In der Evangelisch-reformierten Kirche in Nordwest­
deutschland darf zum Pfarrer nur berufen werden, wer anstel­
lungsfähig ist. Die Voraussetzung der Anstellungsfähigkeit ist 
nach dem Kirchengesetz über die Vorbildung und Anstel­
lungsfähigkeit der Theologen festzustellen. Über die Anstel­
lungsfähigkeit wird dem Bewerber eine Urkunde erteilt. 

(2) Die Anstellungsfähigkeit als Pfarrer kann auch einem 
Bewerber zuerkannt werden, der in einer anderen Gliedkirche 
der Evangelischen Kirche in Deutschland oder Mitgliedskir-

•
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ehe des Reformierten Weltbundes die Anstellungsfähigkeit er­
worben hat, wenn 

1. der Nach weis einer gleichwertigen wissenschaftlichen und
praktischen Ausbildung erbracht oder allgemein aner­
kannt ist und

2. der Bewerber vorher an einem Kolloquium mit dem Theo­
logischen Prüfungsausschuß zur Feststellung des Be­
kenntnisstandes und der Eignung des Bewerbers teilge­
nommen hat.

Für andere Bewerber gelten die N rn. 1 und 2 entsprechend.

Die Anstellungsfähigkeit geht verloren

1. bei Streichung aus der Liste der Kandidaten des Pfarram­
tes nach dem Kirchengesetz über die Vorbildung und An­
stellungsfähigkeit der Theologen,

(2) Das Pfarrerdienstverhältnis wird dadurch begründet,
daß dem Berufenen dieBerufungsurkunde ausgehändigt wird, 
es sei denn, daß in der Urkunde ein späterer Zeitpunkt genannt 
ist. Die Aushändigung erfolgt im Gottesdienst zur Einführung 
des Berufenen, bei dem der Berufene zur gewissenhaften Er­
füllung seiner Obliegenheiten und zur Einhaltung der kirchli­
chen Ordnungen verpflichtet wird. 

(3) Mit dem Beginn des Pfarrerdienstverhältnisses be­
ginnt der Anspruch auf die Dienstbezüge nach diesem Kir­
chengesetz. Der Zeitpunkt für den Amtsantritt, der Zeitpunkt 
des Beginns des Anspruches auf Dienstbezüge und der Zeit­
punkt, von dem ab die Anwartschaft auf Versorgungsbezüge 
besteht, können vmp Landeskirchenrat auf einen früheren 
Termin festgesetzt werden. 

§7

2. bei Ausscheiden aus dem Dienst der Kirche gemäß § 46, Nichtigkeit der Berufung 

3. bei Entfernung aus dem Dienst aufgrund Disziplinarur- (1) DieBerufung in dasPfarrerdienstverhältnis istnichtig,

teils. w�nn 

Bei Verlust der Anstellungsfähigkeit ist die Urkunde über 
die Anstellungsfähigkeit an den Landeslµrchenrat zurückzu­
geben. 

§4

Ordination 

(1) Der durch die Ordination erteilte und mit ihr über­
nommene Auftrag einer Gemeinde oder eines Syn­
odalverbandes begründet die Pflicht und das Recht zur öffent­
lichen Wortverkündigung, Lehre, Seelsorge, Vollzug der Taufe 
und Leitung der Abendmahlsfeiern. 

(2) Die Ordination erfolgt bei der Berufung in ein Pfarr­
amt auf Lebenszeit. Über Ausna.hmen entscheidet der Lan­
deskirchenvorstand im Einzelfall. 

(3) Die Ordination wird von dem Kirchenrat der beauftra­
genden Gemeinde gemeinsam mit dem Vorsitzenden des Be­
zirkskirchenrates oder dessen Vertreter im Gottesdienst der 
Gemeinde nach der Agende vollzogen. 

( 4) Über die Ordination wird eine Niederschrift gefertigt,
die von dem Ordinator und dem Ordinierten unterzeichnet 
wird. Der Ordinierte erhält eine Ordinationsurkunde. 

III. Begründung des Dienstverhältnisses

§5
Berufungsurkunde 

.Über die Berufung zum Pfarrer ist vom Landeskirchenrat 
eine Urkunde auszufertigen, die außer dem Namen, Geburts­
tag und Geburtsort des Berufenen mindestens folgende Anga­
ben enthalten muß: 

1. die ausdrückliche Bestätigung, daß der Berufene unter Be­
rufung in ein Dienstverhältnis auf Lebenszeit in der Evan­
gelisch-reformierten Kirche in N ordwestd<;!utschland zum
Pfarrer berufen worden ist,

2. die Bezeichnung der übertragenen Pfarrstelle und des
Dienstsitzes,

3. im Falle des § 1 Absatz 3 Satz 2 die Zeit der Berufung in die
Pfarrstelle.

§6

Beginn des Dienstverhältnisses 

(1) Die Begründung eines Pfarrdienstverhältnisses setzt
voraus, daß ein anstellungsfähiger Bewerber von einer Kir­
chengemeinde nach den Bestimmungen der Kirchenverfas­
sung und der Pfarrwahlordnung in eine besetz bare Pfarrstelle 
gewählt oder vom Landeskirchenvorstand in ein gesetzlich be­
sonders geregeltes Pfarrerdienstverhältnis berufen worden ist. 

1. sre von einer unzuständigen Stelle erfolgt ist oder

2. der Berufene zur Zeit der Berufung entmündigt war.

(2) Die Nichtigkeit wird durch Beschluß des Landes­
kirchenvorstandes festgestellt. Sie ist dem Berufenen oder sei­
nem gesetzlichen Vertreter unter Angabe der Gründe und 
einer Rechtsmittelbelehrung bekanntzugeben. Der Lan­
deskirchenrat kann, sobald er von einem Nichtigkeits­
grund Kenntnis erlangt, dem Berufenen jede weitere Führung 
der Dienstgeschäfte verbieten. 

(3) Die gezahlten Dienstbezüge können belassen werden.

§8

Rücknahme der Berufung 

(1) Die Berufung in das Pfarrerdienstverhältnis ist zu­
rückzunehmen, wenn die Berufung durch Zwang, Drohung, 
Täuschung oder Bestechungherbeigeführtwordenistund dies 
nicht im Wege des Einspruchs gegen die Berufung geltend ge­
macht werden konnte. 

(2) Die Berufung in das Pfarrerdienstverhältnis kann zu­
rückgenommen werden, wenn 

1. nicht bekannt war, daß der Berufene ein Verbrechen oder
ein Vergehen begangen hatte, das ihn der Berufung in ein
Pfarrerdienstverhältnis ungeeignet erscheinen lassen, und
er deshalb rechtskräftig verurteilt ist oder wird,

2. der Berufene vor der Berufung unrichtige Angaben über
seine Kirchenzugehörigkeit, insbesondere über frühere
Kirchenaus- oder -Übertritte oder über _seine fachliche
Vorbildung oder die von ihm abgelegten Prüfungen oder
seine Ordination gemacht und diese Angaben bis zur Be­
rufung nicht berichtigt hat,

3. nicht bekannt war, daß der Berufene in einem rechtlich ge­
ordneten Verfahren aus dem kirchlichen oder einem son­
stigen öffentlichen Dienst entfernt worden war oder ihm
die in der Ordination begründeten Rechte aberkannt wor­
den war.

4. bei einem nach seiner Berufung Entmündigten die Voraus­
setzungen für die Entmündigung im Zeitpunkt der Beru­
fung vorgelegen haben.

(3) Die Rücknahme der Berufung kann nur innerhalb von
sechs Monaten beantragt werden, nachdem der Landes­
kirchenrat von dem Rücknahmegrund Kenntnis erlangt hat. 
Vor der Rücknahme sind der Berufene und der Kirchenrat zu 
hören. 

( 4) Die Rücknahme der Berufung erfolgt durch den Lan­
deskirchenvorstand; sie ist dem Betroffenen unter Angabe der 
Gründe und einer Rechtsmittelbelehrung mitzuteilen. Die 
Rücknahme wird mit Ablauf des Monats wirksam, in dem der 

i. 
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Beschluß des Landeskirchenvorstandes zugestellt wird. Eine 
Klage hat keine aufschiebende Wirkung. 

rv. Rechte des Pfarrers 

§9
Unterhalt 

( 1) Der Pfarrer hat Anspruch auf angemessenen Lebens­
unterhalt für sich, seinen Ehepartner und seine Kinder. 

(2) Der Lebensunterhalt wird in Form der Pfarrbesol­
dung nach Maßgabe des Pfarrbesoldungsgesetzes, der Warte­
standsbezüge nach Maßgabe der besoldungsrechtlichen Be­
stimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland und 
der Ruhestands- und Hinterbliebenenversorgung nach Maß­
gabe des Kirchengesetzes über die Versorgungsbezüge der 
Pfarrer und Kandidaten des Predigtamtes gewährt. 

(3) Veränderungen des Personenstandes, die Einfluß auf
die Höhe der Dienst- oder Versorgungsbezüge haben, hat der 
Pfarrer dem Landeskirchenrat unverzüglich mitzuteilen. 

§ 10
Fürsorge 

(1) Erleidet der Pfarrer einen Dienstunfall, wird ihm oder
seinen versorgungsberechtigten Hinterbliebenen Unfallfür­
sorge gewährt. Das Nähere wird in den Bestimmungen über 
die Versorgung des Pfarrers und seiner Hinterbliebenen gere­
gelt. 

(2) Die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Ge­
burts- und Todesfällen erfolgt in entsprechender Anwendung 
der für die Beamten des Landes Niedersachsen geltenden Be­
stimmungen. 

(3) Die Gewährung von Umz11:�skosten erfolgt nach dem
kirchlichen Umzugskostengesetz. Ubernimmt der Pfarrer in­
nerhalb fünf Jahren seit seiner Einführung einen anderen 
Dienst, hat er die ihm beim Zuzug gewährten Umzugskosten 
mit der Maßgabe zu erstatten, daß mit jedemJ ahr des Dienstes 
ein Fünftel der Umzugskosten als abgetragen gilt. Der Landes­
kirchenvorstand kann Ausnahmen von Satz 2 zulassen, soweit 
die Übernahme des anderen Dienstes auf synodaler Wahl be­
ruhte oder überwiegend im kirchlichen Interesse erfolgte. 

§ 11
Dienstwohnung 

(1) Pfarrern, die im pfarramtlichen Dienst in einer Kir­
chengemeinde tätig sind, wird eine Dienstwohnung zugewie­
sen. Anderen Pfarrern kann eine Dienstwohnung zugewiesen 
werden. Der Pfarrer ist nicht berechtigt; die Annahme oder Be­
nutzung einer Dienstwohnung zu verweigern. Der Landes­
kirchenvorstand kann im Einzelfall aus wichtigem Grund im 
Einvernehmen mit dem Kirchenrat und nach•Anhörung des 
Bezirkskirchenrates für einen befristeten Zeitraum Ausnah­
men zulassen. Sind die Inhaber zweier Pfarrstellen mit An­
spruch auf Dienstwohnung miteinander verheiratet, legt der 
Landeskirchenrat nach Anhörung der beteiligten Pfarrer und 
Kirchenräte fest, welche der beiden Dienstwohnungen dem 
Ehepaar zugewiesen wird. 

(2) Der Dienstwohnungsinhaber d3;rf außer seinen unter­
haltsberechtigten Angehörigen ohne eigenen Haushalt Ver­
wandte' oder Verschwägerte unentgeltlich in die Dienstwoh-

. nung aufnehmen, soweit dies einer rechtlichen oder sittlichen 
Pflicht entspricht. Für die vorübergehende Vermietung von 
Teilen der Dienstwohnung im Einvernehmen mit dem Pfarrer 
ist der Kirchenrat zuständig; der Mietzins fließt in die Pfarr­
kasse. In einer Pfarrdienstwohnung darf ein Gewerbebetrieb 
oder ein freier Beruf nur mit vorheriger, jederzeit widerrufli­
cher Genehmigung des Kirchenrates und des Landes­
kirchenrates ausgeübt werden. 

(3) Der Landeskirchenvorstand erläßt Richtlinien über
die Angemessenheit, Ausstattung und Nutzung der Dienst­
wohnungen und ihres Zubehörs; im übrigen gelten die Bestim­
mungen für Dienstwohnungen für die Beamten des Landes 
Niedersachsen. 

§ 12
Urlaub, Dienstbefreiung 

(1) Der Pfarrer hat Anspruch auf einen jährlichen Erho­
lungsurlaub. Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Der Pfarrer hat Anspruch auf Dienstbefreiung aus
persönlichen Gründen in dem Umfang, in dem Beamte des 
Landes Niedersachsen Anspruch auf Dienstbefreiung aus 
persönlichen Gründen haben. 

(3) Zur Wahrnehmung kirchlicher, betufsständischer
oder sonstiger Ehrenämter, zur Teilnahme an kirchlichen, pu­
blizistischen oder wissenschaftlichen Tagungen sowie zu mis­
sionarischem Einsatz kann, falls kein dienstlicher Auftrag vor­
liegt, dem Pfarrer Dienstbefreiung gewährt werden. 

( 4) Zur Teilnahme an Maßnahmen der Fort- und Weiter­
bildung innerhalb und außerhalb der Evangelisch-reformier­
ten Kirche in Nordwestdeutschland kann dem Pfarrer Bil­
dungsurlaub gewährt we.rden. 

(5) Einzelheiten über Voraussetzungen, Dauerund Ertei­
lung des Erholungsurlaubs, der Dienstbefreiung aus persönli­
chen Gründen, der Dienstbefreiung nach Absatz 3 und des Bil­
dungsurlaubs regelt der Landeskirchenvorstand in einer 
Rechtsverordnung (Urlaubsordnung), die auch Bestimmun� 
gen über einen Urlaub unter Verzicht auf die Dienstbezüge 
und über Vertretungsregelungen trifft. 

§ 13
Amtsbezeichnung 

(1) Der Pfarrer führt die Amtsbezeichnung, die ihm in der
Berufungsurkunde beigelegt worden ist. Ein Rangunterschied 
im Amt besteht unter den Pfarrern nicht. Die Führung einer 
besonderen Amtsbezeichnung, die in der Kirchengemeinde 
herkömmlich ist, wird hierdurch nicht ausgeschlossen. 

(2) Pfarrer im Wartestand oder im Ruhestand führen ihre
letzte Amtsbezeichnung mit dem Zusatz »im Wartestand« 
(i.W.) oder »im Ruhestand« (i.R.). Wird der Pfarrer im Warte: 
stand oder im Ruhestand im pfarramtlichen Dienst beschäftigt 
oder erhält er einen pfarramtlichen Beschäftigungsauftrag, 
entfällt die Einschränkung der Amtsbezeichnung für die 
Dauer der Beschäftigung. 

(3) In den übrigen Fällen der Veränderung des Dienstver­
hältnisses oder seiner Beendigung erlischt das Recht des Pfar­
rers zur Fortführung seiner bisherigen Amtsbezeichnung, es 
sei denn, daß ihm dieses Recht durch den Landes­
kirchenvorstand ausdrücklich belassen wird. In diesem Fall 
darf die bisherige Amtsbezeichnung nur mit dem Zusatz »au­
ßer Dienst« (a.D.) geführt werden. Bei Verstößen hiergegen 
kann der Landeskirchenvorstand das Recht zur Fortführung 
der Amtsbezeichnung entziehen. 

§ 14
Talar

Der bei einem Gottesdienst amtierende Pfarrer trägt als 
Amtstracht den in der Evangelisch-reformierten Kirche in 
Nordwestdeutschland üblichen oder in der Kirchengemeinde 
herkö��hen Talar, soweit �ies der in der Kirchengemeinde 
gelte�den Ubung entsericht. Anderungen der in der Kirchen­
gememde geltenden Ubung bedürfen der Beschlußfassung 
des Kirchenrates und des Benehmens mit dem Bezirkskir­
chenrat. 

f)
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§ 15
Anhörung bei Beschwerden 

(1) Gehen Mitteilungen oder Beschwerden über den Pfar­
rer ein, deren Folgen ihm nachteilig werden könnten, muß er 
von der Stelle, die die Mitteilung oder Beschwerde behandelt, 
angehört werden. 

(2) Die Mitteilungen und Beschwerden sind, soweit sie
schriftlich vorliegen, dem Pfarrer zwei Wochen vor der Anhö­
rung schriftlich bekanntzugeben. Über den endgültigen Aus­
gang ist er zu unterrichten. Der Bescheid ist ihm innerhalb vier 
Wochen zu übermitteln. 

§ 16
Personalakten 

(1) Der Pfarrer hat, auch nach Beendigung des Dienstver­
hältnisses, das Recht auf Einsicht in seine Personalakten. Er 
kann dieses Recht nur persönlich ausüben. 

(2) Wünscht der Pfarrer seine Personalakten einzusehen,
sind sie ihm im Beisein eines Mitgliedes oder Beauftragten des 
Landeskirchenrates unverzüglich vorzulegen. Der Pfarrer ist 
berechtigt, einzelne Vorgänge aus seinen Personalakten abzu­
schreiben oder auf seine Kosten vom Landeskirchenrat kopie­
ren zu lassen. 

(3) Der Landeskirchenrat kann die Einsichtnahme des
Pfarrers in solche Teile der Personalakten ausschließen, die 
medizinische oder psychologische Befunde oder Gutachten 
enthalten, deren Bekanntgabe nach Angabe des Gutachters 
eine Gesundheitsschädigung des Pfarrers auslösen könnten. 
In diese Teile der Personalakten darf der Pfarrer durch einen 
approbierten Arzt seines Vertrauens einsehen lassen. 

( 4) In die Personalakten des Pfarrers dürfen ungünstige
Tatsachen erst eingetragen werden, nachdem der Pfarrer Gele­
genheit gehabt hat, sich über sie zu äußern. Die Äußerung des 
Pfarrers ist in die Personalakten aufzunehmen. 

( 5) Auf die Tilgung von Vorgängen und Eintragungen in
Personalakten sind die für Beamte des Landes Niedersachsen 
geltenden Bestimmungen entsprechend anzuwenden. 

§ 17
Allgemeines Beschwerderecht 

(1) Dem Pfarrer steht gegen dienstliche Maßnahmen, · · 
durch die er sich beschwert fühlt, unbeschadet anderer beson­
ders vorgesehener Rechtsbehelfe, ein allgemeines Beschwer­
derecht zu. Diese Beschwerde hat keine aufschiebende Wir-

" kung und ist innerhalb eines Monats nach Bekanntwerden der 
beanstandeten Maßnahme bei der Stelle einzureichen, die die 
beanstandete Maßnahme getroffen hat. 

(2) Will diese Stelle der Beschwerde nicht abhelfen, legt
sie die Beschwerde mit einer Stellungnahme innerhalb eines 
Monats dem synodalen Organ vor, das na.ch der Kirchenver­
fassung für Beschwerden gegen die Stelle, die die beanstandete 
Maßnahme erlassen hat, zuständig ist. Das Beschwerdeorgan 
entscheidet nach Anhörung aller Beteiligten und versieht sei­
nen schriftlichen Bescheid mit Gründen und einer Rechtsmit­
telbelehrung. 

V. Pflichten des Pfarrers

§ 18
Beichtgeheimnis

(1) Was dem Pfarrer in Ausübung seines seelsorglichen
Amtes anvertraut worden oder bekannt geworden ist, unter­
liegt dem Beichtgeheimnis. Der Pfarrer ist verpflichtet, das 
Beichtgeheimnis gegenüber jedermann zu wahren. 

(2) Der Pfarrer muß bereit sein, wegen der Bewahrung des
Beichtgeheimnisses Nach teile zu tragen. In einem solchen Fall 

hat der Pfarrer Anspruch auf den besonderen Schutz der Kir­
che. 

(3) Wird der Pfarrer von dem, der sich ihm anvertraut hat, 
von der Einhaltung der Schweigepflicht entbunden, hat er 
gleichwohl sorgfältig zu prüfen, ob und inwieweit er Mitteilun­
gen oder Aussagen verantworten kann. 

§ 19
Dienstverschwiegenheit 

( 1) Der Pfarrer hat über alle Angelegenheiten, die ihm in
Ausübung seines Dienstes bekannt werden und die ihrer 
Natur nach oder infolge besonderer Regelung vertraulich 
sind, Verschwiegenheit zu bewahren. Über diese Angelegen­
heiten darf er ohne Genehmigung weder vor Gericht noch 
außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Dies 
gilt auch, wenn ein Dienstverhältnis nicht mehr besteht. 

(2) Über die Erteilung einer Aussagegenehmigung ent­
scheidet der Landeskirchenrat. 

§ 20
Anwesenheitspflicht 

(1) Der Pfarrer ist verpflichtet seinen Wohnsitz an sei­
nem Dienstsitz zu nehmen. Er ist verpflichtet, sich für die 
Gemeindeglieder erreichbar zu halten, soweit er nicht aus 
dienstlichen Gründen oder wegen Urlaubs, Dienstbefreiung 
oder Krankheit verhindert ist. 

(2) Eine Abwesenheit vom Dienstsitz von mehr als 24-
Stunden teilt der Pfarrer dem Vorsitzenden des Kirchenrates 
und dem Vorsitzenden des Bezirkskirchenrates unter 
Angabe seiner Abwesenheitsanschrift, gegebenenfalls auch 
derVertretungsregelung, mit. 

§ 21
Dienstunfähigkeit 

(1) Ist ein Pfarrer infolge Krankheit dienstunfähig, hat er
dies unverzüglich dem Vorsitzenden des Kirchenrates und 
dem Vorsitzenden des Bezirkskirchenrates mitzuteilen oder 
mitteilen zu lassen. Dauert die Dienstunfähigkeit länger als 
drei Tage, ist dem Vorsitzenden des Bezirkskirchenrates für 
den Landeskirchenrat eine ärztliche Bescheinigung über die 
voraussichtliche Dauer der Dienstunfähigkeit einzureichen. 

(2) Der Landeskirchenrat kann zur Feststellung des
Gesundheitszustandes des Pfarrers oder wenn Zweifel an der 
baldigen Wiederherstellung der Dienstfähigkeit bestehen, 
eine amtsärztliche Untersuchung auf Kosten der Landes­
kirchenkasse veranlassen. 

§ 22
Ungerechtfertigtes Fernbleiben 

(1) Bleibt ein Pfarrer ohne rechtfertigenden Grund
gemäß § 20 Absatz 1 Satz 2 seiner Gemeinde oder seinem 
Dienstsitz fern, verliert er für die Dauer der Abw�senheit den 
Anspruch auf Dienstbezüge. Der Landeskirchenvorstand 
stellt den Verlust der Dienstbezüge -fest und teilt dies dem 
Pfarrer mit Rechtsmittelbelehrung mit. 

(2) Der Pfarrer kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung die Entscheidung der Disziplinarkammer. bean­
tragen; diese entscheidet durch Beschluß endgültig. 

(3) Die Feststellung des Verlustes der Dienstbezüge
schließt die Einleitung des förmlichen Disziplinarverfahrens 
nicht aus. 

§ 23
Vertretung im Amt 

(1) Der Pfarrer hat unbeschadet der Verantwortlichkeit
des Kirchenrates im Falle seiner Abwesenheit vom Dienstsitz

1 
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für seine Vertretung zu sorgen. Er kann dabei die Vermittlung 
des Vorsitzenden des Bezirkskirchenrates in Anspruch neh­
men. Im Falle der Dienstunfähigkeit eines Pfarrers oder bei 
Freiwerden einer Pfarrstelle sorgt der Vorsitzende des 
Bezirkskirchenrates im Einvernehmen mit dem Kirchenrat 
bis zur anderweitigen Regelung durch den Landeskirchenrat 
für die Vertretung. 

(2) Die Pfarrer sind innerhalb eines Bezirkskirchenver­
bandes zu gegenseitiger Vertretung verpflichtet. Der Vorsit­
zende des Bezirkskirchenrates kann in Vertretung des 
Bezirkskirchenrates einen Pfarrer im Bezirkskirchenverband 
mit einem Vertretungsdienst beauftragen. Ist eine Vertre­
tungsregelung innerhalb eines Bezirkskirchenverbandes in 
einem besonderen Fall unmöglich, kann im Einvernehmen 
der Vorsitzenden der beteiligten Bezirkskirchenräte der 
Pfarrer der benachbarten Gemeinde eines anderen Bezirks­
kirchenverbandes mit der Vertretung beauftragt werden. 

(3) Die infolge der Vertretung entstehenden Sachausga­
ben trägt die Kirchengemeinde, deren Pfarrer vertreten wer­
den muß. 

§24

Pfarrkonferenzen, Fortbildung 

(1) Der Pfarrer ist zur Teilnahme an den regelmäßigen
Pfarrkonferenzen innerhalb seines Bezirkskirchenverbandes 
verpflichtet, sofern er nicht dienstlich oder infolge Urlaub, 
Dienstbefreiung oder Dienstunfähigkeit verhindert ist. 

(2) Er soll an dienstlichen Veranstaltungen, die der theo­
logischen und praktischen Förderung dienen, teilnehmen 
und insbesondere.das Angebot zur Fort- und Weiterbildung 
innerhalb und außerhalb der Evangelisch-reformierten Kir­
che in Nordwestdeutschland wahrnehmen. 

§ 25

Übergemeindliche Aufgaben 

(1) Wegen der zwischen den Kirchengemeinden beste­
henden synodalen Verbindung ist der Pfarrer der Gemeinde 
verpflichtet, . auch ohne zusätzliche Vergütung Aufgaben 
wahrzunehmen, die ihm im Rahmen der kirchlichen Ord­
nung durch Bezirkskirchentag und Landeskirchentag und 
deren Organe übertragen werden. Der Kirchenrat kann einer 
Beauftragung widersprechen, sofern es sich nicht um eine 
Wahl durch eine Synode handelt. 

(2) Die bei der Wahrnehmung solcher Aufgaben dem
Pfarrer entstehenden baren Auslagen sind von dem Organ zu 
erstatten, das die Aufgabe übertragen hat. 

§ 26

Zusatzaufgaben und Nebenbeschäftigungen 

(1) Der Pfarrer ist zur unentgeltlichen Wahrnehmung
solcher Zusatzaufgaben, insbesondere zusätzlicher Unter­
richts-, Seelsorge", Leitungs- oder sonstiger Aufgaben, ver­
pflichtet, deren Übernahme Voraussetzung der Freigabe sei­
ner Pfarrstelle zur Wiederbesetzung gewesen und die ihm bei 
seiner Berufung ausdrücklich übertragen worden sind. Wird 
die Wahrnehmung einer solchen Zusatzaufgabe später ganz 
oder teilweise rechtlich oder tatsächlich unmöglich, kann der 
Landeskirchenvorstand nach Anhörung des Pfarrers, des 
Kirchenrates und des Bezirkskirchenrates an ihrer Stelle eine 
nach Art und Umfang vergleichbare andere unvergütete 
Zusatzaufgabe festlegen. 

(2) Der Pfarrer darf ein Nebenamt oder eine Nebenbe­
schäftigung, die außerhalb seiner Dienstpflichten liegen, nur 
insoweit übernehmen, als sie mit der Erfüllung der Dienst­
pflichten zu vereinbaren sind. Die Übernahme einer Vor­
mundschaft, Pflegschaft oder Testamentsvollstreckung, von 
Nebenämtern oder Nebenbeschäftigungen bedarf, gleichgül-

tig, ob sie ehrenamtlich oder gegen Entlohnung oder gegen 
Gewinnbeteiligung erfolgen, der vorherigen Anhörung des 
Kirchenrates und der vorherigen Zustimmung des Landes­
kirchenrates, die jederzeit zurückgenommen werden kann. 

(3) Eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künstleri­
sche oder Vortragstätigkeit bedarf der Zustimmung nicht. 
Dasselbe gilt für die Übernahme von Ehrenämtern in Kör­
perschaften, Anstalten, Stiftungen, Gesellschaften und Verei­
nen, deren Bestrebungen kirchlichen, wohltätigen, künstleri-­
schen, wissenschaftlichen, kulturellen oder beruflichen 
Zwecken dienen. Die Übernahme solcher Nebenämter ist 
jedoch dem Kirchenrat und dem Bezirkskirchenrat anzuzei­
gen. Die Fortführung der Tätigkeit oder der Ehrenämter 
kann untersagt werden, wenn sie dem Dienst in der 
Gemeinde abträglich sind. 

§ 27

Annahme von Geschenken 

(1) Der Pfarrer ist verpflichtet, Geschenke zurückzuwei­
sen, die seine Unabhängigkeit oder das Ansehen. der Kirche 
beeinträchtigen können. 

(2) Geldgeschenke sind der Kirchenkasse zuzuführen.
Sachgeschenke, die das übliche Maß überschreiten, dürfen 
nur mit Zustimmung des Landeskirchenrates angenommen 
werden. 

(3) Jubiläumszuwendungen werden in entsprechender
Anwendung der für die Beamten des Landes Niedersachsen 
geltenden Bestimmungen gezahlt. 

§ 28

Mitgliedschaft in Vereinigungen 

Der Pfarrer darf mit Rücksicht auf sein Amt nicht Körper­
schaften oder Personenvereinigungen angehören oder sie in 
anderer Weise fördern, deren Zielsetzung oder praktische 
Tätigkeit mit seinen in der Ordination übernommenen 
Pflichten im Widerspruch steht. 

§ 29

Behandlung gesellschaftspolitischer Fragen 

Die Pflicht und das Recht des. Pfarrers zur Predigt des 
Evangeliums, das den Glauben und das Handeln in allen 
Bereichen des Lebens betrifft, werden durch die Heilige 
Schrift, wie sie in den Bekenntnisschriften (§ 1 der Kirchen­
verfassung) erläutert wird, begründet und begrenzt. 

§ 30

Ausübung von öffentlichen Mandaten 

(1) Zieht der Pfarrer eine Kandidatur für ein auf öffentli­
cher Wahl beruhendes Organ einer öffentlichen Körper­
schaft in Betracht, hat er diese Absicht mit dem Kirchenrat zu 
erörtern und dem Bezirkskirchenrat mitzuteilen. 

(2) Nimmt der Pfarrer eine Kandidatur nach Absatz 1
an, hat er dies dem Landeskirchenrat anzuzeigen. Der Pfarrer 
ist in den beiden Monaten vor dem Wahltag zu beurlauben, 
sofern es sich um die Kandidatur für das Europäische Parla­
ment, für den Deutschen Bundestag oder einen Landtag han­
delt. 

(3) Erfolgt eine Wahl in das Europäische Parlament, in
den Deutschen Bundestag oder in einen Landtag, tritt der 
Pfarrer mit dem Tage der Wahl in den Wartestand. Der Lan­
deskirchenrat stellt den Beginn des Wartestandes fest. Im 
übrigen kann der Pfarrer auf seinen Antrag vom Dienst frei­
gestellt werden, sofern die Erstattung der Bezüge gewährlei­
stet ist. 

(4) Die Zahlung der Wartestandsbezüge nach Absatz 3
Satz 1 beginnt mit dem Ersten des auf die Wahl folgenden 
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Monats. Wartestandsbezüge werden nur in dem Umfang 
gezahlt, in dem sie die aus dem politischen Mandat gewähr-' 
ten Grunddiäten sowie nach Ablauf des Monats etwaige 
Übergangs- oder Versorgungsbezüge aus dem Mandat über­
steigen. 

§ 31

Amts- und Lebensführung 

Wenn der Vorwurf erhoben wird, der Pfarrer habe in seiner 
Amts- oder Lebensführung gegen die in der Ordination über­
nommenen Pflichten verstoßen, hat der Kirchenrat diesen 
Vorwurf mit dem Pfarrer zu erörtern. Der Kirchenrat ist be­
rechtigt, die Angelegenheit dem Bezirkskirchenrat vorzule­
gen. Soweit der Bezirkskirchenrat den Anstoß nicht im Einver­
nehmen mit dem Kirchenrat bereinigen kann, legt er die 
Angelegenheit dem Landeskirchenvorstand gemäß§ 2 Absatz 
2 vor. 

§ 32

Übergabe amtlicher Unterlagen 

(1) Bei Beendigung des Dienstes in seiner Pfarrstelle hat
der Pfarrer die in seineni Besitz befindlichen amtlichen 
Schriftstücke und Gegenstände aller Art, insbesondere Kir­
chensiegel, Kirchenbücher, Kirchenakten, Kassenbücher und 
Vermögenswerte in Gegenwart des Vorsitzenden oder eines 
beauftragten Mitgliedes des Bezirkskirchenrates dem Kir­
chenrat oder seinem Nachfolger zu übergeben. 

(2) Nach dem Tode eines Pfarrers nehmen der Kirchenrat
oder der Vakanzvertreter innerhalb einer Woche in Gegen­
wart des Vorsitzenden oder eines beauftragten Mitgliedes des 
Bezirkskirchenrates die in Absatz 1 genannten Gegenstände 
in Empfang. 

§ 33

Schadenersatz bei schuldhafter Verletzung 
der Dienstpflichten 

(1) Fügt der Pfarrer in Ausübung des Dienstes der Ge­
meinde oder synodalen Gemeinschaft (kirchlichem Dienst­
herrn), deren Aufgaben er wahrzunehmen hat, vorsätzlich 
oder grob fahrlässig Schaden zu, ist er zum Ersatz verpflichtet. 
Diese Ersatzpflicht des Pfarrers tritt auch ein, soweit der 
Dienstherr einem Dritten Schaden zu ersetzen hat, den der 
Pfarrer in Ausübung des Dienstes vorsätzlich oder grob fahr­
lässig verursacht hat. 

(2) Die Anspriiche nach Absatz 1 Satz 1 können nur in­
nerhalb von drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der 
Dienstherr von dem Schaden und der Person des Ersatzpflich­
tigen Kenntnis erlangt hat, geltend gemacht werden, ohne 
Rücksicht von dieser Kenntnis innerhalb von zehn Jahren von 
der Begehung der Handlung an. Für die Geltendmachung von 
Anspriichen nach Absatz 1 Satz 2 beträgt die Frist drei Jahre 
von dem Zeitpunkt an, an dem der Ersatzanspruch des Dritten 
diesem gegenüber vom Dienstherrn anerkannt oder ihm ge­
genüber rechtskräftig festgestellt worden ist und der Dienst­
herr von der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat. 

(3) Leistet der Pfarrer dem Dienstherrn Ersatz und hat
dieser einen Ersatzanspruch an einen Dritten, ist dem Pfarrer 
der Ersatzanspruch abzutreten. 

VI. Veränderungen des Dienstverhältnisses

§ 34

Voriibergehende Freistellung 

(1) Der Pfarrer kann auf seinen Antrag beurlaubt und zur
Dienstleistung in der Evangelischen Kirche in Deutschland 
oder für einen anderen Dienst in einem gliedkirchlichen Zu­
sammenschluß, einer Partnerkirche, einem Werk oder einer 
Einrichtung der Diakonie, Welt- oder Volksmission, Erwach-

senenbildung, Jugend- oder Öffentlichkeitsarbeit für die 
Dauer von bis zu sechs Jahren freigestellt werden, wenn der 
Kirchenrat und der Landeskirchenvorstand nach Anhörung 
des Bezirkskirchenrates vorher durch Beschluß zugestimmt 
haben. Der Landeskirchenvorstand kann im kirchlichen Inter­
esse beschließen, eine Beurlaubung und Freistellung nach 
Maßgabe des Satzes 1 auch für andere voriibergehende dienst­
liche Verwendungen von Pfarrern zuzulassen. 

(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn Pfarrer einenAn­
trag auf Beurlaubung aus zwingenden familiären Griinden 
stellen. § 40 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) Eine nach den Absätzen 1 und 2 ausgesprochene Be­
urlaubung kann vor ihrem Ablauf auf Antrag des freigestellten 
Pfarrers um mindestens zwölf Monate verlängert werden, 
wenn der Kirchenrat und der Landeskirchenvorstand nach 
Anhörung des Bezirkskirchenrates vorher durch Beschluß zu­
gestimmt haben. Verlängerungen nach Satz 1 können wieder­
holt werden, jedoch darf die Gesamtzeit einer Freistellung und 
ihrer Verlängerungen für denselben Verwendungszweck zwölf 
Jahre nicht übersteigen. 

§ 35

Rechtsfolgen der Freistellung 

(1) Während der Zeit einer Beurlaubung nach§ 34 ruhen
die gegenüber der Kirchengemeinde bestehenden Pflichten 
zur Dienstleistung und die Pflicht zur Anwesenheit am Dienst­
sitz (Residenzpflicht), ferner ruhen die Rechte auf Besoldung, 
Gewährung einer Dienstwohnung, Beihilfen in Geburts-, 
Krankheits- und Todesfällen und sonstige auf Gesetz oder Ge­
wohnheit beruhende Leistungen des Dienstherrn, sofern nicht 
der LandeskirchenvorstandinFällen des§ 34 Absatz 1 im Ein­
zelfall aus wichtigem Grund vor der Beurlaubung eine andere 
Regelung beschließt. Beauftragungen und Mitgliedschaften 
im Kirchenrat und in Synoden ruhen. 

(2) Die auf der Ordination beruhenden Pflichten und
Rechte bleiben während einer Beurlaubung nach § 34 unbe­
riihrt, die während einer Freistellung nach§ 34 Absatz 1 abge­
leisteten Dienstzeiten sind nach Ablauf der Freistellung bei 
der Festsetzung des Besoldungsdienstalters oder des Versor­
gungsdienstalters wie bei einer Kirchengemeinde der Evange­
lisch-reformierten Kirche in Nordwestdeutschland abgelei­
stete Dienstzeiten zu behandeln. Hat der Pfarrer während der 
Freistellung Besoldungsanspriiche erworben, die über die An­
spriiche eines Pfarrers der Evangelisch-reformierten Kirche in 
Nordwestdeutschland hinausgehen, kann der den Besol­
dungsanspruch eines Pfarrers der Evangelisch-reformierten 
Kirche in Nordwestdeutschland übersteigende Teil gegenüber 
der Evangelisch-reformierten Kirche in Nordwestdeutsch­
land nicht geltend gemacht werden. 

(3) Im Falle einer Freistellung nach§ 34 werden Umzugs­
kosten anläßlich des Beginns der Freistellung oder Reiseko­
sten für Vorstellungen oder Heimaturlaube nicht übernom­
men, sofern nicht der Landeskirchenvorstand in Fällen des § 
34 Absatz 1 aus wichtigem Grund vor der Freistellung eine an­
dere Regelung beschließt. 

( 4) Die Zustimmung zu einer Freistellung gemäß § 34
durch den Landeskirchen vorstand begriindet einen Anspruch 
der Kirchengemeinde gegen die Evangelisch-reformierte Kir­
che in Nordwestdeutschland auf Zuweisung mindestens eines 
Kandidaten des Pfarramtes (Pastor coll.) für die Dauer der Ab­
wesenheit des Pfarrstelleninhabers, jedoch nicht über die Gel­
tungsdauer der vom Landeskirchenvorstand beschlossenen 
Zustimmung hinaus. 

§ 36

Pfarrstellenwechsel 

(1) Der Pfarrer hat das Recht, sich um eine andere Pfarr­
stelle zu bewerben oder den Ruf in eine andere Pfarrstelle an-
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zunehmen. Den Entschluß, aus seiner Pfarrstelle auszuschei­
den, hat der Pfarrer unverzüglich, spätestens sechs Wochen 
vor dem Ausscheiden, unter Angabe des Zeitpunktes des Aus­
scheidens dem Kirchenrat und dem Bezirkskirchenrat anzu­
zeigen. 

(2) Ein Pfarrstellenwechsel innerhalb der Evangelisch­
reformierten Kirche in Nordwestdeutschland gilt wegen der 
zwischen den Kirchengemeinden bestehenden synodalen Ge­
meinschaft als Fortsetzung des Dienstverhältnisses. In allen 
übrigen Fällen vollzieht sich der Pfarrstellenwechsel nach den 
Bestimmungen über die Entlassung aus dem Dienst gemäß § 
45. 

§ 37

Ablauf einer befristeten Berufung 
(1) Endet die Amtszeit eines gemäß§ 1 Absatz 3 Satz 2 für

eine begrenzte Zeit in eine Pfarrstelle berufenen Pfarrers, hat 
sich der Pfarrer unverzüglich um die Berufung in eine andere 
besetzbare Pfarrstelle der Evangelisch-reformierten Kirche in 
Nordwestdeutschland oder einer anderen Kirche zu bewer­
ben. Der Landeskirchenrat ist ihm bei der Bewerbung behilf­
lich, der Landeskirchenvorstand prüft gegebenenfalls die 
Möglichkeiten einer Berufung nach § 54 der Kirchenverfas­
sung. 

(2) Wird der Pfarrer nicht sogleich nach Ablauf der Amts­
zeit in eine andere Pfarrstelle berufen, erhält er bis zur Dauer 
von sechs Monaten sein bisheriges Diensteinkommen mit 
Ausnahme der Dienstwohnung. Wird der Pfarrer nicht inner­
halb von sechs Monaten nach Ablauf der Amtszeit in eine an­
dere Pfarrstelle berufen, ist er in den Wartestand zu versetzen. 

§ 38

Versetzung im Interesse des Dienstes 
(1) Der _Landeskirchenvörstand kann einen Pfarrer im

Falle dringenden Bedürfnisses auf eine andere Pfarrstelle ver­
setzen, sofern die beteiligten Kirchenräte' nicht widerspre­
chen. Der Pfarrer und die beteiligten Bezirkskirchenräte sind 
vorher zu hören. 

(2) Bei der Versetzung sind die persönlichen Verhältnisse
des Pfarrers und der mit ihm in häuslicher Gemeinschaft le-. 
benden unterhaltsberechtigten Angehörigen zu berücksichti­
gen, soweit dies der kirchliche Auftrag zuläßt. Der Pfarrer hat 
im Falle der Versetzung Anspruch auf Ersatz der U mzugsko­
sten. 

§ 39
Wartestand 

(1) Das Pfarrerdienstverhältnis wird durch den Übergang
in den Wartestand nicht beendet. Der Pfarrer verliert jedoch 
mit dem Beginn des Wartestandes seine bisherige Pfarrstelle 
und die mit dieser verbundenen oder ihm persönlich übertra­
genen Aufgaben sowie den Anspruch auf die Dienstwohnung. 
An die Stelle der Pfarrbesoldung treten die Wartestandsbe­
züge gemäß§ 9 Absatz 2. Im übrigen bleiben die durch die Or­
dination begriindeten Pflichten und Rechte unberührt. Er un­
tersteht weiterhin der Dienstaufsicht nach § 2 Absatz 2 und 
dem Disziplinarrecht nach § 4 7. 

(2) Der Pfarrer im Wartestand hat außer im Falle des§ 30
das Recht, sich um die Wiederverwendung in jeder freien 
Pfarrstelle innerhalb und außerhalb der Evangelisch-refor­
mierten Kirche in Nordwestdeutschland zu bewerben. Der 
Landeskirchenrat kann einem Pfarrer im Wartestand wider­
ruflich die Verwaltung einer Pfarrstelle oder einen vergleich­
baren kirchlichen Dienst übertragen. Der Pfarrer im Warte­
stand ist zur Übernahme eines derartigen Auftrages 
verpflichtet; weigert er sich ohne hinreichenden Grund, gilt § 
22 entsprechend. 

(3) Zeiten des Wartestandes, mit Ausnahme des Warte­
sta11des gemäß§ 30, werden auf das Besoldungs-und das Ver­
sorgungsdienstalter nicht angerechnet, solange der Pfarrer 
nicht nach Absatz 2 Satz 2 beschäftigt wird. Solange der Pfar­
rer im Wartestand gemäß Absatz 2 Satz 2 eine Pfarrstelle ver­
waltet oder einen vergleichbaren kirchlichen Dienst wahr­
nimmt, erhält er die gleichen Bezüge, wie wenn er in dieser 
Pfarrstelle oder Planstelle fest angestellt wäre. 

(4) . Der Wartestand endet
1. durch Berufung in eine Pfarrstelle,
2. durch Versetzung in den Ruhestand_

oder
3. durch Ausscheiden aus dem Pfarrerdienstverhältnis.

§ 40
Wartestand aus familiären Gründen 

( 1) .,Bin Pfarrer kann auf Antrag bis zu sechs Jahren in den
Wartestand ohne Wartestandsbezüge versetzt werden, wenn 
er mit 
1) mindestens einem Kind unter achtzehn Jahren

oder
2) einem nach amtsärztlichen Gutachten pflegebedürftigen

sonstigen Angehörigen
in häuslicher Gemeinschaft lebt und diese Personen tatsäch­
lich betreut oder pflegt. Auf Antrag des Pfarrers kann der War­
testand auf bis zu zwölf Jahren verlängert werden. § 39 Absatz 
2 Satz 2 und § 44 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 finden keine 
Anwendung. 

(2) Übei: _die Versetzung in den Wartestand nach Absatz 1
entscheidet der Landeskirchenrat. Die Entscheidung kann vor 
Ablauf des Zeitraumes, für den sie getroffen wurde, geändert 
werden, wenn der Pfarrer dies beantragt und keine dienstli­
chen Gründe entgegenstehen. 

(3) Während eines Wartestandes nach Absatz 1 dürfen
nur solche Nebentätigkeiten genehmigt werden, die dem 
Zweck des Wartestandes nicht zuwiderlaufen. 

( 4) Endet der Wartestand nach Absatz 1, ist der Landes­
kirchenrat dem Pfarrer bei der Bewerbung behilflich, der Lan­
deskirchenvorstand prüft gegebenenfalls die Möglichkeiten 
einer Berufung nach § 54 der Kirchenverfassung. Wird der 
Pfarrer nicht sogleich in eine neue Pfarrstelle berufen, bleibt er 
bis zur Dauer von sechs Monaten im Wartestand ohne Warte­
standsbezüge. § 3 9 Absätze 2 und 3 gelten entsprechend. Wird 
der Pfarrer nicht innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf 
des Wartestan:des nach Absatz 1 in eine neue Pfarrstelle beru­
fen, ist er in den Wartestand mit Wartestandsbeziigen zu ver­
setzen. 

§ 41
Ruhestand 

(1) Das Pfarrerdienstverhältnis wird durch den Übergang
in den Ruhestand nicht beendet. Der Pfarrer verliert jedoch 
mit dem Beginn des Ruhestandes seine bisherige Pfarrstelle 
und die mit dieser verbundenen oder ihm persönlich übertra­
genen Aufgaben sowie den Anspruch auf die Dienstwohnung. 
Die Pflicht zur Dienstleistung endet. An die Stelle der Pfarrer­
besoldung treten die Versorgungsbezüge nach§ 9 Absatz 2. Im 

_ übrigen bleiben die durch die Ordination begründeten Pflich­
ten und Rechte unberührt. Er untersteht weiterhin der Dienst­
aufsicht nach§ 2 Absatz 2 und dem Disziplinarrecht nach§ 4 7. 

(2) Der Pfarrer im Ruhestand kann nach Maßgabe des
Pfarrstellenbesetzungsrechts auf seinen Antrag oder von 
Amts wegen in eine Pfarrstelle berufen werden, wenn die 
Gründe für seine Versetzung in den Ruhestand weggefallen 
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sind. Eine Verpflichtung zur Übernahme einer Pfarrstelle 
kann nur ausgesprochen werden, wenn der Pfarrer das fünf­
undfünfzigste Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Auf die 
persönlichen Verhältnisse des Pfarrers und der mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden unterhaltsberechtigten 
Angehörigen.ist dabei Rücksicht zu nehmen, es besteht An­
spruch auf Ersatz der Umzugskosten. Eine Minderung seines 
Diensteinkommens gegenüber den Dienstbezügen seiner letz­
ten Stelle darf nicht eintreten. 

(3) Mit der vorübergehenden Verwaltung einer Pfarr­
stelle oder mit einem anderen kirchlichen Dienst darf der Pfar­
rer im Ruhestand nur mit seiner Zustimmung beauftragt wer­
den. 

§42

Altersgrenze 

(1) Der Pfarrer tritt mit Ablauf des Monats, in dem er das
fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet, in den Ruhestand. 
Die Versetzung in den Ruhestand erfolgt ohne Antrag durch 
Beschluß des Landeskirchenrates. Hierüber wird dem Pfarrer.­
eine Urkunde erteilt. 

(2) Der Pfarrer kann auf seinen Antrag auch ohne Nach­
weis der Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt werden, 
wenn er 

1. das zweiundsechzigste Lebensjahr vollendet hat

oder

2. als Schwerbehinderter im Sinne des § 1 des Schwerbehin­
dertengesetzes das sechzigste Lebensjahr vollendet hat.

§ 43

Dauernde Dienstunfähigkeit 

(1) Der Pfarrer ist auf seinen Antrag oder von Amts wegen
vor Erreichen der Altersgrenze in den Ruhestand zu versetzen, 
wenn er infolge körperlicher Gebrechen oder wegen Schwä­
che seiner körperlichen, geistigen oder seelischen Kräfte eine 
Pfarrstelle dauernd nicht mehr ordnungsgemäß verwalten 
kann. Als dauernd dienstunfähig kann der Pfarrer auch dann 
angesehen werden, wenn er infolge Erkrankung innerhalb von 
sechs Monaten mehr als insgesamt neunzig Tage keinen Dienst 
getan hat und keine Aussicht besteht, daß er innerhalb weiterer 
sechs Monate wieder voll dienstfähig wird. 

(2) Beantragt ein Pfarrer, ihn nach Absatz 1 Satz 1 in den
Ruhestand zu versetzen, wird seine dauernde Dienstunfähig­
keit dadurch festgestellt, daß der Landeskirchenvorstand 
erklärt, er halte den Pfarrer für dauernd unfähig, seine Amts­
pflichten zu erfüllen. 

(3) Bestehen Zweifel an der Dienstfähigkeit oder an der
dauernden Dienstunfähigkeit eines Pfarrers, ist der Pfarrer 
verpflichtet, sich auf Anordnung des Landes­
kirchenvorstandes auf Kosten der Landeskirchenkasse durch 
einen vom Landeskirchenvorstand zu benennenden Arzt 
untersuchen und erforderlichenfalls in einem Krankenhaus 
beobachten zu lassen sowie die Ärzte von ihrer Schweige­
pflicht zu entbinden. Der Pfarrer kann für diese Untersuchung 
zusätzlich auf seine Kosten einen Arzt seiner Wahl benennen. 
Die Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses kann gefordert 
werden. 

( 4) Soll der Pfarrer ohne seinen Antrag wegen dauernder
Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt werden, wird er 
vom Landeskirchenvorstand nach Anhörung des Kirchenra­
tes und des Bezirkskirchenrates unter Mitteilung der Gründe 
der beabsichtigten Zurruhesetzung und unter Angabe der ihm 
zustehenden Versorgungsbezüge schriftlich aufgefordert, 
etwaige Einwendungen innerhalb einer Frist von einem Monat 
geltend zu machen. Der Landeskirchenvorstand kann den 
Pfarrer für die Dauer des Verfahrens beurlauben. Werden 

innerhalb der Frist keine Einwendungen erhoben, gilt dies als 
Zustimmung des Pfarrers zur Versetzung in den Ruhestand. 

(5) Die Versetzung in den Ruhestand erfolgt durch
Beschluß des Landeskirchenvorstandes, sofern sie auf Antrag 
des Pfarrers erfolgt oder ein Fall des Absatzes 4 Satz 3 vorliegt. 
Über Einwendungen gemäß Absatz 4 Satz 1 entscheidet der 
Landeskirchenvorstand nach Prüfung, erforderlichenfalls 
unter Hinzuziehung eines oder mehrerer Ärzte, durch 
Beschluß, der dem Pfarrer zuzustellen und dem im Falle der 
Zurruhesetzung eine schriftliche Begründung und eine 
Rechtsmittelbelehrung beizufügen ist. Wird der Beschluß 
angefochten, kann der Landeskirchenvorstand bei Beurlau­
bung des Pfarrers von dem vom Landeskirchenvorstand fest­
gesetzten Zeitpunkt der Zurruhesetzung an die die Versor­
gungsbezüge übersteigenden Dienstbezüge einbehalten. Wrrd 
die Entscheidung über die Versetzung in den Ruhestand unan­
fechtbar, verfallen die einbehaltenen Bezüge, andernfalls sind 
sie nachzuzahlen. 

§44

Übergang vom Wartestand in den Ruhestand 

(1) Der Pfarrer im Wartestand ist auf seinen Antrag in den
Ruhestand zu versetzen, wenn er das fünfundfünfzigste 
Lebensjahr vollendet hat oder wenn es unmöglich erscheint, 
ihn in absehbarer Zeit wieder im pfarramtlichen Dienst zu ver­
wenden. 

(2) Der Pfarrer im Wartestand ist in den Ruhestand zu
versetzen, wenn die Berufung in ein Pfarramt bis zum Ablauf 
von drei Jahren nach dem Beginn des Wartestandes nicht 
erfolgt ist. Die Frist nach Satz 1 beginnt im Falle des § 30 mit 
dem Ablauf des politischen Mandats, im Falle des Wartestan­
des aus familiären Gründen mit der Versetzung in den Warte­
stand mit Wartestandsbezügen gemäß § 40 Absatz 4 Satz 4. 
Hat der Pfarrer durch ein Disziplinarurteil die Rechtsstellung 
eines Pfarrers im Wartestand erlangt und ist im Disziplinarur­
teil ausgesprochen, daß der Bestrafte erst nach einem 
. bestimmten Zeitraum wieder in ein Pfarramt berufen werden 
darf, beginnt die Frist nach Absatz 1 mit Ablauf dieses Zeit­
raumes. Der Lauf der Frist nach Absatz 1 ist gehemmt, 
solange der Pfarrer gemäß§ 39 Absatz 2 Satz 2 beschäftigt 
ist. Der Landeskirchenvorstand kann die Frist nach Satz 1 um 
bis zu zwölf Monate verlängern, wenn die Berufung des Pfar­
rers im Wartestand in eine bestimmte neue Pfarrstelle bevor­
steht und aussichtsreich erscheint. 

(3) Der Pfarrer im Wartestand kann in den Ruhestand
versetzt werden, wenn er der Aufforderung des Landes­
kirchenvorstandes, sich um eine Pfarrstelle zu bewerben, 
innerhalb sechs Monaten nicht nac:,lkommt. 

VII. Beendigung des Dienstverhältnisses

§ 45

Entlassung auf eigenen Antrag 

(1) Der Pfarrer kann seine Entlassung aus dem Dienst
beantragen. Der Antrag ist schriftlich beim Landeskirchenrat 
einzureichen und kann zurückgenommen werden, solange 
dem Pfarrer der Entlassungs beschluß nicht zugestellt worden 
ist. Mit der Entlassung aus dem Dienst verliert der Pfarrer 
seine Pfarrstelle und die Ansprüche auf Besoldung und Ver­
sorgung. 

(2) Der Landeskirchenrat hat den Pfarrer über die
Rechtsfolgen einer Entlassung zu belehren und, wenn der 
Pfarrer nach Belehrung auf seinen Antrag besteht, dem 
Antrag auf Entlassung zu entsprechen. Der Beschluß über 
die Entlassung ist dem Pfarrer unter Hinweis auf die Rechts­
wirkungen (Absatz 1 Satz. 2) zuzustellen. 

(3) Die Entlassung soll zu dem beabsichtigten Zeitpunkt,
darf aber gegen den Willen des Pfarrers nicht später als bis 
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zum Ende des dritten Monats nach Eingang des Entlassungs­
antrages erfolgen. Diese Frist kann bis zu dem Zeitpunkt ver­
längert werden, an dem die Dienstgeschäfte ordnungsgemäß 
übergeben worden sind und der Pfarrer über die Verwaltung 
ihm anvertrauter kirchlicher Vermögenswerte Rechenschaft 
abgelegt hat. 

§ 46

Ausscheiden aus dem Dienst 

(1) Der Pfarrer scheidet aus dem Dienst der Evange­
lisch-reformierten Kirche in Nordwestdeutschland aus, 

1. wenn der Pfarrer aus der Evangelisch-reformierten Kir­
che austritt oder einer anderen Kirche oder Religionsge­
meinschaft beitritt; dies gilt nicht, wenn der Pfarrer im
Falle eines Auslandsdienstes mit vorheriger Zustimmung
des Landeskirchenvorstandes für die Dauer dieses Dien­
stes einer anderen reformatorischen Kirche beitritt,

2. wenn der Pfarrer auf die in der Ordination begründeten
Rechte verzichtet,

3. wenn der Landeskirchenvorstand den Pfarrer nach§ 1-05
der Kirchenverfassung aus dem Amt entfernt,

4. wenn der Pfarrer in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder
Dienstverhältnis zu einem anderen Dienstherrn tritt,
sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist oder der
Landeskirchenvorstand keine andere Regelung trifft; dies
gilt nicht für den Eintritt in ein Beamtenverhältnis auf
Widerruf oder als Ehrenbeamter.

(2) Mit dem Ausscheiden aus dem Dienst der Kirche
gemäß Absatz 1 verliert der Pfarrer seine Pfarrstelle, die in 
der Ordination begründeten Rechte und die Ansprüche auf 
Besoldung und Versorgung. 

(3) Der Landeskirchenrat stellt nach Anhörung des Pfar­
rers durch ·Beschluß das Ausscheiden aus dem Dienst der 
Kirche gemäß Absatz 1 und dessen Zeitpunkt fest und erteilt 
dem Ausgeschiedenen hierüber einen mit schriftlicher 
Begründung und Rechtsmittelbelehrung versehenen 
Bescheid. Gegen den Bescheid des Landeskirchenrates kann 
der Pfarrer innerhalb eines Monats nach förmlicher Zustel­
lung schriftlich beim Landeskirchenvorstand Beschwerde 
einlegen, die spätestens bis zum Ablauf der vorgenannten 
Monatsfrist begründet sein muß. Die Entscheidung des Lan­
deskirchenvorstandes ist mit einer Begründung und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen. Gegen die Beschwer­
deentscheidung des Landeskirchenvorstandes kann der Pfar­
rer das Kirchliche Verwaltungsgericht aprufen. Die Einle­
gung der Beschwerde beim Landeskirchenvorstand und die 
Anrufung des Kirchlichen Verwaltungsgerichts haben auf­
schiebende Wirkung. Von der Zustellung eines Beschlusses 
des Landeskirchenrates nach Satz 1 bis zu dessen Aufhebung 
oder Una.nfechtbarkeit ist der Pfarrer beurlaubt. 

( 4) Der Landeskirchenvorstand kann einem gemäß
Absatz 1 aus dem Dienst der Kirche Ausgeschiedenen oder 
dessen Hinterbliebenen widerruflich einen Unterhaltsbeitrag 
bewilligen. 

§ 47

Entfernung aus dem Dienst 

Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Disziplin­
arrecht geregelt. 

VIII. Erlöschen
der in der Ordination 

begründeten 
Pflichten und Rechte 

§ 48

Ruhen der Rechte 

Die in der Ordination begründeten Pflichten und Rechte 

ruhen, solange ein Ordinierter infolge von Geisteskrankheit 
dienstunfähig ist. 

§ 49

Verlust kraft Gesetzes 

(1) Die in der Ordination begründeten Pflichten und
Rechte erlöschen, wenn 

1. die Berufung in das Pfarramt gemäß § 8 zurückgenom­
men wird,

2. der Ordinierte gemäß § 45 aus dem Dienst entlassen
wird, ohne einen anderen Dienst der Verkündigung, der
evangelischen Unterweisung oder der theologischen
Lehre zu übernehmen,

3. der Ordinierte gemäß§ 46 aus dem Dienst der Kirche aus­
scheidet,

4. der Verlust aufgrund einer disziplinarrechtlichen Ent­
scheidung eintritt.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 sind entspre­
chend anzuwenden, wenn ein Ordinierter, der in einem ande­
ren Dienst der Verkündigung, der evangelischen Unterwei­
sung oder der theologischen Lehre steht, als er in § 1 Absatz 
2 bezeichnet ist, aus den Gründen des Absatzes 1 aus diesem 
Dienstverhältnis ausscheidet. 

§ 50

Verzicht 

(1) Die in der Ordination begründeten Pflichten und
Rechte erlöschen ferner, wenn der Ordinierte auf die in der 
Ordination begründeten Rechte verzichtet. 

(2) Der Verzicht ist schriftlich oder zu Protokoll des Lan­
deskirchenrates zu erklären. Er wird erst wirksam, wenn der 
Landeskirchenvorstand den Verzicht annimmt. 

§ 51

Rechtsfolgen 

(1) Der Verlust der in der Ordination begründeten
Rechte schließt den Verlust des Rechts zur Vornahme aller 
kirchlichen Amtshandlungen ein. Zugleich erlischt auch das 
Recht, die Amtsbezeichnung (§ 13) zu führen und den Talar 
(§ 14) zu tragen.

(2) Die Urkunde über die Anstellungsfähigkeit (§ 3
Absatz 1 Satz 3) und die Ordinationsurkunde (§ 4 Absatz 4 
Satz 2) sind zurückzugeben. 

(3) Der Verlust der in der Ordination begründeten
Rechte ist im Gesetz- und Verordnungsblatt bekanntzugeben 
und dem Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land mitzuteilen. 

§ 52

Wiederverwendung im Amt 

(1) Die Urkunde über die Anstellungsfähigkeit ist einem
ausgeschiedenen Pfarrer zurückzugeben, wenn er die erneute 
Berufung in ein Pfarramt anstrebt und, die Anstellungsfähig­
keit nicht aus Gründen des § 3 verlorengegangen ist. 

(2) Die in der Ordination begründeten Pflichten und
Rechte werden durch den Landeskirchenvorstand erneut 
übertragen, wenn der Betroffene wieder in den Pfarrdienst 
berufen worden ist. 

(3) Über die, Wie��rverleihung der Anstellungsfähigkeit
und über die erneute Ubertragung der Rechte aus der Ordi­
nation sind Urkunden auszufertigen, die gemeinsam mit den 
ursprünglichen Urkunden über die Anstellungsfähigkeit und 
Ordination auszuhändigen sind. 
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(4) Die erneute Übertragung der in der Ordination
begründeten Rechte ist im Gesetz- und Verordnungsblatt 
bekanntzugeben und dem Kirchenrat der Evangelischen Kir­
che in Deutschland mitzuteilen. 

IX. Besondere Pfarrstellen

§ 53

Schulpfarrstellen 

(1) Der Landeskirchenvorstand kann im Rahmen des
Gestellungsvertrages zwischen dem Land Niedersachsen und 
den Evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen vom 4./ 
6. Juli 1976 (Gesetz- u. Verordnungsbl. Bd. 13 S. 243) zur
Erteilung von Religionsunterricht an öffentlichen Schulen
mit der vollen Anzahl der für die betreffende Schulart ver­
bindlichen wöchentlichen Unterrichtsstunden Scl).ulpfarrer
zur Verfügung stellen. Der Schulpfarrer ist Pfarrer der Evan­
gelisch-reformierten Kirche in Nordwestdeutschland; für ihn
gelten die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes, soweit der
Gestellungsvertrag nichts Abweichendes bestimmt.

(2) Der Landeskirchenvorstand benennt den Schulpfar­
rer im Einvernehmen mit dem für den Ort seines Schuldien­
stes zuständigen Kirchenrat und Bezirkskirchenrat. Mit der 
Übernahme des Unterrichtsauftrages verliert der Pfarrer 
seine bisherige Pfarrstelle. Der zuständige Kirchenrat und 
Bezirkskirchenrat treffen im Einvernehmen mit dem Landes­
kirchen vorstand mit dem Schulpfarrer eine Vereinbarung 
über dessen Mitarbeit in der Kirchengemeinde und qem 
Bezirkskirchenverband seines Wohnsitzes. 

(3) Der Landeskirchenrat kann dem Schulpfarrer auf
dessen Antrag vorübergehend eine Verminderung der regel­
mäßigen Arbeitszeit bis auf die Hälfte gewähren. Hinsichtlich 
der Voraussetzungen, der Dauer und der Rechtsfolgen einer 
solchen Verminderung der Dienstzeit im einzelnen sind die 
für Studienräte im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit des 
Landes Niedersachsen jeweils geltenden Vorschriften ent­
sprechend anzuwenden. 

(4) Endet der Unterrichtsauftrag des Schulpfarrers,
bevor dieser die Altersgrenze erreicht hat, ist nach § 37 zu 
verfahren. 

§ 54

Sonderpfarrstellen 

(1) Der Landeskirchentag kann durch Beschluß oder im
Wege der Kirchengesetzgebung zur Erfüllung besonderer 
Aufgaben Sonderpfarrstellen errichten. Bei der Errichtung 
der Pfarrstelle trifft der Landeskirchentag nähere Bestim­
mungen über die zu erfüllende Aufgabe, über den Sitz und 
das Verfahren der Besetzung der Pfarrstelle und darüber, ob 
die Pfarrstelle jeweils auf Zeit oder auf Lebenszeit besetzt 
wird. Der Landeskirchentag kann die Bestimmung des Sitzes 
der Pfarrstelle dem Landeskirchenvorstand übertragen. Die 
Inhaber der Sonderpfarrstellen sind Pfarrer der Evangelisch­
reformierten Kirche in Nordwestdeutschland, für sie gelten 
die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes, soweit der Lan­
deskirchentag bei der Errichtung der Pfarrstelle nichts 
Abweichendes bestimmt hat. 

(2) Der· Landeskirchenvorstand erläßt vor der ersten
Besetzung einer Sonderpfarrstelle eine Dienstanweisung für 
den Inhaber. Der zuständige Kirchenrat und Bezirkskirchen­
rat treffen im Einvernehmen mit dem Landes­
kirchenvorstand mit dem Inhaber der Sonderpfarrstelle eine 
Vereinbarung über dessen Mitarbeit in der Kirchengemeinde 
und dem Bezirkskirchenverband seines Wohnsitzes. 

(3) Entfällt die besondere Aufgabe, die zur Errichtung
der Pfarrstelle geführt hat (Absatz 1 Satz 1 ), kann der Lan­
deskirchentag die Pfarrstelle aufheben. Wird die Pfarrstelle 
aufgehoben, bevor der Inhaber den Ruhestand erreicht hat, 
ist nach § 3 7 zu verfahren. 

X. Besondere Rechtsverhältnisse

§ 55

Ältestenprediger 

(1) · Die den Dienst des Pfarrers betreffenden Bestim­
mungen der Kirchenverfassung und dieses Kirchengesetzes, 
insbesondere seiner Abschnitte I, IV bis V und VII  bis VIII 
einschließlich des Disziplinar- und Lehrverfahrensrechts, 
gelten für hauptberufliche Ältestenprediger sinngemäß, 
soweit diese Bestimmungen nicht das Bestehen eines Pfarrer­
dienstverhältnisses oder eines öffentlich-rechtlichen Dienst­
verhältnisses voraussetzen. Für hauptberufliche Ältestenpre­
diger im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis gelten auch 
die Abschnitte II bis ill und VI dieses Kirchengesetzes sinn­
gemäß, sofern sie nicht das Bestehen eines Pfarrerdienstver­
hältnisses voraussetzen. 

(2) Die§§ 4, 14, 15, 17 bis 19, 27 und 46 und Abschnitt
VIII -dieses Kirchengesetzes gelten sinngemäß für nebenbe­
rufliche und ehrenamtliche Ältestenprediger. 

§ 56

Kandidaten des Pfarramtes 

Kandidaten des Pfarramtes befinden sich in einem öffent­
lich-rechtlichen Dienstverhältnis auf Widerruf. Für sie gelten 
die§§ 1 Absätze 1 und 4, §§ 2, 9, 10; 11 Absatz 1 Sätze 2 bis 
5, Absätze 2 und 3, §§ 12, 14 bis 28, 31, 42 und 44 bis 45 die­
ses Kirchengesetzes, ferner die Bestimmungen des Kirchen­
gesetzes über die Vorbildung und Anstellungsfähigkeit der 
Theologen und der Kandidatenordnung. Kandidaten des 
Pfarramtes führen die Dienstbezeichnung »Pastor coll.« 

§ 57

Privatrechtliche Pfarrerdienstverhältnisse 

(1) Der Landeskirchenvorstand kann auf Antrag eines
Kirchenrates zulassen, daß ein Pfarrer ausnahmsweise in 
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt und 
zum Inhaber einer Pfarrstelle berufen wird, wenn 

1. die rechtlichen Voraussetzungen zur Begründung eines
öffentlich-rechtlichen Pfarrerdienstverhältnisses auf
Lebenszeit nicht erfüllt sind,

2. der Nachweis der für die Begründung eines öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnisses auf Lebenszeit erforder­
lichen gesundheitlichen Tauglichkeit nicht erbracht wer­
den kann,

3, das Lebensalter des Bewerbers der Begründung eines 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses auf Lebenszeit 
entgegensteht, 

4. aus sonstigen 'zwingenden Gründen die Begründung
eines öffentlich-rechtlichen Pfarrerdienstverhältnisses
auf Lebenszeit im Einzelfall als nicht angebracht
erscheint.

(2) Im Dienstvertrag sind die den Dienst des Pfarrers
betreffenden Bestimmungen der Kirchenverfassung und die­
ses Kirchengesetzes, insbesondere seiner Abschnitte I, IV bis 
V und VII bis VIII einschließlich des Disziplinar- und Lehr­
verfahrensrechts, für sinngemäß anwendbar zu erklären, 
soweit diese Bestimmungen nicht das Bestehen eines öffent­
lich-rechtlichen Dienstverhältnisses voraussetzen. 

XI. Schlußbestimmungen

§ 58

Ausführungsbestimmungen 

(1) Der Landeskirchenvorstand erläßt Ausführungsbe­
stimmungen zu diesem Kirchengesetz im Wege der Rechts­
verordnung. 
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(2) Der Landeskirchenrat kann Verwaltungsvorschriften
zur Durchführung im Wege des § 101 Absatz 1 der Kirchen­
verfassung erlassen. 

§ 59

Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Mai 1986 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten alle Bestimmungen außer Kraft,
die diesem Kirchengesetz widersprechen. 

Insbesondere treten außer Kraft: 

1. Das Kirchengesetz über die Rechtsstellung weiblicher
Pfarrer in der Fassung vom 19. Februar 1969 (Gesetz- u.
Verordnungsbl. Bd. 13 S. 258),

2. das Kirchengesetz über die Rechtsstellung der Schulpfar­
rer vom 3. Mai 1979 (Gesetz- u. Verordnungsbl. Bd. 14 S ..
363),

3. das Kirchengesetz zur Ausführung der §§ 63 Absatz l
und 105 Absatz 3 der Kirchenverfassung (Ruhestandsge­
setz) in der Fassung vom 29. Oktober 1983 (Gesetz- u.
Verordnungsbl. Bd. 15 S. 26),

4. das Kirchengesetz über die voriibergehende Freistellung
von Pfarrern der Evangelisch-reformierten Kirche in
Nordwestdeutschland vom 27. Oktober 1983 (Gesetz- u.
Verordnungsbl. Bd. 15 S. 25),

5. die Bestimmungen des§ 2 Absatz 3 und§ 5 des Kirchen­
gesetzes über die Errichtung einer Pfarrstelle für die Stif­
tung Kloster Frenswegen vom 25. November 1976
(Gesetz- u. Verordnungsbl. Bd. 14 S. 214),

6. die Bestimmungen des§ 6 Absatz 2 und des§ 7 Absätze
2 und 3 des Kirchengesetzes über die Jugendarbeit in der
Evangelisch-reformierten Kirche in Nordwestdeutsch­
land vom 29. Oktober 1981 (Gesetz- u. Verordnungbl.
Bd. 14 S. 469),

7. die Notverordnung zur vollen Ausnutzung des kirchli­
chen Vermögens für die Bedürfnisse der Pfarrbesoldung
vom 4. Februar 1922 (Gesetz- u. Verordnungsbl. Bd. 13
s. 80),

8. die Verordnung über die Verwendung von Mieten aus
Pfarrhäusern vom 8. Juli 1960 (Gesetz- u. Verord­
nungsbl. Bd.13 S. 194),

9. die Bekanntmachung betr. Amtsgeheimnis, Verwendung
amtlicher Schriftstücke und Verhalten gegenüber Maß­
nahmen der kirchlichen Behörden vom 17. Juli 1935
(Gesetz- u. Verordnungsbl. Bd. 13 S. 103),

10. der Beschluß des Landeskirchenvorstandes betr. Dienst­
aufsicht über die hauptberuflichen Ältestenprediger vom
10. November 1966 (Gesetz- u. Verordnungsbl. Bd. 13 S.
235),

11. der Beschluß des Landeskirchenvorstandes vom 15.
August 1961 betr. Mitarbeit der Pastoren in der Parteipo­
litik (Rundschreiben des Landeskirchenrates vom 21.
August 1961),

12. der Beschluß des Landeskirchenvorstandes vom 24.
Januar 1966 betr. Dienstbezeichnung »Pastor coll.« 

(Rundschreiben des Landeskirchenrates Nr. 5/66 vom 2.
Februar 1966),

13. der Beschluß des Landeskirchenvorstandes vom 4. Juni
1969 betr. amtsärztliches Gesundheitszeugnis für Pasto­
ren (Rundschreiben des Landeskirchenrates Nr. 18/69
vom 13. Juni 1969),

14. der Beschluß des Landeskirchenvorstandes Nr. 1657
vom 13. Mai 1982 betr. Tilgung von Eintragungen in die
Personalakten.

L e e r, den I4. April 1986

Der Landeskirchenvorstand 

S c h r ö d e r Dr.S t o 1 z 

Evangelisdl-Lutherisdle Kirdle in Oldenburg 

Nr.143 Bekanntmachung der Neufassung des Kirchenge­
setzes über die Dienstverhältnisse der Mitglieder 
und Beamten des Oberkirchenrates. 

Vom 9. April 1986. (GVBl. XXI. Bd. S. 66) 

Aufgrund der Ermächtigung im Artikelll Absatz 3 des Kir­
chengesetzes zur Änderung des Gesetzes betreffend die 
Dienstverhältnisse der Mitglieder und Beamten des Oberkir­
chenrates vom 26. November 1981 (GVBl. XX. Band, Seite 
25) wird nachstehend der Wortlaut des Kirchengesetzes über
die Dienstverhältnisse der Mitglieder und Beamten des Ober­
kirchenrates in der nunmehr geltenden Fassung bekanntgege­
ben. 

01 d e n  b u r  g, den 9. April 1986 

Der Oberkirchenrat 
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

R i s t o w

Oberkirchenrat 

Kirchengesetz 
über die Dienstverhältnisse der Mitglieder und 

Beamten des Oberkirchenrates 

§1

Der Oberkirchenrat besteht aus dem Bischof als Vorsitzen-

dem und haupt- und nebenamtlichen Mitgliedern, die von der 
Synode gewählt werden (Art. 100 und 101 KO). 

§2

Die Wahl, die Einsegnung, die Abberufung und die Zurru­
hesetzung des Bischofs ist durch besonderes Kirchengesetz 
geregelt.· 

§3

(1) Zu hauptamtlichen Mitgliedern des Oberkirchenrates
werden Theologen und Nichttheologen in einer durch den Ge­
schäftsumfang des Oberkirchenrates bedingten Zahl und ent­
sprechend einem von der Synode beschlossenen Stellenplan 
gewählt. 

(2) Bei der Wahl von Nichttheologen ist darauf Bedacht
zu nehmen, daß die rechtlichen Aufgaben des Oberkirchenra­
tes durch kirchenrechtlich vorgebildete Juristen versehen wer­
den. 

§4

Die hauptamtlichen Mitglieder des Oberkirchenrates füh­
ren die Dienstbezeichnung »Oberkirchenrat«. 

§5

Die hauptamtlichen Mitglieder des Oberkirchenrates wer­
den in der Regel auf Lebenszeit berufen. Die Berufung für eine 

1 
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Probezeit bis zu einem Jahr im öffentlich-rechtlichen Dienst­
verhältnis ist zulässig. 

§6

(1) Zur Wahrnehmung von einzelnen Aufgaben oder Re­
feraten im Oberkirchenrat können nach Bedarf und gemäß 
Stellenplan Theologen und Nichttheologen zu nebenamtli­
chen Mitgliedern des Oberkirchenrates berufen werden. 

(2) Die Berufung erfolgt durch Wahl der Synode für eine
bestimmte Zeit, in der Regel für 6 Jahre. Wiederwahl ist zuläs­
sig. 

(3) Die nebenamtlichen Mitglieder des Oberkirchenrates
führen neben ihrer Tätigkeit im Oberkirchenrat ihr bisheriges 
Amt weiter. Zur Erleichterung ihrer Amtsführung können ih­
nen, soweit es sich um kirchliche Amtsträger: handelt, in ihrem 
Hauptamt Hilfskräfte aufKosten der Kirche gestellt werden. 

§7

· (1) Die nebenamtlichen Mitglieder des Oberkirchenrates
sind in ihrer Mitwirkung an den Aufgaben des Oberkirchenra­
tes, insbesondere hinsichtlich der Abstimmung im Kollegium, 
den hauptamtlichen Mitgliedern gleichgestellt. Sie führen in 
ihrer Eigenschaft als Mitglieder des Oberkirchenrates keine 
Dienstbezeichnung. 

(2) Für die Zeit ihrer nebenamtlichen Mitgliedschaft im
Oberkirchenrat ruht die Mitgliedschaft der nebenamtlichen 
Mitglieder in der Synode. Das gilt auch, wenn sie während ihrer 
Zugehörigkeit zum Oberkirchenrat zu Mitgliedern der Syn­
ode neu gewählt werden. 

(3) Wenn nebenamtliche Mitglieder des Oberkirchenra­
tes dieses Amt mehr als zehnJ ahre bekleiden, kann die Synode 
ihnen die .(ur hauptamtliche Mitglieder vorgesehene Dienst­
bezeichnung übertragen. In besonderen Fällen kann von die­
ser Frist abgesehen werden. 

§8

Die hauptamtlichen Mitglieder des Oberkirchenrates kön­
nen auch gegen ihren Willen mit Zustimmung des Syn­
odalausschusses vom Bischof nach vorheriger Beschlußfas­
sung des Oberkirchenrates in den Ruhestand versetzt werden, 
wenn sie infolge körperlicher Gebrechen oder wegen Schwä­
che ihrer körperlichen oder geistigen Kräfte zur Erfüllung ih­
rer Amtspflichten dauernd unfähig geworden sind. 

§9

(1) Die hauptamtlichen Mitglieder des Oberkirchenrates
treten mit Ablauf des Monats, in dem sie das 68. Lebensjahr 
vollendet haben, in den Ruhestand. 

(2) Auf Antrag ist das Mitglied des Oberkirchenrates, das ·
das 65. Lebensjahr vollendet hat, mit Zustimmung des Syn­
odalausschusses in den Ruhestand zu versetzen. Die Verset­
zung in den Ruhestand kann nach Anhörung des Betroffenen 
auch von Amts wegen erfolgen. 

§ 10

Die haupt�tlichen Mitglieder des Oberkirchenrates sind 
mit dem Beginn des Ruhestandes unter Aufrechterhaltung ih­
res Dienstverhältnisses. der Pflicht zur Dienstleistung entho­
ben. Im übrigen unterstehen sie weiter der Lehrverpflichtung 
und der Amtspflicht und damit der Lehraufsicht und dem Dis­
ziplinarrecht. 

§ 11 

(1) Die hauptamtlichen Mitglieder des Oberkirchenrates
können von der Synode mit einer Mehrheit von zwei Drittel ih­
rer Mitglieder in den »einstweiligen Ruhestand« versetzt wer­
den. 

(2) Sie sind auf ihren Antrag in den »einstweiligen Ruhe­
stand« zu versetzen, wenn sie die Fortführung ihres Amtes 
nicht mehr glauben verantworten zu können. 

(3) Der »einstweilige Ruhestand« beginnt, wenn nicht im
Einzelfall ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt festgesetzt 
wird, mit dem Zeitpunkt, in dem dem hauptamtlichen Mitglied 
die Versetzung in den »einstweiligen Ruhestand« bekanntge­
geben wird. 

§ 12

Entfällt 

§ 13

Die nebenamtlichen Mitglieder des Oberkirchenrates kön­
nen, auch w�nn sie ihr Hauptamt fortführen, die Entlassung 
aus ihrem Amt beantragen, wenn sie das 62. Lebensjahr voll­
endet haben. 

§ 14

(1) Die nebenamtlichen Mitglieder scheiden aus ihrem
Amt aus, wenn in einem Disziplinarverfahren, das in ihrem 
Hauptamt gegen sie durchgeführt wurde, auf Entfernung aus 
dem Amt erkannt ist. 

(2) Wenn nebenamtliche Mitglieder des Oberkirchenra­
tes einem kirchlichen Disziplinargericht nicht unterstehen, ist 
das Verfahren gegen sie nach den für hauptamtliche Mitglieder 
geltenden Vorschriften durchzuführen. 

(3) Wenn sie Staatsbeamte sind und in diesem Amt gegen
sie auf Entfernung aus dem Amt erkannt ist, können die staatli­
chen Ermittlungsunterlagen und das Disziplinarurteil dem 
Disziplinarurteil des kirchlichen Disziplinargerichts zugrunde 
gelegt werden. 

§ 15

(1) Beamte des Oberkirchenrates werden nach Maßgabe
der Besoldungsordnung und des von der Synode beschlosse­
nen Stellenplanes vom Oberkirchenrat mit Zustimmung des 
Synodalausschusses angestellt. 

(2) Beförderungen, die mit dem Übergang in eine höhere
Besoldungsgruppe verbunden sind, bedürfen der Zustim­
mung des Synodalausschusses. 

§ 16

(1) Der Beamte des Oberkirchenrates steht zu seinem
Dienstherrn in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und 
Treueverhältnis, das durch den Auftrag bestimmt ist, den die 
Kirche vom Herrn erhalten hat. 

(2) In das Kirchenbeamtenverhältnis soll in der Regel be­
rufen werden, wer ganz oder überwiegend kirchliche Hoheits­
oder Aufsichtsbefugnisse ausfiµlrt oder wer ganz oder über­
wiegend andere ständige Dienste von besonderer kirchlicher 
Verantwortung wahrnimmt. 

§ 17

(1) In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur berufen
werden, wer 

a) evangelisch-lutherischen Bekenntnisses oder Mitglied ei­
ner Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland
ist,

b) die für seine Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung be­
sitzt und die vorgeschriebenen Prüfungen mit Erfolg abge­
legt hat,

c) ein Leben führt, wie es von einem Kirchenbeamten erwar­
tet wird.

(2) Von den Voraussetzungen nach Absatz 1 Buchstabe b
kann abgewichen werden, wenn ein dienstliches Bedürfnis be­
steht und es mit der Amtsstellung des Bewerbers vereinbar ist. 

1 I 
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§ 18 

Der Beamte des Oberkirchenrates legt bei seiner Einstel­
lung, soweit durch Kirchengesetz nichts anderes bestimmt ist, 
folgendes Gelöbnis ab: 

» Ich gelobe vor Gott, mein Amt zu führen in der Bindung an
Gottes Wort und treu dem Bekenntnis und den Ordnungen der 
Kirche, Verschwiegenheit zu wahren und so zu leben, wie es 
von einem Kirchenbeamten erwartet wird.« 

§ 19

Der Beamte des Oberkirchenrates scheidet kraft Gesetzes 
aus dem Kirchenbeamtenverhältnis aus, wenn er in staatsge-. 
setzlich geregelter Form seinen Austritt aus der Kirche erklärt. 

§ 20
Für das Dienstverhältnis der hauptamtlichen Mitglieder 

und Beamten des Oberkirchenrates sind im übrigen die für die 
Beamten des Landes Niedersachsen jeweils geltenden Rechts­
vorschriften sinngemäß anzuwenden, soweit in diesem oder in 
anderen Kirchengesetzen nichts anderes bestimmt ist. 

§ 21
(1) Die Besoldung der MitgliederundBeamtendes Ober­

kirchenrates erfolgt entsprechend der als Anlage zu diesem 
Kirchengesetz beschlossenen Besoldungsordnung. 

(2) Im übrigen finden für die Besoldung und Versorgung
der Mitglieder und Beamten des Oberkirchenrates und ihrer 
Hinterbliebenen die §§ 1 bis 3 des Kirchengesetzes der Konfö­
deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die 
Pfarrbesoldung und -versorgung (Pfarrbesoldungs- und -ver­

sorgungsgesetz ) in der jeweils geltenden Fassung entspre­
chende Anwendung. 

§ 22

Der Oberkirchenrat kann Durchführungsbestimmungen zu 
diesem Kirchengesetz erlassen. 

Besoldungsordnung für den Otierkirchenrat 

Lfd.Nr. Bezeichnung der Stelle Besoldung 
1 Bischof B 7
2a Hauptamtliche Mitglieder, 

soweit nicht in B 2 B 3  
2b Hauptamtliche Mitglieder, 

soweit nicht in A 16 B2 
2c Hauptamtliche Mitglieder A 16 
3 Nebenamtliche Mitglieder mtl. 70 9,- DM 
4 Kirchenverwaltungsdirektor A 15 
5 Landeskirchenmusikdirektor A 13/14 
6 Pfarrer A 13/14 

7 Kirchenverwaltungsoberrat A 14 
8 Kirchenverwaltungsrat Al3 
9 Kirchenbaurat Al3 
10 Kirchenamtsrat A 12 

11 Kirchenamtmann All 
12 Kirchenoberinspektor A 10 
13 Kirchenamtsinspektor A 9  

Zu lfd. Nr. 3: 
Vergütung ohne Pensionsberechtigung. Sind die nebenamtlichen 
Mitglieder des Oberkirchenrates keine Beamten, so wird ihre Ver­
gütung vom Oberkirchenrat mit Zustimmung des Synodalaus­
schusses festgesetzt. 
Zu lfd. Nr. 5: 
Das Grundgehalt wird in Höhe der jeweils geltenden Grundge­
haltssätze für Pfarrer festgesetzt. 
Zu lfd. Nr. 6: 
Wenn ein Pfarrer oder eine Pfarrerin auf diese Kirchenbeamten­
stelle berufen wird, behalten sie alle Pflichten und Rechte eines 
Pfarrers oder einer Pfarrerin nach Maßgabe der Kirchenordnung 
und des Pfarrergesetzes. 
Anmerkung: 
Die in der Spalte »Besoldung« bezeichneten Besoldungsgruppen 
bemessen sich nach dem Landesbesoldungsgesetz für das Land 
Niedersachsen in der jeweils geltenden Fassung. Der unter der 
lfd. Nr. 3 genannte Betrag ist allgemeinen Anhebungen anzu­
passen. 

Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 

Nr. 144 Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes 
über das Prädikantenamt. 

Vom 26. Mai 1986. (ABL S. 67) 

Aufgrund des Artikels 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über das Prädikantenamt vom 16. Mai 1986 (ABl. S. 
6 6 )  wird nachstehend der Wortlaut des Gesetzes über das Prä­
dikantenamt vom 13. November 1970 (ABI. S. 29 1 ), geändert 
durch Gesetz vom 10.November 1972(ABl.1973S.14),inder 
seit dem 16. Mai 1986 geltenden Fassung bekanntgemacht. 

S p e y e r, den 26. Mai 1986 

Evangelische Kirche Pfalz 

Landeskirchenrat 
K r o n  

Gesetz über das Prädikantenamt 

Vom 16. Mai 1986 

§1
(1) Für den Dienst in den Kirchengemeinden wird das

Prädikantenamt eingerichtet. 

(2) Prädikanten haben das Recht der öffentlichen Wort­
verkündigung und der Verwaltung der Sakramente. 

(3) Der Prädikant ist an die landeskirchlichen und kir­
chengemeindlichen Ordnungen gebunden. 

§2
(1) Das Presbyterium oder der Bezirkskirchenrat schlägt

geeignete Persönlichkeiten für die Berufung zum Prädikanten 
vor. Dem Vorschlag ist eine Erklärung beizufügen, aus der her­
vorgeht, daß der Vorgeschlagene bereit ist, das Prädikanten­
amt zu übernehmen und es nach den Vorschriften dieses Ge­
setzes zu führen. 

(2) Theologen mit bestandener Zweiter Theologischer
Prüfung können beim Landeskirche11rat den Antrag auf Beru­

fung zum Prädikanten stellen. 

§3
(1) Zum Prädikanten kann berufen werden, wer die Vor­

aussetzungen für die Wählbarkeit für das Presbyterium besitzt 
und seine Befähigung nachgewiesen hat. 

(2) Zum Prädikanten kann nicht berufen werden, wer in
der Landeskirche hauptamtlich und unbefristet im Predigt­
dienst steht oder hierfür ausgebildet wird. 

l 

•
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§4

(1) Die Befähigung zum Predigtdienst wird nach Teil­
nahme an vorbereitenden Ausbildungskursen festgestellt. 

(2) Zu den Ausbildungskursen lädt der Landeskirchenrat
ein. 

(3) Die Feststellung der Befähigung erfolgt µurch einen
Prüfungsausschuß, der von der Kirchenregierung bestellt 
wird; Vorsitzender muß ein theologisches Mitglied des Lan­
deskirchenrats sein. 

( 4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Theologen mit be­
standener Zweiter Theologischer Prüfung. 

( 5) Der Prädikant ist zur Teilnahme an Fortbildungskur­
sen verpflichtet. 

§5

(1) Der Landeskirchenrat beruft den Prädikanten. Über
die Berufung wird eine Urkunde ausgestellt. 

(2) Die Berufung erfolgt für den Bereich der Landes­
kirche. 

§6

Die von einer anderen Gliedkirche der Evangelischen Kir­
che in Deutschland ausgesprochene Berufung zum Prädikan­
ten oder vergleichbare Berufungen können anerkannt werden. 

§7

(1) Der Landeskirchenrat nimmt die Berufung zum Prä­
dikanten oder die Anerkennung zurück,wenn der Prädikant 
für den Dienst nicht mehr geeignet ist. Der Prädikant ist zu hö­
ren. 

(2) Erhebt der Prädikant Widerspruch, kann er einen im
landeskirchlichen Dienst stehenden Pfarrer oder ein zum 
Richteramt oder höheren Verwaltungsdienst befähigtes Mit­
glied der Landeskirche mit seiner Vertretung beauftragen und 
einen Prädikanten als Beistand zuziehen;§ 16 Abs. 1 Satz 2 des 

Gesetzes betreffend das Verfassungs-und Verwaltungsgericht 
der Pfälzischen Landeskirche vom 17. Oktober 1959 (ABL S. 
171) gilt entsprechend. Über den Widerspruch entscheidet die
Kirchenregierung.

§8

(1) Die Berufung zum Prädikanten erlischt durch Ver­
zicht. 

(2) Sie erlischt ferner,

a) wenn eine der Voraussetzungen für die Berufung entfällt,

b) bei Eintritt von Umständen, unter denen bei einem Pfarrer
der Landeskirche die Rechte des geistlichen Standes ruhen
oder erlöschen.

§9

(1) Der Dienst des Prädikanten wird vom zuständigen
Pfarrer mit dem Prädikanten vereinbart; die Vereinbarung be­
darf der Zustimmung des Dekans.§ 64 Nr. 6 der Kirchenver­
fassung gilt sinngemäß. 

(2) Wenn der Prädikant regelmäßig an einer Predigtstätte
Dienst tun soll, ist auch die vorherige Zustimmung des Presby­
teriums und des Landeskirchenrats erforderlich. 

§ 10

Der Landeskirchenrat führt die Aufsicht über die Prädikan­
ten. 

§ 11

Prädikanten erhalten für ihren Dienst in der Landeskirche 
eine angemessene Aufwandsentschädigung. 

§ 12

Der Landeskirchenrat erläßt die zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten. 

D. Mitteilungen aus dem Bund der Evangelischen
Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik 

und der Okumene 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens 

Nr. 145 Ordnung für den Dienst der Bezirkskatecheten in 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Sachsens. 

Vom 1. April 1986. (ABl. S. A 37) 

Auf der Grundlage von§ 3 2 Absatz 3 I. Nr. 1 in Verbindung 
mit II.Nr. 3 und IY. Nr. 6 der Kirchenverfassung hat das Evan­
gelisch-Lutherische Landeskirchenamt Sachsens für den 
Dienst der Bezirkskatecheten folgende Ordnung beschlossen: 

I. 

Auftrag 

Der Bezirkskatechet ist der theologisch-pädagogische 
Fachberater des Kirchenbezirkes. Er hat den Auftrag, die 
kirchliche Arbeit mit Kindern im Kirchenbezirk zu fördern 
und die im katechetischen Dienst Tätigen zu begleiten. Ihm ist 
die Fachaufsicht über alle Mitarbeiter übertragen, die im Kir-

chenbezirk katechetische Aufgaben wahrnehmen. Im: Zusam­
menwirken mit dem Superintendenten übt er diese Fachauf­
sicht auch über die Pfarrer aus. 

II. 

Aufgaben 

Der dem Bezirkskatecheten erteilte Auftrag verpflichtet 
ihn, insbesondere folgende Aufgaben zu erfüllen: 

1. Fachliche und seelsorgerliche Begleitung und Unterstüt­
zung aller im katechetischen Dienst stehenden Mitarbei­
ter, z. B. durch regelmäßige Hospitationen, wobei Wege
zur Beseitigung von Schwierigkeiten und Mängeln aufzu­
zeigen sind.

2. Verantwortung für den regelmäßigen Erfahrungsaus­
tausch und die theologisch-pädagogische Weiterbildung
aller katechetischen Mitarbeiter durch Konventsarbeit
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und Durchführung jährlicher Rüstzeiten; dabei sind teil­
ausgebildete und im Vorbereitungsdienst stehende Mitar­
beiter in besonderer Weise zu fördern, 

3. Ermutigung der Kirchengemeinden und katechetischen
Mitarbeiter zur Arbeit mit Eltern und Familien sowie Stär­
kung ihres Bewußtseins für die Notwendigkeit und Bedeu­
tung dieser Aufgabe,

4. Beratung der Kirchengemeinden in allen katechetischen
Fragen und Unterstützung bei der Sammlung von Kin­
dern,

5. Beratung und Unterstützung von Kirchengemeinden bei
notwendig werdenden Vertretungsregelungen,

6. Führung von Verhandlungen mit außerkirchlichen Stellen
im Zusammenwirken mit dem Superintendenten, soweit
sie wegen katechetischer Belange notwendig werden,

7. Stellungnahme zu Anträgen auf Errichtung, Wiederbeset­
zung, Umstrukturierung und Aufhebung von Stellen, die
den katechetischen Dienst betreffen, sowie zur Einstellung
katechetischer Mitarbeiter und deren Vergütung.

8. Stellungnahme zu Beihilfeanträgen, die die Finanzierung
der theologisch-pädagogischen Arbeit betreffen,

9. Mitverantwortung für die Verwirklichung von grundsätzli­
chen Entscheidungen im Kirchenbezirk, die das Landes­
kirchenamt zu katechetischen Fragen getroffen hat,

10. Mitwirkung bei Visitationen im Rahmen der landes­
kirchlichen Ordnung in Absprache mit dem Superinten­
denten, wobei ins besondere auf die Kontinuität und Quali­
tät der pädagogischen Arbeit in den Gemeinden, die
Ausgestaltung der Christenlehreräume und die Benut­
zung ausreichender und geeigneter Arbeitsmittel Einfluß
zu nehmen ist,

11. Mitwirkung bei der Vermittlung von katechetischen Men­
toren und Praktika auf Veranlassung des Landes­
kirchenamtes,

12. Übernahme von Christenlehregruppen im Kirchenbezirk
unter Berücksichtigung des gesamten Aufgabenbereiches;
dieser katechetische Dienst sollte in der Regel sechs Wo­
chenstunden umfassen,

13. Durchführung regelmäßiger übergemeindlicher Veran­
staltungen für Kinder und Familien in Zusammenarbeit
mit anderen Mitarbeitern und Gemeindegliedern im Kir­
chenbezirk,

14. Erstellung eines Jahresberichtes über die katechetische
Arbeit im Kirchenbezirk, der nach vorheriger Kenntnis­
nahme durch den Superintendenten dem Landes­
kirchenamt vorzulegen ist.

III. 

Anstellung 

Der Bezirkskatechet wird auf Vorschlag des Landes­
kirchenamtes und nach Anhörung der katechetischen Mitar­
beiter im Kirchenbezirk vom Bezirkskirchenausschuß ge­
wählt, vom Landeskirchenamt berufen und als Mitarbeiter des 
Kirchenbezirkes angestellt. 

IV. 

Rechtsstellung 

(1) Für den Dienst des Bezirkskatecheten gelten die kir­
chenrechtlichen und allgemeinen Bestimmungen. Seine 

Dienstbezüge, die Dauer des Erholungsurlaubs und die zu­
sätzliche kirchliche Altersversorgung richten sich nach der 
landeskirchlichen Ordnung. 

(2) Er wird in einem öffentlichen Gottesdient durch den
Superintendenten in seinen Dienst eingeführt. Zu diesem Got­
tesdienst sollen alle eingeladen werden, die im Kirchenbezirk 
Aufgaben in der Arbeit mit Kindern und Familien übernom­
men haben. 

(3) Die Dienstaufsicht über den Bezirkskatecheten übt
der Superintendent im Auftrag des Bezirkskirchenausschus­
ses aus. Die Fachaufsicht sowie die fachliche Beratung nimmt 
das Landeskirchenamt durch den Landeskatecheten wahr. Er 
kann in diesem Rahmen Rat und Weisung erteilen. 

( 4) Der Bezirkskatechet hat bei der Erfüllung der ihm
übertragenen Aufgaben eng mit dem Superintendenten und 
den anderen Mitarbeitern des Kirchenbezirkes sowie mit dem 
Bezirkskirchenausschuß und der Bezirkssynode zusammen­
zuarbeiten. Er soll Verbindung zu den im Kirchenbezirk beste­
henden Pfarrkonventen und Mitarbeitern der kirchlichen Ju­
gendarbeit halten. 

( 5) Der Bezirkskatechet ist verpflichtet, an den vom Lan­
deskirchenamt einberufenen Dienstbesprechungen und Ta­
gungen der Bezirkskatecheten regelmäßig teilzunehmen. 

V. 

Weiterbildung 

Der Bezirkskatechet hat sich kontinuierlich um seine Wei­
terbildung zu bemühen. Diesem Zweck dienen insbesondere 
das Studium von Fachliteratur sowie die Teilnahme an vom 
Landeskirchenamt durchgeführten oder anerkannten fach­
spezifischen Weiterbildungsveranstaltungen. Das Nähere re­
geln spezielle Rechtsvorschriften.* 

Vl. 

Sonstiges 

Für die vom Bezirkskatecheten im Rahmen seiner Aufga­
ben übernommenen Dienste in der Christenlehrearbeit (vgl. 
Ziffer II. 12.) haben die betreffenden Kirchengemeinden eine 
anteilige Vergütung an den Kirchenbezirk abzuführen, deren 

- Höhe pro Unterrichtsstunde vom Landeskirchenamt festge­
setzt wird.**

VII. 

Inkrafttreten 

(1) Diese Ordnung tritt am 1. Juli 1986 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Abschnitte I und II des Runder­
lasses des Landeskirchenamtes Nr. 132/6 - Dienstordnung 
für die Bezirkskatecheten und Katecheten sowie Besoldung 
der Bezirkskatecheten - vom 29. Juli 1948 (Amtsblatt 1949 
Seite A 78) außer Kraft. 

Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt Sachsens 

Dr. h. c. D o m s c h 

* s. Verordnung zu Fragen der Weiterbildung kirchlicher Mitarbei­
ter vom 3. Januar 1985 (Amtsblatt Seite A 5). 

** Durch die Rundverordnung des Landeskirchenamtes Nr. 1/83 
vom 1. März 1983 (Reg.-Nr. 6404/272: 17313/ll)wurdeeine Vergü­
tung von 8,- M pro Unterrichtsstunde festgesetzt. 

•

• 
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E. Staatliche (iesetze, Anordnungen
und Entscheidungen · 

Bundesrepublik Deutschland 
Bundesverfassungsgericht: 

Nr. 146* Zur Kirchenfreiheit im Bereich der Berufsbildung. 

Beschluß des Zweiten Senats vom 14. Mai 1986 
- 2 BvL 19/84 -

in dem Verfahren zur Prüfung, ob§ 56 Abs. 1 und 2 des Be­
rufsbildungsgesetzes insoweit gegen Artikel 140 GG in Ver­
bindung mit Artikel 131 WRV verstößt, als die Klägerin ver­
pflichtet wird, 'einen Berufsbildungsausschuß nach Maßgabe 
der genannten Vorschrift zu errichten -

Aussetzungs- und Vorlagebeschluß des Oberverwaltungs­
gerichts für die Länder Niedersachsen und Schleswig-Hol­
stein vom 25. Mai 1984 (8 OVG A 42/79) -

Entscheidungsformel: 
§ 56 Absätze 1 und 2 des Berufsbildungsgesetzes vom 14.

August 1969 (Bundesgesetzbl.IS.1112) ist mitArtikel 140 des 
Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 13 7 Absatz 3 der 
Weimarer Reichsverfassung unvereinbar und daher nicht an­
zuwenden, soweit Berufsbildung im Bereich der Kirchen und 
sonstigen Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 
durchgeführt wird. 

Gr ü n d e

A. 

Die Vorlage betrifft die Frage, ob im Bereich kirchlicher Be­
rufsbildung die vom staatlichen Gesetzgeber vorgeschriebene 
Zusammensetzung der Berufsbildungsausschüsse, welche 
mehrheitlich aus nicht von der Kirche vorgeschlagenen Mit­
gliedern bestehen, in die verfassungsrechtlich garantierte Kir­
chenautonomie eingreift. 

1. 

II. 

III. 

B. 

C. 

Die verfassungsrechtlichen Bedenken, die das vorlegende 
Gericht darlegt, sind begründet. Die Vorschriften des § 56 
Abs. 1 und 2 BBiG verstoßen gegen das verfassungskräftig ge­
währleistete Selbstbestimmungsrecht der Kirchen. 

1. Art.140 GG in Verbindung mitArt.137 Abs. 3WRV
garantiert den Religionsgesellschaften, also auch den Kirchen, 
die Freiheit, ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der 
Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu ordnen und zu 
verwalten. Die Garantie freier Ordnung und Verwaltung der 
eigenen Angelegenheiten ist eine notwendige, rechtlich selb­
ständige Gewährleistung, die der Freiheit des religiösen Le­
bens und Wirkens der Kirchen und Religionsgemeinschaften 
(Art. 4 Abs. 2 GG) die zur Wahrnehmung dieser Aufgaben un­
erläßliche Freiheit der Bestimmung über Organisation, Norm-

setzung und Verwaltung hinzufügt (vgl. BVerfGE 42, 312 
[332]; 53,366 [401]; 57,220 [244]; 66, 1 [20]; 70, 138 [164]). 
Daß diese Garantie nur »innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gesetzes« gegeben ist, besagt nicht, daß jedes allge­
meine staatliche Gesetz, sofern es nur aus weltlicher Sicht von 
der zu regelnden Materie her als vernünftig erscheint, ohne 
weiteres in den den Kirchen zustehenden Autonomiebereich 
eingreifen könnte (vgl. BVerfGE 53, 366(404]). Bei rein inne­
ren kirchlichen Angelegenheiten kann ein staatliches Gesetz 
für die Kirche überhaupt keine Schranke ihres Handelns bil­
den (vgl. BVerfGE 18, 385 [386 ff.]; 42, 312 [334]; 66, 1 [20]). 
Aber auch in dem Bereich, indem der Staat zum Schutze ande­
rer für das Gemeinwesen bedeutsamer Rechtsgüter ordnen 
und gestalten kann, trifft ein dem kirchlichen Selbstbestim­
mungsrecht Schranken ziehendes Gesetz seinerseits auf eine 
ebensolche Schranke, nämlich auf die materielle Wertent­
scheidung der Verfassung, die über den für die Staatsgewalt 
ohnehin unantastbaren Freiheitsraum der Kirchen hinaus.ihre 
und ihrer Einrichtungen besondere Eigenständigkeit gegen­
über dem Staat anerkennt (vgl. BVerfGE 53, 366 [404] m.w. 
Nachweis). Dieser Wechselwirkung von Kirchenfreiheit und 
Schrankenzweck ist durch entsprechende Güterabwägung 
Rechnung zu tragen. Dabei ist dem Selbstverständnis der Kir­
chen ein besonderes Gewicht beizumessen (vgl. BVerfGE 5 3, 
366 [401]; 66, 1 [22]; 70, 138 [167]). 

2. a) Die Berufsbildung im kirchlichen Bereich wie etwa
die Ausbildung zum kirchlichen Verwaltungsdienst zählt ei­
nerseits zu den kircheneigenen Angelegenheiten im Sinn des 
Art. 137 Abs. 3 WRV; denn das Berufsbild des kirchlichen 
Dienstes wird insgesamt vom kirchlichen Grundauftrag ge­
prägt und erhält von daher seine verfassungsrechtlich ge­
schützte Eigenart (vgl. BVerfGE 70, 138 [165]). Andererseits 
unterliegt diese kirchliche Berufsausbildung, der nicht nur für 
den Bereich der Kirchen Bedeutung zukommt, auch der Ver­
antwortung des Staates für das Gemeinwohl. Das Berufsbil­
dungsrecht dient hier in Konkretisierung des Sozialstaatsprin­
zips (Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 1 Satz 1 GG) vorrangig dem 
Schutz der Auszubildenen als der sozial Schwächeren. Der 
Staat muß ihren An_spruch auf eine umfassende fachliche Be­
rufsausbildung sicherstellen. Piesem Ziel dienen auch die ord­
nungs- und organisationsrechtlichen Vorschriften des Berufs­
bildungsgesetzes über die »Regelung und Überwachung der 
Berufsausbildung« durch die zuständige Stelle(§§ 44, 45) so­
wie über den »Berufsbildungsausschuß der zuständigen 
Stelle«(§§ 56 bis 59). 

b) Danach sind die zu prüfenden Bestimmungen über die
Zusammensetzung des Berufsbildungsausschusses nicht von 
vornherein auf die Kirchen unanwendbar, soweit sie als Aus­
bildungsträger tätig werden. Andererseits gelten diese Vor­
schriften nicht bereits deshalb für die Kirchen, weil sie Teil der 
vom Staat geschaffenen Regelungen des beruflichen Bil­
dungswesens sind; denn die durch Art. 140 GGi. V. m. Art.13 7 
Abs. 3 WRV garantierte Kirchenautonomie verwehrt es dem 
Staat, seinen Gesetzen in beliebigem Umfang im Bereich der 
Kirchen Geltung zu verschaffen (vgl. BVerfGE 66, 1 [20]). Die 
Vorlagefrage kann daher nur aufgrund einer Abwägung des 
kirchlichen Selbstbestimmungsrechts einerseits und der Be­
deutung des mit den zu prüfenden Normen verfolgten Zieles 
für das Gemeinwohl andererseits beantwortet werden. 
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c) Im Blick auf diese verfassungsrechtlichen Vorgaben hat
der Gesetzgeber 1971 die Vorschrift des § 84aBBiGnormiert, 
die den Kirchen (und sonstigen Religionsgemeinschaften des 
öffentlichen Rechts) die Befugnis zuweist, für ihren Bereich 
die zuständige Stelle für die Berufsausbildung in kircheneige­
nen Ausbildungsberufen zu bestimmen. Er hat damit eine Re­
gelung ähnlich den in § 118 Abs. 2 des Betriebsverfassungsge­
setzes und in § 112 des Bundespersonalvertretungsgesetzes 
getroffen. Indem der Staat die zuständige Stelle, die einen 
wichtigen Einfluß auf die Berufsausbildung insbesondere 
durch die Kompetenzen zum Überwachen (§§ 23, 45), Regi­
strieren(§ 31 ), Prüfen(§ 36) und Regeln(§§ 41, 44 BBiG) aus­
übt, nicht selbst bestimmt, sondern dies der Kirche überläßt, 
hat er das kirchliche Selbstbestimmungsrecht jedenfalls hin­
reichend beachtet. 

3. Die zur Prüfung stehenden Vorschriften des Berufsbil­
dungsgesetzes über die Zusammensetzung des Berufsbil­
dungsausschusses nehmen hingegen nicht die gebotene Rück­
sicht auf die verfassungsmäßig gesicherten Belange der 
Kirchen. 

a) Der Berufsbildungsausschuß ist nach der Konzeption
des Gesetzes als ein Organ der zuständigen Stelle geschaffen, 
die ihn errichtet (§ 56 Abs. 1 Satz 1 BBiG), hier also einer 
kirchlichen Stelle; nur deshalb kann er nach Maßgabe des § 5 8 
Abs. 2 BBiG über die von dieser Stelle zu erlassenden Rechts-
vorschriften beschließen.Diese Organstellung entspricht auch 
dem erklärten Willen des Gesetzgebers (vgl. den schriftlichen 
Bericht des Ausschusses für Arbeit, BTDrucks. V /4260, S. 
20). Die zuständige - kirchliche - Stelle kann niemals allein 
entscheiden. Vielmehr ist in allen wichtigen Angelegenheiten 
der beruflichen Ausbildung der Berufsbildungsausschuß zu 
beteiligen(§ 58 Abs. 1 BBiG). Rechtsvorschriften beschließt 
sogar nur er(§ 58 Abs. 2 Satz 1 BBiG); seine Beschlüsse gelten 
insoweit- kraft einer gesetzlichen Fiktion - als solche der zu­
ständigen Stelle (vgl. den schriftlichen Bericht des Ausschus­
ses für Arbeit, a.a.O., S. 21 ). Diese besitzt zwar ein aufschie­
bendes Vetorecht; durch dessen Ausübung ist der Ausschuß 
aber lediglich zur Überprüfung seines Beschlusses gehalten(§ 
58 Abs. 2 Sätze 2 bis 4 BBiG). Nur im Falle einer Überschrei­
tung der im Haushalt vorgesehenen Mittelist die Beschluß­
kompetenz des Berufsbildungsausschusses durch das Erfor­
dernis der Zustimmung der für den Haushaltsplan 
zuständigen Organe begrenzt (§ 58 Abs. 3. BBiG). Zudem 
steht dem Ausschuß eine Regelungsbefugnis im Sinne einer 
subsidiären Allzuständigkeit im Rahmen· des vorgegebenen 
Gesetzes- und Verordnungsrechts zur» Durchführung der Be­
rufsbildung« zu (vgl. § 44 BBiG). Die Meinung des Verwal­
tungsgerichts im Ausgangsverfahren, die Regelungsbefugnis 
des Ausschusses sei rechtlich unbedeutend, da sie lediglich 
den technisch-organisatorischen Vollzug und nicht die inhalt­
liche Gestaltung der Ausbildung betreffe, ist demnach ersicht­
lich unrichtig. Immerhin beschließt der Ausschuß u. a. die Prü­
fungsordnung, die Vorschriften zur Überwachung der 
persönlichen und fachlichen Eignung der Ausbilder sowie der 
Eignung der Ausbildungsstätten, über die Abkürzung und 
Verlängerung der Ausbildungszeit, über das Prüfungswesen, 
über die Anzahl und Durchführung von Zwischenprüfungen, 
zur Förderung der Berufsausbildung und zur Beilegung von 
Streitigkeiten aus Ausbildungsverhältnissen, ferner die Be­
stimmungen über die Tätigkeit und Zahl der zu bestellenden 
Ausbildungsberater. 

b) Trotz dieser vom Gesetzgeber geschaffenen Organstel­
lung und Regelungsbefugnis wird der Berufsbildungsaus­
schuß nur formal von der zuständigen Stelle »errichtet« (§ 56 
Abs. 1 Satz 1 BBiG). Die Ernennung und gegebenenfalls die 
Abberufung seiner Mitglieder obliegen nicht dieser - hier: 
kirchlichen - Stelle, als deren Organ er tätig wird, sondern der 
nach Landesrecht zuständigen staatlichen Behörde. Der zu­
ständigen Stelle steht nur ein Vorschlagsrecht für ein Drittel 
der Mitglieder, nämlich die sechs Beauftragten der Arbeitge-

ber zu, während die sechs Beauftragten der Arbeitnehmer von 
den im Bezirk der zuständigen Stelle bestehenden Gewerk­
schaften und selbständigen Vereinigungen von Arbeitneh­
mern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung vorge­
schlagen werden; die sechs Lehrer an berufsbildenden Schulen, 
die allerdings nur beratende Stimme haben, werden unmittel­
bar von der staatlichen Behörde berufen (§ 56 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 BBiG). Die Abberufung der Mitglieder, die aus wichti­
gem Grund möglich ist, liegt allein bei der staatlichen Behörde; 
sie ist allerdings zur vorherigen Anhörung der an der Berufung 
beteiligten Stellen verpflichtet(§ 5 6 Abs. 4 BBiG ). Der Berufs­
bildungsausschuß beschließt mit der Mehrheit der abgegebe­
nen Stimmen(§ 57 Abs. 1 Satz 2 BBiG); demzufolge bedarf 
grundsätzlich jede Entscheidung der Zustimmung wenigstens 
eines Mitglieds, das nicht von der zuständigen (kirchlichen) 
Stelle vorgeschlagen worden ist. 

Ob und inwieweit sich aus dieser Art der Bildung und Be­
schickung der Berufsbildungsausschüsse Bedenken im Hin­
blick auf das Prinzip der parlamentarischen Verantwortlich­
keit in der repräsentativen Demokratie oder Probleme 
hinsichtlich ihres organisationsrechtlichen Status (vgl. Went­
zel, Autonomes Berufsbildungsrecht und Grundgesetz, S. 
220) ergeben, kann dahingestellt bleiben. Für die hier anzu­
stellende verfassungsrechtliche Prüfung ist entscheidend, wel­
che rechtliche Ausgestaltung der Berufsbildungsausschuß
durch die Entscheidung des Gesetzgebers erfahren hat und er­
fahren sollte. Die gesetzliche Regelung hat für den hier in Rede
stehenden Bereich kirchlicher Berufsbildung zur Folge, daß
über wesentliche Fragen der Gestaltung des kirchlichen Dien­
stes ein Gremium beschließt, dessen Mitglieder zu zwei Drit­
teln von außerkirchlichen Organisationen bzw. staatlichen Be­
hörden bestimmt werden. Die von der zuständigen kirchlichen
Stelle entsandten Mitglieder des Berufsbildungsausschusses
sind nicht in der Lage, einen Beschluß gegen den Willen der
übrigen stimmberechtigten Mitglieder durchzusetzen. Ob­
wohl Beschlüsse des Ausschusses als solche der von der Kirche
bestimmten zuständigen (kirchlichen) Stelle gelten, sind sie
damit vom Konsens von Personen abhängig, die nicht von die­
ser kirchlichen Stelle ausgewählt sind, möglicherweise der Kir­
che nicht einmal angehören oder ihr aus anderen Gründen
fernstehen. Die Kirchen können daher in Gestalt der zuständi­
gen Stelle über ihre eigenen Angelegenheiten nicht mehr selbst
entscheiden. Tonen wird vielmehr der normative Wille eines
Gremiums als eigene Entscheidung zugeordnet und aufge­
zwungen, das seiner inneren Struktur nach keinerlei repräsen­
tativen Charakter für sie besitzt, weil nur ein Drittel seiner Mit­
glieder auf kirchlichen Vorschlag berufen wird. Hierdurch
wird auf diesem Gebiet die l<:irchliche Willensbildung ul).d Or­
ganisation in erheblichem Maße beeinflußt, wenn nicht sogar
entscheidend bestimmt.

c) Damit greifen die beanstandeten Bestimmungen des
Berufsbildungsgesetzes in das den Kirchen von Verfassungs 
wegen zustehende Selbstbestimmungsrecht, insbesondere in 
ihre Organisationsgewalt und Personalhoheit ein, ohne daß 
eine solche Regelung im kirchlichen Bereich aus zwingenden 
Gründen geboten wäre (vgl. BVerfGE 53, 366 (404 f]). Nütz­
lichkeitserw_jigungen reichen nicht aus, wenn es um das »Pro­
cedere« in der kirchlichen Berufsbildung geht. Da diese vom 
kirchlichen Grundauftrag mitumfaßt wird, zu dem sich der 

· weltanschaulich neutrale Staat nicht äußern darf, kann er den
Kirchen auch nicht vorschreiben, wie und in welcher Form sie
ihren Auftrag wahrnehmen. Wohl trägt der Staat Verantwor­
tung für das (fachliche) Ausbildungsresultat; er muß aber den
Kirchen grundsätzlich die Wege offenhalten, die zu dem Ziel
einer angemessenen Ausbildung führen. Auch unter anderen
Gesichtspunkten sind »dringende Gründe des gemeinen
Wohls« (BVerfGE 53, 366 (407]), die die beanstandeten Vor­
schriften zu rechtfertigen vermöchten, nicht ersichtlich.

4. a) Die sich daraus ergebende Verfassungswidrigkeit der
zur Prüfung gestellten Vorschriften beschränkt sich nicht nur 

•
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auf die Art der Zusammensetzung und die Berufung des Be­
rufsbildungsausschusses' nach§ 56 Abs. 2 BBiG. Sie bezieht 
sich auch auf die Festlegung der Anzahl der Mitglieder dieses 
Ausschusses durch§ 56 Abs. 1 Satz 2 BBiG. Die Bildung von 
Berufsbildungsausschüssen mit 18 Mitgliedern würde der An­
zahl der bei den kirchlichen Verwaltungen Auszubildenden in 
keiner Weise entsprechen. So haben nach dem Verwaltungs­
vorgang des Beklagten des Ausgangsverfahrens in den Jahren 
1973 und 1974 in der Evangelisch-lutherischen Landes­
kirche Hannovers lediglich 55 bzw. 71 Ausbildungsverhält­
nisse bestanden. In kleineren Landeskirchen wird danach von 
einer noch weitaus geringeren Anzahl Auszubildender auszu­
gehen sein. Da für sämtliche Mitglieder des Berufsbildungs­
ausschusses auch noch Vertreter bestellt werden müssen(§ 56 
Abs. 5 BBiG), würde für die Kirchen bei der vorgeschriebenen 
Bildung des Ausschusses der personelle Aufwand in keinem 
angemessenen Verhältnis zu der Zahl der Auszubildenden ste­
hen. Auch aus diesem Grunde muß es der Organisationshoheit 
der Kirchen vorbehalten bleiben, in welcher Weise sie Berufs­
bildungsausschüsse einrichten, die ihren Bedürfnissen auch in 
bezug auf die Anzahl der Ausschußmitglieder gerecht werden. 

b) Als Folge der Verfassungswidrigkeit der Bestimmun­
gen über Anzahl der Mitglieder des Berufsbildungsausschus­
ses und Art seiner Zusammensetzung im kirchlichen Bereich 
verliert die Vorschrift des§ 56 Abs. 1 Satz 1 BBiG, wonach die 
zuständige Stelle einen Berufsbildungsausschuß errichtet, in­
soweit ihren Sinngehalt. Sie ist Teil der Gesamtregelung und 
damit Gegenstand der verfassungsgerichtlichen Unvereinbar­
keitserklärung. 

5. Einer verfassungskonformen Auslegung der beanstan­
deten Vorschriften steht die Eindeutigkeit der gesetzlichen 
Regelung entgegen. Das Gebot solcher Auslegung legitimiert 
nicht dazu, Wortlaut und Sinn des Gesetzes beiseite zu schie­
ben oder zu verändern (vgl. BVerfGE 8, 28 (34]; 8, 38 (41 J; 18, 
97 [111]). 

Ze id l e r

S t e i n b e r g e r

R i n c k

T r ä g e r

Dr. Dr. h.c. N i e b 1 e r 

Bö c k e n fö r d e  

Der Richter Klein ist an der Unterschrift verhindert. 

Ze i d ler 

Mitteilungen 

Evangelische Kirche in Deutschland 

- Kirchenamt -

Auslandsdienst 

Die Evangelische Gemeinde Deutscher Sprache in 

MEXIKO 

sucht zum 1. Juni 1987 einen Pfarrer/eine Pfarrerin der/die 
nicht zurückschreckt vor 

der Arbeit in einer 18 Millionenstadt und in weit entfern­
ten Orten des Landes, 
einer bürgerlichen Gemeinde der Mittel-und Oberschicht 
mit einem insgesamt etwas schwergängigen Gemeinde­
leben 

sozialen Aufgaben und ökumenischen Begegnungen im 
Schmelztiegel lateinamerikanischer Probleme. 

Wir wünschen uns einen Pfarrer/ eine Pfarrerin, der/ die sich 
freuen kann über 

einen lebendigen, kooperativen Kirchenvorstand 

Zusammenarbeit mit einem Kollegen und vielen Mitarbei­
tern 

· die Möglichkeit, eigene Akzente zu setzen

bunte Menschenschicksale mit vielfältigen Anforderun­
gen und Bereicherungen.

Ein Intensivkurs zur Erlernung der spanischen Sprache ist 
vor Dienstbeginn vorgesehen. 

Interessenten erhalten weitere Informationen und Aus­
schreibungsunterlagen beim Kirchenamt der EKD, Hauptab­
teilung Ökumene und Auslandsarbeit, Postfach 21 02 20, 
3000 Hannover 21, Telefon (0511) 71 11 -4 39 und (0511) 
71 11-4 25. 

Bewerbungsfrist: 15. Oktober 198 6 

Auslandsdienst 

Die Evang. Gemeinde deutscher Sprache in Jakarta/Indo­
nesien sucht zum 1. August 1987 für zunächst 3 Jahre 

e i n e  (n) v e r  h e i r a: t e t  e (n) P f a r r e r  (i n) 

der/ die Freude hat an 

Verkündigung und Gottesdienstgestaltung 

Gemeindeaufbau unter Menschen, die in der Regel nur für 
ein paar Jahre am Ort leben 

Seelsorge an Menschen, die sich in einer für sie fremden 
Umwelt bewegen 

Religionsunterricht in einer deutschen Schule mit etwa 
250 Kindern 

Zusammenarbeit mit indonesischen Kirchen und Chri­
sten, besonders mit der Protestantischen Kirche in West­
indonesien (G.P.I.B.). 

Die klimatischen Bedingungen sind nicht leicht. Bewerbun­
gen erbeten bis 10. Oktober 1986.

Weitere Auskünfte (Ausschreibungsunterlagen) erteilt das 
Kirchenamt der EKD, Herrenhäuser Str. 12, 3000 Hannover 
21, Tel.: (0511) 71 11 -4 33/ 4 3 6. 
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Auslandsdienst 

Die zur Evangelischen Synode deutscher Sprache in 
Großbritannien gehörenden Gemeinden dieser nördlichen 
Region suchen zum 

1. August 1987

für die Pfarrstelle mit Dienstsitz in Newcastle für fünf Jahre 
eine(n) Pfarrer(in), der/die bereit ist,Menschen deutscher 
Sprache und Herkunft in deren Muttersprache das Evan­
gelium zu verkündigen und ihr Seelsorger zu sein. 

Wichtig ist die Bereitschaft zur guten Zusammenarbeit 
mit ehrenamtlichen Mitarbeitern ap mehreren Orten und 
dem Kollegen in Edinburgh. Interesse an der ökumenisch 
interessanten Diasporasituation wird erwartet. 

Dienstfahrzeug wird gestellt, ein etwa erforderlicher 
Intensiv-Sprachkurs vor Dienstbeginn angeboten. 

Ausschreibungsunterlagen bitten wir schriftlich anzufor­
dern beim 

Kirchenamt der EKD, Hauptabteilung III: Ökumene 
und Auslandsarbeit (Kirchliches Außenamt), Postfach 
21 02 20, 3000 Hannover 21, Tel.: (05 11) 71 lls2 27 /2 29 

Dorthin sind auch die Bewerbungen bis zum 25. Oktober 
1986 zu richten. 

Auslandsdienst 

Die Pfarrstelle des zur Evangelischen Synode deutscher 
Sprache in Großbritannien gehörenden neugebildeten 
Pfarramtsbereiches London-West ist zum 

15. September 1987

durch Gemeindewahl zu besetzen. 

Der Pfarramtsbereich besteht aus der im Zentrum Lon­
dons gelegenen Christuskirche, deren Gemeindeglieder 
vor allem im Südwesten wohnen, aus der mit der Deutschen 
Schule verbundenen Gemeinde Petersham sowie den Ge-

meinden Oxford und Reading-Farnborough. Die Gemein­
den, an selbständiges Arbeiten gewöhnt, sind recht unter­
schiedlich in ihrer Entstehungsgeschichte und sozialen 
Struktur; sie möchten evangelischen Christen deutscher 
Sprache, verschiedener Herkunft und Prägung zur geist­
lichen Heimat werden. Ökumenische Kontakte bestehen 
und werden regelmäßig gepflegt. 

Das Pfarrhaus in Barnes liegt auf halbem Wege zwischen 
der Christuskirche und der Deutschen Schule. 

Wir schicken Ihnen gern die schriftlich erbetenen Aus­
schreibungsunterlagen zu. 

Kirchenamt der EKD, Hauptabteilung III: Ökumene 
und Auslandsarbeit (Kirchliches Außenamt), Postfach 
21 02 20, 3000 Hannover 21 

Ende der Bewerbungsfrist: 25. Oktober 1986 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Wiederbeilegung der Rechte des Geistlichen Standes 
Nachdem die Kirchenleitung der Evangelisch-Luthe­

rischen Landeskirche Sachsens in Dresden/DDR nicht wider­
sprochen hat, ist von der Kirchenleitung der Evangelischen Kir­
che von Westfalen beschlossen worden, Herrn Hans-Ludwig 
Schönbrodt, Bad Bedeburg, gemäß§ 70 des Pfarrerdienstge­
setzes der Evangelischen Kirche der Union (KABI. 1981 S. 
201) die in der Ordination begründeten Rechte und Pflichten
erneut zu übertragen.

B i  e 1 e f e 1 d, den 10. Juli 1986 

Landeskirchenamt 

in Vertretung 
D e mme r 

•
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